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      			Ein ebenso lustiges wie entlarvendes Buch über den Zustand der Demokratie und die Frage, wie man sie besser machen könnte

      			 

      			Was verbindet einen AfD-Wähler und eine Klimaaktivistin? Die Angst, dass die Welt, wie sie ist, untergehen wird. Von wegen gespaltene Gesellschaft! Egal ob rechts oder links, «alter weißer Mann» oder junge «woke» Frau, Lastenradfan oder Impfgegner: Wir sind vereint in unserer Angst vor einer düsteren Zukunft. Kein Wunder, immerhin leben wir in einem Gruselkabinett aus Donald Trump, Klimawandel, Alice Weidel und Genderstern. Für alle ist etwas zum Fürchten da.

      			Doch Sarah Bosetti hat keine Lust auf Angst und Trübsal. Und sie hat eine bessere Idee! Wenn uns die Zukunft, wie sie gezeichnet wird, nicht gefällt, dann sollten wir uns eine schönere malen und darauf hinarbeiten. Wenn niemand mehr Bock auf Demokratie hat, sollten wir sie nicht aufgeben, sondern besser machen.

      			«Make Democracy Great Again!» ist ein lustiges, bissiges und aufrüttelndes Plädoyer für die Rettung der Demokratie. Sarah Bosetti gibt Politikern Kommunikationsnachhilfe – indem sie ihre Aussagen in das übersetzt, was sie eigentlich sagen wollen –, erfindet die schönsten Fake News, schreibt reflektierte Demoplakate und zeigt, wieso es ein Privileg ist, vom Sofa aufstehen zu dürfen.
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               Prolog

            
               
                  Die Sofa-Theorie

               
               Wisst ihr, was mich am meisten an der Demokratie nervt? Dass man ständig auf sie aufpassen muss. Sie ist wie ein kleines Kind, das gerade Laufen gelernt hat. Kaum guckst du eine Sekunde nicht hin: zack, tot. Wohin laufen kleine Kinder, wenn man sie nicht aufhält? Zur Steckdose. Immer zur nächsten Steckdose. Es scheint ein magisches Band zwischen krabbelnden oder wankenden Kleinkindern und tödlichen Strombuchsen zu geben. Und die Demokratie ist genauso. Kaum passt man eine Sekunde nicht auf, schon läuft sie zu Björn Höcke. Zack, tot. Und klar, es gibt diese Schutzdinger, die man in Steckdosen machen kann, damit die Kinder da nicht reinfassen, und für die Demokratie gibt es so was natürlich irgendwie auch, aber kaum passt du kurz nicht auf, schon pulen irgendwelche anderen Gnome, die behaupten, die besten Freunde der Demokratie zu sein, die Schutzdinger da wieder raus. Supernervig.

               Vielleicht brauchen wir mal wieder eine Diktatur. Habe ich überlegt. Es hat doch eh niemand mehr Lust auf Demokratie. Was ich übrigens verstehe. Demokratie ist viel zu anstrengend! Ständig muss man sie pflegen, sie putzen und verteidigen. Man muss ihr Händchen halten und ihr sagen, dass sie sich gegen ihre großen, bösen Gegner wehren soll. Man muss andere Meinungen aushalten und immer alles ausdiskutieren. Man muss die Mehrheit entscheiden lassen und Minderheiten schützen. Man muss friedlich mit Menschen in einem Land leben, die Markus Söder reden hören und nicken.

               Ich weiß, ihr habt ein Fangirl-Buch über die Demokratie erwartet, aber nein! Ich möchte erst mal kurz ein Plädoyer für Diktaturen halten: Klar, die Sache mit der Unterdrückung und der Willkür und der ungerechten Machtverteilung ist nicht ganz ideal, aber irgendwie sind Diktaturen ja schon bequemer. Es ist zum Beispiel gar nicht so wichtig, dir eine fundierte Meinung zu allem zu bilden, du darfst sie ja eh nicht äußern. Du musst auch nicht wählen gehen. Und wozu solltest du dich mit komplexen Fragen der Wirtschaftspolitik befassen, wenn du doch sowieso nichts ändern kannst?

               Diktatur ist, als würdest du im Auto geknebelt und gefesselt auf dem Beifahrersitz hocken – schon ziemlich blöd, aber immerhin musst du den Weg nicht kennen.

               Und bevor ihr jetzt empört aufschreit: Natürlich sind Diktaturen schrecklich, vor allem faschistische. Und natürlich will ich in keiner leben. Aber ich bin nicht sicher, ob es allen anderen auch so geht. Genau wie der Spruch mit den hungernden Kindern in Afrika noch nie ein mittelständisches westeuropäisches Kind dazu gebracht hat, sein Gemüse zu schätzen zu wissen, so weiß auch kaum ein Erwachsener eine Demokratie zu schätzen, bloß weil man ihm sagt, dass eine Diktatur noch schlimmer ist. Im Gegenteil, ich nehme zwischen all den Internetstammtischen und Talkshows und Sonntagsfragen eine gewisse Diktatursehnsucht wahr. Ein knappes Drittel der Deutschen glaubt gar nicht mehr daran, in einer Demokratie zu leben, sondern hält sie für eine «Scheindemokratie». Und ungefähr ein Viertel will die Partei wählen, die das Ende unserer Demokratie am wahrscheinlichsten macht.

               Was ist denn so verlockend an der Alternative zur Demokratie? Natürlich will niemand weniger dürfen. Aber es gibt ja zwei Grenzen der Freiheit: das Ende des Dürfens und das Ende des Müssens. Und wir sind nun mal gepamperte, undankbare, verwöhnte Bälger. Wir wollen alles dürfen, aber nichts müssen.

               Zwei Männer, die das sehr schön illustrieren, sind Hubert Aiwanger und Robert Habeck. Es gibt kaum einen Politiker, der mich zugleich so sehr langweilt und so sehr fasziniert wie Hubert Aiwanger. Ihr wisst schon, das war der mit dem Bruder. Der, für den die Sache mit dem holocaustverharmlosenden Flugblatt damals ein «einschneidendes Erlebnis» war, von dem er aber leider, leider alle relevanten Details vergessen hat.

               Der bei einer Demo in Erding 2023 rief: «Wir werden uns unser Land und unser Volk zurückholen!» – Ach nein, das war Alexander Gauland 2017. Aiwanger rief nur, dass «die schweigende große Mehrheit dieses Landes sich die Demokratie wieder zurückholen muss».

               Das ist ja zum Glück etwas völlig anderes.

               Der 2019 bei den Internationalen Jagd- und Schützentagen sagte: «Ich bin überzeugt, Bayern und Deutschland wären sicherer, wenn jeder anständige Mann und jede anständige Frau ein Messer in der Tasche haben dürfte, und wir würden die Schwerkriminellen einsperren.»

               Der 2023 auf X schrieb: «Eine starke AfD ist strategisches Kalkül linker Kreise, um Grüne in Regierungen zu bringen.»

               Oder: «Wenn wir dafür sorgen, dass die guten Leute hierbleiben, brauchen wir nicht so viele andere ins Land lassen!»

               Guter Typ also. Wenn du ChatGPT bittest, jeden möglichen Satz aus den Begriffen «normales Volk», «Bevormundung», «Heimat» und «diese Syrer» zu bilden, kommt dabei eine Aiwanger-Rede heraus.

               Ich habe viel darüber nachgedacht, wieso der «Da läuft eine Kampagne gegen mich!»-Ruf bei Aiwanger funktioniert hat und bei anderen Politiker*innen nicht. Zum Beispiel bei Robert Habeck. Dass gegen ihn eine Kampagne lief – na ja, ich zitiere jetzt mal nicht die dreihundertfünfundneunzig «Habeck ist der Antichrist»-Schlagzeilen der BILD. Habeck selbst sprach allerdings gar nicht von einer Kampagne. Das war ganz interessant. Im Gegenteil. Als er danach gefragt wurde, wie zum Beispiel im August 2023 in der ZEIT, sagte er: «Nein, die deutsche Presse darf schreiben, was sie will. Die Pressefreiheit ist ein hohes Gut.» Das war so eine richtige Politikerantwort! Es war Taktik, damit man ihm weder Weinerlichkeit noch Zensurwünsche unterstellen konnte. Und ich verstehe, woher die Taktik kam, denn wenn er sie nicht angewandt hätte, hätte man ihm Weinerlichkeit und Zensurwünsche unterstellt.

               Sogar Friedrich Merz, gegen den eindeutig auch eine Kampagne läuft, nämlich eine geheimer Mächte, die ihn zwingen, unsympathische Dinge zu sagen, sobald er sich einem Mikrofon nähert, geht damit halbwegs gelassen um und kann trotzdem politisch nicht immer davon profitieren. Hubert Aiwanger hingegen schaffte es, auf die unangefochten schlechtestmögliche Art und Weise auf Vorwürfe zu reagieren, sich komplett hinter «Die wollen mich politisch und persönlich fertigmachen!» zu verschanzen und damit jeden noch so leisen Anflug von Verantwortungsbewusstsein schon von Weitem zu vergrämen – und seine Partei stieg in den Umfragen auf ein Rekordhoch.

               Ich habe eine Theorie, wieso das so ist: Habeck ist eine Zumutung, Aiwanger nicht.

               Robert Habeck verlangt den Menschen Dinge ab: sich dem Klimawandel zu stellen, in einem Maß, das ins Private und in persönlichen Verzicht hineinreicht. Er ist Teil einer Partei, die eine gesellschaftliche Veränderung anstrebt. Und man kann diese Veränderung gut oder schlecht finden, kann die Notwendigkeit von Klimaschutz anerkennen oder nicht, kann die Lösungsansätze der Grünen für falsch oder ungerecht halten oder für den einzig richtigen Weg. So oder so, in beiden Fällen, hat man wahrscheinlich erst mal keine riesige Lust auf Veränderung, weil Veränderung nun mal anstrengend ist. Wir sind ja träge. Wir bleiben gerne in dem Zustand, in dem wir uns gerade befinden. Damit wir unseren Zustand ändern, muss man uns schon davon überzeugen, dass das eine wirklich gute und im besten Fall sogar notwendige Idee ist. Um diesen Weg als Gesellschaft gehen zu können, braucht es also ein Problembewusstsein in der breiten Masse und eine, sagen wir, tatkräftige Entschlossenheit der Mehrheit. Es braucht Bereitschaft. Um diese Bereitschaft zu schmälern oder zu zerstören, ist gar kein Antisemitismusskandal notwendig. Es reichen leise Zweifel – die ja zum Beispiel von der BILD fleißig gesät wurden. Denn nichts zerstört Entschlossenheit so schnell wie Zweifel.

               Viele Leute nahmen also das Angebot, an Robert Habeck zu zweifeln, dankbar an, weil es Entspannung versprach. Weil es sie von der Verantwortung befreite, über seine Zumutungen auch nur nachdenken zu müssen. Ein einfaches «Na, bei dem weiß man ja auch nicht so recht» reichte, um sich wieder auf sein bequemes Sofa fallen zu lassen.

               Bei Hubert Aiwanger war das Gegenteil der Fall. Sein Versprechen an seine Wähler*innen war immer: Bayern bleibt Bayern, die anderen sind schuld, euer bequemes Sofa bleibt euer bequemes Sofa, solange ich da bin.

               An Aiwanger zu zweifeln bedeutete also, vom Sofa aufstehen zu müssen. Und da, Überraschung!, reichte schon der leiseste Zweifel am Zweifel, um sich doch wieder aufs Sofa fallen zu lassen.

               Kurz war allen der Atem gestockt: Antisemitismus, auweia. Aber dann: Ah, alles nur eine Kampagne, fünfunddreißig Jahre her, der Bruder war’s.

               Es ist das Spiel zwischen Anstrengung und Entspannung, zwischen Motivation und Sofa. Von demjenigen, der dich vom Sofa hoch und eine Runde joggen schicken will, musst du schon sehr überzeugt sein. Sobald dir jemand Zweifel an ihm einflößt, stehst du seinetwegen nicht auf. Von dem Typen, der sagt: «Bleib ruhig sitzen, das ist dein gutes Recht», musst du nicht überzeugt sein. Du willst ihm ja glauben.

               Wir leben in einer Sofa-Demokratie: Vom Sofa aus schimpfen wir über «die da oben», und vom Sofa aus wählen wir immer wieder diejenigen, die uns versprechen, dass wir nicht vom Sofa aufstehen müssen.

               Der Soziologe Oskar Negt geht davon aus, dass die Demokratie die einzige politisch verfasste Gesellschaftsordnung ist, die gelernt werden muss. Und als sei das nicht riskant genug, trägt sie zugleich auch noch als einzige Staatsform das Potenzial ihrer eigenen legalen Abschaffung in sich. Sie ist die einzige, die sagt: «Guckt, die Tür ist offen, ihr könnt rausgehen und von außen das Haus anzünden, wenn ihr wollt.»

               Natürlich ist sie auch die einzige Staatsform, bei der es extrem ungeschickt wäre, sich der Tür auch nur zu nähern. Ich kann wirklich alle verstehen, die die Demokratie anstrengend finden. Aber deshalb die Diktatur zu wählen wäre, als würde man als zwanzigjährige Frau, weil es in der eigenen Beziehung gerade nicht so läuft, zu einer Rammstein-Aftershowparty gehen.

            
               
                  Zölle auf Lügen

               
               Boah, ist die Welt gerade gruselig! Eine kürbisförmige Nebelkerze wurde zum mächtigsten Mann der Welt gewählt, Klimaschutz ist nach einem kurzen Hype wieder zum kauzigen Hobby weltfremder Weltverbesserer verkommen, selbsternannte Selberdenker lassen sich mit Fast-Food-Lügen füttern, um sie dann herzlos in die Wahlurne zu erbrechen, noch immer schlagen sich Leute gegenseitig die Köpfe ein, weil sie ihre Götter offenbar für eitle Platzhirsche mit fragilem Selbstwertgefühl halten, und Mister Burns ist deutscher Bundeskanzler. Ich will ja nicht sagen, dass die Serie, die sich «Weltgeschehen» nennt, nicht unterhaltsam wäre. Bisschen absurde Besetzung der Hauptrollen, aber schon irgendwie spannend. Auch diese Genre-Shifts, von seichter Vorabendserie zu Komödie zu Horrorfilm: nicht übel. Aber langsam könnte mal etwas Neues kommen. Dass gekränkte Egomanen Hunderttausende Menschen in den Tod schicken: kennen wir. Dass man Menschen mit blumigen Worten in ihren eigenen Untergang verführen kann: kennen wir. Dass Leute, die Probleme ignorieren, als souverän gelten, und Leute, die Probleme lösen wollen, als problematisch: kennen wir. Und dass die Demokratie natürlich mal wieder nichts Besseres zu tun hat, als in Gefahr zu sein: kennen wir. Gebt mir etwas Neues! Ich weiß nicht, in welcher Staffel Weltgeschehen wir sind, aber wie wäre es mal mit einer Folge «Vernunft und Mitmenschlichkeit triumphieren über Angstmacherei und Populismus»?

               Ihr glaubt nicht, dass diese Folge jemals kommt? Ich auch nicht. Aber: Wir können sie ja selbst schreiben. Und genau das werde ich in diesem Buch tun.

               Keine Sorge, ich denke mir jetzt keine abgefahrene Utopie aus, in der alle Menschen ihren Reichtum teilen, Waffen plötzlich aus Zuckerwatte bestehen und sich Christian Lindner voller Demut zum Sozialarbeiter umschulen lässt.

               Alles, was ich ändern will, sind Worte.

               Politiker*innen sind ja Menschen mit vielen Talenten, aber mir ist aufgefallen, dass sie eine Sache fast nie hinkriegen: Sie sagen ganz oft gar nicht das, was sie meinen. Und es tut mir ein bisschen leid für sie, dass sie das nicht besser können. Also, ist ja nicht schlimm, dafür können sie andere Dinge, zum Beispiel unbeliebt sein. Und bei ihren kommunikativen Defiziten kann ihnen ja jemand unter die Arme greifen, zum Beispiel ich. Deshalb werde ich ab sofort alles, was Politiker*innen sagen, übersetzen, und zwar in das, was sie wirklich sagen wollen. Ich bin sicher, sie werden mir alle sehr dankbar sein für diese ungefragte Nachhilfe.

               Und wenn ihr jetzt brüllt: «Das wird die Demokratie auch nicht retten, du arrogante Sprachnazitrulla!», dann habt ihr womöglich recht. Aber unterschätzt die Bedeutung von Worten nicht. Worte lenken die Welt, egal ob in Bundestagsdebatten, Zeitungen, Businessmeetings oder Fernsehsendungen. Ob wir einen guten Tag haben, hängt nur selten davon ab, ob wir heute eine besonders schöne Vase töpfern, sondern viel eher davon, ob wir freundliche Worte hören. Außer natürlich, wir machen gerade einen Töpferkurs. Aber sogar zu Töpferkursen gehen Menschen vermutlich nicht nur, um Vasen zu töpfern, sondern auch, um mit Leuten zu reden. Kein Haus wird gebaut ohne Worte. Wir alle, wir als Gesellschaft, als Familien, als Freundinnen, als Liebende, als Kollegen, wir tauschen mehr Worte aus als Umarmungen. Worte sind die Werkzeuge, mit denen wir unsere Sicht auf die Welt abgleichen. Und es ist schon krass, wie egal es im politischen Diskurs geworden ist, ob in diesen Worten Wahrheit steckt. Mehr noch: wie wenig die wahren Worte, die es gibt, gewürdigt werden.

               Klar, die Lüge muss man nicht aushandeln, man kann sie einfach selbst bestimmen, und zwar so, dass sie einem passt. Das ist sehr viel bequemer. Erstaunlich ist also nicht, dass Leute in der Politik lügen. Erstaunlich ist, wie sehr wir sie damit durchkommen lassen. Das würde in keinem anderen Beruf funktionieren. Stellt euch vor, Friedrich Merz wäre Architekt und würde sagen: «Da rechts bauen wir eine schöne, dicke Brandmauer ein!», und drei Jahre später würde er – während es brennt – behaupten: «Nee, nee, von ’ner Brandmauer hab ich nie was gesagt.» Der würde richtig Stress bekommen! Aber in der Politik wird er damit Bundeskanzler.

               Es ist ein komplett bizarrer Zustand, den wir alle tolerieren. Wir als Bevölkerung könnten das ja ändern. Wir könnten zum Beispiel diejenigen, die uns anlügen, einfach nicht mehr wählen. Vielleicht würden sie dann aufhören zu lügen, immerhin wollen sie ja gewählt werden. Stattdessen geben wir aber denen unsere Stimme, die am dreistesten lügen. Was ein wenig die Frage aufwirft, ob wir überhaupt die Wahrheit hören wollen – oder doch lieber die Geschichte, die uns am besten gefällt. Denn dann hat die Wahrheit natürlich schlechte Karten. Auch wenn oft anderes behauptet wird: Die Realität schreibt nicht die besten Geschichten. Guckt euch euer Leben an. Was passiert denn da? Geburt, Schule, Pickel, Scheidung, Tod und dazwischen ab und zu ein Orgasmus und sehr viel auf den Bus warten. Das ist die Geschichte, die das Leben schreibt. Und dann kommt die Lüge und ruft: «ALLE FLÜCHTLINGE AUF DER GANZEN WELT WOLLEN HIERHERKOMMEN! SIE WERDEN UNS ÜBERRENNEN, UNSERE FRAUEN UND KINDER MIT BURKAS EINFANGEN UND UNSERE HAUSTIERE ESSEN!»

               Das ist doch mal ’ne Geschichte! Das ist ein Blockbuster, den ich mir angucken würde.

               Und wenn die Wahrheit das kontern will, was kommt dann? «Also, streng genommen und unter Berücksichtigung empirischer Daten kann nicht bestätigt werden, dass die Burka-Jagd oder der Verzehr von Haustieren zu den bevorzugten Beschäftigungen von Geflüchteten gehören, aber ich kann dir total spannende Geschichten über den Bürokratiemarathon erzählen, den Zuwanderer in Deutschland durchlaufen müssen.»

               Ja, erzähl mir mehr, Realität! Sogar mir gefällt die Geschichte der Lüge besser.

               Man sagt ja, die Lüge habe schon dreimal die Welt umrundet, während sich die Wahrheit noch die Schuhe bindet – und ja, vielleicht hat Mark Twain das ursprünglich anders formuliert, aber der Spruch wirft bei mir immer die Frage auf, ob die Wahrheit noch nie von Schuhen mit Klettverschluss gehört hat. Und ich habe das Gefühl, als sei sie in letzter Zeit ein wenig faul geworden. Als würde die Wahrheit nur noch müde von der Seitenlinie winken und rufen: «Eigentlich ist das alles gar nicht so!»

               Wir können es ihr nicht verdenken, sie musste wirklich viel rennen in den vergangenen Jahren. Und kaum jemand scheint sich groß daran zu stören. Manchmal wirkt es, als würden die meisten Menschen Politik als Entertainmentprogramm betrachten. Aber es ist nicht das Dschungelcamp, Leute. Wenn ihr die AfD wählt, dann wählt ihr die nicht raus, ihr wählt die rein!

               Dieses Hinnehmen der allgegenwärtigen Lüge ist einer der Hauptgründe für den Erfolg der AfD: Wenn alle lügen und alle wissen, dass alle lügen, dann glaubt man halt denen, die sagen: «Guckt mal, die lügen doch alle!», selbst wenn das die größten Lügner von allen sind. Dann hat man das Gefühl: «Ah, endlich redet mal jemand Klartext!», vor allem, wenn dieser jemand sich als unterdrückter, mutiger Kämpfer für die Wahrheit inszeniert.

               Und dann wird jeder Versuch, das Rumgelüge einzudämmen, als Zensur dargestellt. Im Koalitionsvertrag unserer aktuellen Regierung steht ein Absatz, der feststellt, dass die bewusste Verbreitung falscher Tatsachenbehauptungen nicht durch die Meinungsfreiheit gedeckt ist und dass besser gegen Informationsmanipulation, Hass und Hetze vorgegangen werden soll. Und was ist die Reaktion? Der gesamte rechte Internetkosmos brüllt: «DDR 2.0!»

               Ich finde den Absatz vor allem lustig. Eine Regierung, der Friedrich Merz angehört, will härter gegen Unwahrheiten vorgehen, das ist doch schön.

               Vielleicht sollten wir mal nach Wales gucken. Erstens, weil auf der Flagge von Wales ein bekiffter Drache zu sehen ist, und zweitens, weil es da eine Initiative gibt, die Abgeordnete für vorsätzliches Lügen bestrafen will. Die sollen dafür Geldstrafen bezahlen oder sogar ihres Amts enthoben werden.

               Konsequenzen für politisches Lügen – das ist doch mal eine Idee. Ich weiß, wenn ich das fordere, werden auch ein paar Leute brüllen: «DDR 2.0!» oder «Die Bosetti will ein Wahrheitsministerium einführen!» – Aber: nein. Niemand darf unsere Realität für uns schreiben. Wir handeln miteinander aus, was wir für wahr halten, und finden im besten Fall in einigen Dingen einen Konsens. Aber wenn sich sämtliche politische Parteien – und viele Medien – dazu hinreißen lassen, so zu tun, als seien «die Gefahren der Migration» DAS Thema, das eine Bundestagswahl entscheiden sollte, wenn der UN-Sicherheitsrat Russland nicht mehr als Aggressor in der Ukraine benennt, wenn Politiker*innen vergessen, was ihr Gestern-Ich gesagt hat, weil ihr Heute-Ich andere Pläne hat, dann verhandeln wir nicht mehr die Realität, sondern nur noch unterschiedliche Abstufungen der Lüge.

               Was ich also will, ist, dass Ehrlichkeit in der Politik überhaupt wieder eine Chance hat. Denn, und damit kommen wir zum Thema dieses Buches: Sie ist die Voraussetzung für eine funktionierende Demokratie. Wenn Politiker*innen lügen, ist das im Kern undemokratisch. Die Realität, auch wenn wir alle sie unterschiedlich wahrnehmen, ist, was uns verbindet. Wenn sie keine Rolle mehr spielt, verlieren wir einander. Das kann und darf kein politisches Ziel sein. Denn das Ergebnis ist dann ja nicht, dass wir alle die Lügen für wahr halten. Das Ergebnis ist, und das hat schon Hannah Arendt festgestellt, dass unser «Orientierungssinn im Bereich des Wirklichen […] vernichtet wird». Die Wahrheit ist wie die Schwerkraft: Sie zieht uns vielleicht runter, aber ohne sie schweben wir alle, auch die Lügner, im luftleeren Raum. Wer systematisch lügt, will nicht, dass wir die Lüge glauben. Er will Orientierungslosigkeit. Warum also sollten wir nicht – damit es sogar Trump-Fans verstehen – sozusagen Zölle auf Lügen erheben, damit die Ehrlichkeit nicht wegen mangelnder Rendite aus der Weltwirtschaft aussortiert wird?

               Und deshalb – um mal diesen leicht überspannten Bogen zu schließen – ist es wichtig, uns die Wahrheit hinter den nicht selten unwahren Worten in Erinnerung zu rufen. Nicht zuletzt, weil das die eigene Erwartungshaltung an Politiker*innen eicht. Die man übrigens sehr gut daran ablesen kann, worüber man sich wundert. Und worüber nicht.

            
               
                  Das Wunder des Wunderns

               
               Habt ihr zum Beispiel schon gehört, dass Donald Trump die Erderwärmung jetzt dadurch aufhalten will, dass er im Weißen Haus immer alle Kühlschranktüren offen lässt? Wenn nicht, könnte es daran liegen, dass ich mir das gerade ausgedacht habe, aber gebt es zu: Wundern würde es euch nicht. Oder höchstens, weil Trump ja gar nicht an den Klimawandel glaubt. Vermutlich sollten wir im Sinne aller Kühlschränke hoffen, dass Trump niemals dieses Buch in die Hände bekommt, sonst liest er es und denkt: Ah ja, das könnte man doch mal probieren!

               Und dieser Mann ist Präsident der USA. Ich bin nach wie vor fassungslos. Die US-Wahl hat sich ja ohnehin nur zwischen einer Kandidatin, die in Deutschland vermutlich in der CDU wäre, und einem Kandidaten, der die AfD als gemäßigt links erscheinen lässt, entschieden. Da kriegen die Amis also gesagt: Hier, ihr könnt euch entscheiden zwischen einem Butterbrot und einer Schüssel mit frittiertem Entenkot, und Millionen von Leuten sagen: «Hmmm, Entenkot, davon ist mir zwar letztes Mal schon schlecht geworden, aber immer her damit!» Ich versteh’s nicht. Ganz ehrlich, ich verstehe nicht, wie man Donald Trump wählen kann. Allein schon, weil ich mir relativ sicher bin, dass er gar nicht wirklich existiert. Donald Trump ist doch einfach Eric Cartman in erwachsen. So jemanden gibt es nicht wirklich, so jemanden denkt man sich aus. An einem sehr schlechten Tag.

               Und er ist ja nicht alleine mit seinen Weltherrschaftsfantasien, in denen er Grönland, Kanada und den Gazastreifen auffrisst und als US-Bundesstaaten wieder in die Welt kotzt. Ein Fox-News-Moderator zum Beispiel fand großen Gefallen an der Idee und sagte zu einem kanadischen Ministerpräsidenten in einem Interview: «Wenn ich ein Nachbar der Vereinigten Staaten wäre, würde ich es als Privileg empfinden, von den Vereinigten Staaten übernommen zu werden. […] Aus irgendeinem Grund ist das für euch Kanadier abstoßend. Und ich fühle mich dadurch persönlich beleidigt.»

               Ich weiß, der Mensch ist nicht dazu gemacht, sich dauerhaft zu wundern. Aber ich glaube, wir dürfen nicht damit aufhören. Klar, wenn man zum hundertfünfzigsten Mal so was hört wie: «Trump will Atombomben in Hurricanes werfen, um sie zu stoppen», oder: «AfD-Mitarbeiter findet, dass sich ein Holocaust jetzt wieder lohnen würde», seufzt man nur noch und denkt: Okay, das wundert mich jetzt auch nicht mehr. Aber vom Seufzen ist es nicht weit zum Schulterzucken, und von da aus ist man schon fast bei «Na ja, ist halt so» angekommen.

               Und das ist blöderweise genau das, was machtdurstige Demagogen mit ihrem Tabubruch-Stakkato erreichen wollen: Empörungsmüdigkeit. Wer sich nicht mehr darüber wundert, dass – und wie skrupellos – die größten Lügner und abgedrehtesten Narzissten die Welt beherrschen, hat schon verloren. Die Endgegnerin im Kampf für eine bessere Welt ist die Gewöhnung an das gruselige Jetzt.

               Und das Problem liegt ja nicht nur bei den Mächtigen. Zu allem Überfluss müssen wir uns auch noch übereinander wundern. Wenn sich zum Beispiel Alice Weidel an ein Mikrofon stellt und brüllt: «Nieder mit diesen Windmühlen der Schande!», und ein Viertel der Leute, die das sehen, denkt: Jo, die könnte uns doch mal regieren!, was machen die anderen drei Viertel dann damit? Seufzen, Schulterzucken, ist halt so? Den Glauben an die Menschen verlieren? Und an die Demokratie? Denn so wundersam Alice Weidel auch ist mit ihrem multikulturellen, homosexuellen Privatleben neben ihrem monokulturellen, homofeindlichen Berufsleben, so sind die wundersamsten Leute ja diejenigen, die solche Menschen wählen.

               Und über die wurde sich durchaus schon ausgiebig gewundert. Wenn man alle Abhandlungen und Talkshows und SZ-Kolumnen zu der Frage, wieso Menschen die AfD wählen, aufeinanderstapeln würde, dann wäre das wohl ein ziemlich hoher Turm – oder, um es im Stil des klügsten Denkers unserer Zeit zu sagen: the tallest tower the world has ever seen, nobody has ever built a tower this tall, it’s a really nice tower, I love it, Obama never had such a beautiful tower.

               Aber inzwischen hat auch niemand mehr so richtig Lust zu rätseln, wieso Leute ihr Kreuzchen bei dauerlügenden Rassisten machen. Ob sie nun mit dem Wandel der Welt überfordert sind, sich in ihren ostdeutschen, bayrischen, ruhrpottischen, männlichen oder einfach einsamen Seelen verletzt fühlen, ob sie abgehängte Protestwähler oder wirklich rassistische Arschlöcher sind: Der Zauber des Wunderns ist auch da verflogen. Seufzen, Schulterzucken, ist halt so. Wir stempeln einander lieber ab, als uns noch übereinander zu wundern. Es ist bequemer zu sortieren. Die Trulla gendert? – Linkswoke. Der Typ fährt SUV? – Bestimmt AfD!

               Sich zu wundern ist anstrengend. Es ist wie verliebt sein. Körper und Geist halten das langfristig gar nicht durch. Deshalb tritt irgendwann das ein, was Georg Jellinek «die normative Kraft des Faktischen» genannt hat und was ich eben ähnlich eloquent mit «Ist halt so» umschrieben habe. Je mehr man sich mit dem politischen Geschehen beschäftigt, desto zufriedener ist man, wenn mal an einem Tag zumindest kein kompletter Unsinn erzählt wird, wenn mal jemand seinen Job gut macht, wenn mal jemand demokratische Gepflogenheiten achtet, wenn es mal jemand halbwegs gut meint mit den Menschen. Es gilt als normal, was nicht okay ist, und schon als löblich, was eigentlich Standard sein sollte. Deshalb ist es heilsam, uns, wenn wir Politiker*innen zuhören, ab und zu vorzustellen, was sie sagen könnten. Denn das große, etwas pathetische, aber würdige Ziel ist ja, dass wir es zu einer normativen Kraft des Bestmöglichen schaffen.

               In diesem Buch wühle ich mich dazu einmal durch die gesamte demokratische Debatte, vom Bundeskanzler bis zur Brandmauer, von der Gewalt bis zur Gewaltenteilung, von den schönsten Fake News bis zum traurigsten «Das wird man doch wohl noch sagen dürfen!», vom Feminismus bis zum unterdrückten Mann, vom Krieg bis zum Klimaschutz.

               Wir haben also viel vor! Aber keine Sorge, ihr dürft dabei auf dem Sofa sitzen bleiben.

            
               Kapitel 1 Die Regierung

            
               Was Friedrich Merz sagt:

               «Für die Mehrheit, die gerade denken und die auch noch alle Tassen im Schrank haben, für die werden wir jetzt wieder Politik machen […] und nicht für irgendwelche grünen und linken Spinner auf dieser Welt!»

               (22.02.2025, Wahlkampfveranstaltung der CDU)

            

               Wenn ich das übersetzen darf

               Herr Merz, Sie war’n da nicht ganz klar

               Doch ich glaub, ich hab’s verstanden

               Was Sie sagen wollten, war:

                

               «Ich will, ich will, ich will, ich will

               Ich will so gerne Kanzler sein

               Ich will, dass mich die Mehrheit wählt

               Drum schlag ich auf die Kerbe ein

                

               Die spaltet zwischen Norm und Wahn

               Ein ‹Uns› erschafft und ‹Die Verrückten›

               Die Anderssein gleich Irrsinn setzt

               Geschick der traurigen Missglückten

                

               Ich weiß, ihr wollt zur Norm gehör’n

               Drum lob ich das Versprechen aus:

               Wenn ihr mich wählt, seid ihr normal

               Die andern komm’n ins Irrenhaus»

                

               Doch, Herr Merz, ich fürchte fast

               Da liegt ein Missverständnis vor

               Und Sie müssen mir verzeih’n

               Falls ich da in ’ner Wunde bohr:

                

               Man wird nicht Kanzler für die Mehrheit

               Die Mehrheit wählt einen ins Amt

               Doch Kanzler ist man dann für alle

               Und’s ist nun mal ein irres Land

                

               Selbst sind Ihnen Gerechtigkeits-

               Und Klima-Freaks ein Klotz am Bein

               Sie müssen trotzdem auch der grüne

               Linke Spinner-Kanzler sein

            

               
                  Was bisher geschah: Ein Ampel-Abgesang

               
               Im Oktober 2024 sagte Friedrich Merz auf dem CSU-Parteitag: «Wir werden eine Regierung führen, in der die öffentlichen Streitereien endlich aufhören.»

               Und das war doch mal ’ne Ansage! Ich weiß nicht, ob ihr diese Paare kennt, die es nicht lassen können, sich auf Partys vor all ihren Freunden zu streiten. Je nach Freundeskreis gucken dann entweder alle peinlich berührt auf den Boden oder feuern an und schließen Wetten ab, wer gewinnt. So war die Ampel. Nur dass da niemand mehr Wetten abschloss, weil längst feststand, dass alle verlieren würden.

               Finden wir es eigentlich immer noch gut, dass die Ampel weg ist? Schon, oder? Aber ein bisschen vermisse ich sie auch. Ich mochte die Ampel. Ich fand sie unterhaltsam. Das Tolle an ihr war, dass jede und jeder sie hassen konnte. Da war gegen alle etwas dabei! Ihre Superkraft bestand darin, keine Freunde zu haben. Und das lag nicht nur daran, dass es fast unmöglich ist, die FDP und die Grünen gleichzeitig gut zu finden. Es lag vor allem daran, dass, wenn die FDP und die Grünen in einem Raum waren, immer noch jemand Drittes mit im Raum war. Und nein, ich meine nicht die dritte Koalitionspartnerin. Wer war das noch mal? Ich meine den Streit. FDP bedeutete nicht mehr Freiheit und Wirtschaft, die Grünen bedeuteten nicht mehr Umwelt- und Klimaschutz. FDP und Grüne bedeuteten: Streit.

               Es ist höchst beeindruckend von Friedrich Merz, dass er diesen nur ein ganz kleines bisschen offensichtlichen Umstand als Problem identifiziert hat. Was ich jedoch interessant finde, ist, dass seine Lösung für das Problem darin besteht, nicht mehr öffentlich zu streiten. Ist privates Streiten denn unbedingt besser? Ich dachte immer, dass die Beziehung des streitenden Paares ja nicht wirklich gesünder und glücklicher wird, bloß weil es sich in Zukunft vielleicht zusammenreißt, bis es wieder zu zweit im eigenen Wohnzimmer steht. Ich dachte, es sei wichtig, besser zu streiten. Konstruktiver, weniger gehässig, lösungsorientiert und nicht nur auf den eigenen Gewinn aus. Es wäre doch schön gewesen, wenn die Ampel das geschafft hätte.

               Doch sie zoffte sich wie Eltern, die sich zoffen wie Kinder. Und ich war vielleicht die Einzige, die das nicht grundsätzlich schlimm fand. Dass um Lösungen gerungen wird, ist ja nur demokratisch. Dass das manchmal länger dauert, dass hart gestritten und standhaft argumentiert wird – alles kein Ding. Dass unfair gespielt wird – okay, das hätte nicht sein müssen. Helene Bockhorst war mal bei mir im Podcast und sagte, die Ampel «menschele» ihr zu sehr. Und ich rief: «Was? Nein! Das ist doch alles superspannend, und das macht ja irgendwie auch transparent, wie demokratische Prozesse funktionieren!»

               Aber jetzt weiß ich: Helene Bockhorst hatte recht, und ich bin ein Freak. Ich bin die Frau, die auf einer Party nach ihren Hobbys gefragt wird und sagt: «Ich zähle in meiner Freizeit gerne die letzten verbliebenen Exemplare des Mangarahara-Buntbarschs. Und du so?» Mangarahara-Buntbarsch angucken ist wie Ampel angucken: Beide sind nicht annähernd so bunt, wie ihr Name behauptet, und beides kann kaum jemand nachvollziehen.

               Es ging sogar so weit, dass selbst die Mitglieder der Ampel die Ampel nicht mochten. Meine Lieblingsschlagzeile aus 2024 war: «FDP-Chef Lindner beklagt Unberechenbarkeit der Ampel». Christian Lindner hatte sich im Interview mit Berlin direkt darüber beschwert, dass die Regierung «immer unterschiedlich kommuniziert und keine Berechenbarkeit ausstrahlt». Von allen Menschen auf der Welt hat das Christian Lindner gesagt. Was an sich vielleicht gar nicht so erstaunlich ist. Viel erstaunlicher ist, dass er dabei nicht selbst ein bisschen lachen musste.

               Ich glaube, man hätte in diesen drei Jahren alles verkaufen können, solange man ein «Die Ampel muss weg!» hinzufügte. «Hey, Chef, wir hätten total gerne eine Tischtennisplatte im Pausenraum, und übrigens: Die Ampel muss weg!» Da brüllt der Chef doch gleich: «Genau!», und kauft noch einen Kicker dazu. Oder Shampoo: «Die neue Formel für seidig glänzendes Haar – und gegen die Ampel». Wer würde da nicht zugreifen?

               Ich habe ja eine Verschwörungstheorie: Ich glaube, die CDU wollte bei der Bundestagswahl 2021 gar nicht gewählt werden. Die wussten ja auch, was sie alles verpennt hatten und was alles dringend gemacht werden musste, gerade in Sachen Klimaschutz. Die haben sich gedacht: Wir setzen jetzt mal vier Jahre aus, lassen die anderen ran, die setzen dann zumindest ein paar notwendige Dinge um, werden von allen dafür gehasst, und dann lassen wir uns gemütlich wiederwählen.

               Ich habe natürlich keine Beweise für meine Theorie. Außer Armin Laschet.

               Es wurde viel darüber gesprochen, was die Ampel dem Land zumutet. Das war nicht immer fair, denn es war ja zum Beispiel gar nicht so, als hätte sie Wladimir Putin persönlich gebeten, die Ukraine zu überfallen, Hunderttausende Menschen in den Tod zu schicken und ganz nebenbei die Preise in Deutschland steigen zu lassen. Aber die Ampel hat den Menschen natürlich trotzdem einiges zugemutet. Olaf Scholz’ Aktentasche auf TikTok, zum Beispiel. Zu viel richtungsloses Rumgeeiere. Und ja, vielleicht auch ein bisschen zu viel Zoff. Bei all dem kindischen Jeden-politischen-Findungsprozess-dem-parteipolitischen-Kalkül-Opfern hatte sogar ich manchmal mehr Lust, Mangarahara-Buntbarsche anzugucken.

               Was viele Leute als die größte Zumutung zu empfinden scheinen, die Politik ihnen aufbürden kann, ist, dass Politik überhaupt eine Rolle in ihrem Leben spielen soll. Das ist ein bisschen enttäuschend, schließlich haben wir das Privileg, in der am wenigsten schrecklichen Staatsform zu leben, und sollten dankbar sein und bemüht, sie zu bewahren. Aber auf Dankbarkeit und Mühe hat eben kaum jemand Lust. Deshalb war das Ende der Ampel für viele so befreiend. Nicht zuletzt für Christian Lindner. Da hatte er sich drei Jahre lang mit allem, was er hatte, für den Job des Finanzministers außer Dienst beworben, und dann, endlich, wurde er angenommen. Die Ampel war Geschichte.

            
               
                  Wahlkampf

               
               Doch anstatt sich zu freuen, warf Lindner, der mit seiner FDP monatelang den Bruch der Regierung kalkuliert hatte, Olaf Scholz vor, den Bruch der Regierung kalkuliert zu haben. Nicht etwa, weil dieser eine «D-Day»-Präsentation mit militärisch anmutendem Schlachtplan erstellt hätte, sondern weil der Bundeskanzler den Regierungstod mit einer «gut vorbereiteten Rede» verkündet hatte. Was übrigens stimmt. Es war schon recht offensichtlich, dass die Rede, die er zum Ampel-Aus gehalten hat, nicht durch die Poesie des Augenblicks spontan aus Herrn Scholz herausgebrochen ist. Ich bin unsicher, ob überhaupt schon jemals etwas spontan aus Herrn Scholz herausgebrochen ist. Aber, Herr Lindner, auch wenn ich nicht diejenige sein will, die Ihnen sagt, dass Sie nackt sind: Das Ganze hatte sich ja auch ein bisschen angebahnt. Olaf Scholz hatte wahrscheinlich drei Jahre lang, immer, wenn er sich über Sie geärgert hat, an dieser Rede gearbeitet.

               Schön fand ich auch, wie Christian Lindner bei seiner eigenen Rede so demonstrativ wie noch nie von seinem Blatt ablas, als wollte er sagen: «Guckt mal, für mich kam das alles völlig überraschend!»

               Ach, Christian Lindner! Wie er mir fehlt! Da plant er mit seiner FDP, wie sie die Ampel in Stücke hauen können, ohne sich an den Scherben zu schneiden, und dann tut er das Ganze, als es auffliegt, mit sieben Worten ab.

               
                  Was Christian Lindner sagt:

                  «Es ist Wahlkampf, wo ist die Nachricht?»

                  (16.11.2024, Berlin)

                   

                  Was Christian Lindner sagen will:

                  «Wir haben bewusst einen Regierungsbruch herbeiführt, um uns als Opfer der anderen Parteien inszenieren zu können, und reden uns nun damit raus, es sei Wahlkampf, obwohl überhaupt nur Wahlkampf ist, weil wir bewusst einen Regierungsbruch herbeigeführt haben, um uns als Opfer der anderen Parteien inszenieren zu können.»

               

               Da ist dem Schussel kurz die Reihenfolge durcheinandergeraten.

               Als politische Partei die Lüge gegenüber der Bevölkerung derart zu bagatellisieren wäre gar nicht unbedingt das erste Mittel, das mir beim Kampf gegen die grassierende Politikverdrossenheit in den Sinn käme. Zuerst zu behaupten: «Wir sind ehrlich, wir würden euch nie anlügen!», und wenn dann rauskommt, dass man doch gelogen hat, zu sagen: «Ja, was habt ihr denn erwartet?», macht Dinge kaputt, die wertvoller sind als eine Partei.

               Kaputt war aber vor allem die alte Regierung, und während Donald Trump in den USA schon dabei war, sein Gruselkabinett für die nächsten vier Jahre zu bilden, herrschte bei uns nun wirklich wieder Wahlkampf, also dieser unangenehme Zustand politischer Brautwerbung, in dem man keine Straße entlanggehen kann, ohne dass einem Wahlplakate hinterherpfeifen, und auf keinen Bildschirm gucken, ohne lasziv von Sahra Wagenknecht angezwinkert zu werden. Dieses gewollte Ankumpeln, das Herumgockeln, die Heilsbringer-Attitüde, das Brüsten und das Sticheln – ich kann mit Fremdscham nicht so gut umgehen. Ich konnte schon Stromberg nicht gucken, ohne mich zu schütteln, wie soll ich da Wahlkampf aushalten? Aber ich verstehe ja, dass es sein muss. Politik ist Macht auf Zeit, und Wahlen sind etwas Gutes. Trotzdem finde ich Wahlkampf einen sehr unangenehmen Zustand. Außerdem war die Entscheidung für die richtige Partei gar nicht so leicht. Es war ein bisschen, als wolle man einen Computer kaufen, und bei jedem Modell funktioniert irgendwas nicht richtig. Bei einer Partei war die Grafikkarte kaputt und zeigte ihren Spitzenkandidaten nur in Schwarz-Weiß an (FDP), eine hatte ein sehr seltsames Verständnis davon, wie eine Firewall funktioniert (CDU), eine hatte eine Programmiersprache, die nur aus Metaphern bestand (Grüne), auf einer lief noch das Betriebssystem Windows 33 (AfD), und alle, wirklich alle hielten ihre eigene Prozessorleistung für größer, als sie war.

               Da war neben der D-Day-Destruction-Force, die nun mit einem kleinen Beliebtheitstief zu kämpfen hatte, zum Beispiel die CDU, die in den Umfragen führte und gut daran getan hätte, bis zur Wahl in einem Zustand der harmlosen Halbsichtbarkeit vor sich hin zu existieren. Wenn Friedrich Merz es geschafft hätte, von November 2024 bis Februar 2025 zu schweigen, hätte er sehr viel weniger kläglich gewonnen.

               Dann gab es Die Linke, die in einer irgendwie witzigen, aber auch recht CDU-esk anmutenden Aktion, der «Mission Silberlocke», drei bekannte ältere Herren ins Rennen schickte, um am Ende doch mit der Popularität einer jungen Frau zu punkten.

               Die Grünen warfen Robert Habeck in den Ring, der zwar nicht so richtig Kanzlerkandidat war, aber eben irgendwie doch, und der sich auf gefühlt jedem zweiten Pressebild die Ärmel hochkrempelte. Ja, ich habe die Symbolik verstanden, aber trotzdem hätte ich ihm sehr gerne ein Kurzarmhemd geschenkt, damit er nicht so viel krempeln muss.

               Die SPD hatte auch einen Kanzlerkandidaten, dabei hätte ich es viel lustiger gefunden, wenn sie stattdessen einen Finanzministerkandidaten aufgestellt hätte. Einfach, um Herrn Lindner zu ärgern.

               Das BSW hatte eigentlich nur eine Kanzlerkandidatin und sonst nichts. Kein Geld – das war längst verprasst – und kein Personal, aber dafür den schönsten Parteinamen: «Bündnis Sahra Wagenknecht». Das ist so eine tolle Absage an jeden Personenkult. Da merkt man: Denen geht es wirklich um die Sache! Sollten sie ihren Namen doch noch – wie zur Gründung angekündigt – irgendwann ändern wollen, wäre mein Vorschlag: «Bündnis Selbsternannter Wohlfühlpazifisten». Oder: «Bis Sahra Weint».

               Die AfD hatte sogar ein Wahlprogramm. Darin stand natürlich nichts Dramatisches. Sie zweifelte bloß den menschengemachten Klimawandel an, wollte wieder zurück zur Atomkraft und zu russischem Gas, dafür aus der EU raus, den Euro abschaffen, Grenzkontrollen und Abweisungen von Geflüchteten und Schwangerschaftsabbrüche in fast allen Fällen verbieten.

               Ich finde es ja sehr vorbildlich, dass Parteien überhaupt noch Wahlprogramme schreiben, obwohl sie ohnehin niemand liest. Wahlprogramme sind wie AGB für Parteien. Die Wähler*innen segnen sie ungelesen durch ihre Stimme ab, und die Parteien verlassen sich darauf, dass sie ungelesen bleiben.

            
               
                  Die Wahl

               
               Der Wahlkampf war also recht gewöhnlich und drohte ein wenig langweilig zu werden, aber dann schwang sich Friedrich Merz Ende Januar 2025 zu Entertainment-Höchstleistungen auf und beschloss einfach so, völlig ohne Not, einen Antrag im Bundestag mit Stimmen der AfD durchzubringen.

               
                  Was Friedrich Merz sagt:

                  «Was in der Sache richtig ist, wird nicht falsch dadurch, dass die Falschen zustimmen.»

                  (27.01.2025, Pressekonferenz)

                   

                  Was Friedrich Merz sagen will:

                  «Das Tolle daran, dass die Falschen zugestimmt haben, ist, dass jetzt niemand mehr darüber redet, dass es auch in der Sache falsch war.»

               

               Ich war an diesem leider historischen Tag übrigens auch im Bundestag, und es war ein krasses Erlebnis, denn es war zufällig der Tag, an dem dort eine Gedenkstunde für die Opfer des Nationalsozialismus abgehalten wurde. Das ist ja naturgemäß ein emotionaler Moment, in dem man innehält und über Schuld und Verantwortung und die eigene Rolle in der Menschheitsgeschichte nachdenkt. Direkt nach der Gedenkstunde kam einer der Redner aus dem Plenarsaal, Bernhard Esser, der seinen Großvater und seinen Onkel an die Nazis verloren hat und sich seit Jahren in der Erinnerungsarbeit engagiert. Er erzählte mir von der Angst, die der wieder erstarkende Faschismus in ihm auslöst.

               Und währenddessen dachte die CDU: Hey, der AfD mehr Macht zu geben ist doch eine super Idee!

               Trotzdem oder deshalb – das ist ja manchmal schwierig auseinanderzuhalten – wurde die CDU bei der Wahl stärkste Kraft. Es war also klar: Friedrich Merz wird Bundeskanzler. Überraschung! Wer hätte das gedacht? Vor ein paar Jahren wäre es mir noch komplett absurd vorgekommen, dass Friedrich Merz mal der Mann werden könnte, bei dem die Leute sagen: «Jo, besser wird’s nicht», aber seit klar war, dass die Wahlen vorgezogen werden, war auch ziemlich eindeutig, wie sie ausgehen würden.

               Ich will mich ja gar nicht über das Wahlergebnis beschweren. Wir alle sollten froh sein, dass wir diesen herzensguten Mann als Bundeskanzler bekommen haben. Wer, wenn nicht Friedrich Merz, könnte das Land einen? Ich fand das Wahlergebnis nur so unoriginell. In jedem guten Drehbuch würde doch an dieser Stelle der Geschichte nach einer unvorhergesehenen Wendung verlangt. So was wie: Die Linke wird stärkste Kraft, muss aber mit der AfD koalieren, um regieren zu können. Dann wär doch mal was los im Bundestag! Oder die Grünen und die AfD. Zwischen den beiden stelle ich mir ein Date besonders schön vor:

               
                  Grüne: «Und, was machst du so?»

                  AfDler: «Ich bin Rassist.»

                  Grüne: «Wow, und was macht man da so?»

                  AfDler: «Na ja, bisschen Hass auf Minderheiten säen, bisschen gegen Ausländer hetzen, aber am meisten Zeit verbringe ich damit zu behaupten, ich sei kein Rassist.»

                  Grüne: «Das klingt ja spannend.»

                  AfDler: «Und womit verbringst du deinen Tag so?»

                  Grüne: «Ich? Ich laufe einsame Strände entlang, befreie gestrandete Robbenbabys von Plastikmüll und baue daraus große, dicke Frauenskulpturen – also aus dem Müll, nicht aus den Robben –, um zugleich unsere Wegwerfgesellschaft und unser schädliches, vor allem auf den weiblichen Körper projiziertes Körperbild kritisch zu hinterfragen.»

                  AfDler: «Okay. Das machst du den ganzen Tag lang?»

                  Grüne: «Nee, ich baue auch überlebensgroße vulvenförmige Skulpturen aus dem Salz, das ich aus den Tränen frustrierter Männer gewonnen habe. Die Skulpturen beschmiere ich dann mit dem Blut geschredderter Küken. Damit will ich Aufmerksamkeit für …»

                  AfDler: «Okay, ich hab’s verstanden. Sonst noch was?»

                  Grüne: «Ab und zu googele ich Otto von Bismarck. Aber das ist eher so ein neueres Ding.»

                  AfDler: «Okay, vergiss es. Zu dir oder zu mir?»

               

               Aber okay, ein bisschen spannend war die Wahl schon – vor allem dieser Krimi um das BSW. Bis drei Uhr nachts stand das BSW, je nachdem, ob man bei ZDF oder der ARD geguckt hat, bei 5 oder 4,9 Prozent. Und schließlich hatten sie 4,97 Prozent. Das heißt: 0,03 Prozent haben dem Bündnis Sahra Wagenknecht gefehlt, um die politische Karriere von Robert Habeck zu retten. Denn wären sie in den Bundestag gekommen, hätten CDU und SPD die Grünen gebraucht, um eine Mehrheitsregierung zu bilden.

               Stattdessen beschloss Robert Habeck, keine Führungsrolle mehr bei den Grünen zu übernehmen. Richtig so! Weg mit diesem reflektierten Kompromisswillen aus unserer schönen Spitzenpolitik! Endlich gehörte der Platz wieder den populistischen Ellenbogenegomanen. Obwohl, Christian Lindner hat ja auch aufgehört. Er ging sogar noch weiter und wollte nicht nur keine Führungsrolle bei den Grünen mehr übernehmen, wie er es die drei Jahre zuvor versucht hatte, sondern zog sich komplett aus der Politik zurück. Ich habe das auf Zeit Online gelesen, zur Kommentarspalte runtergescrollt, und der erste Kommentar war: «Der Markt hat geregelt.»

               Fand ich lustig. Überhaupt hat es eine gewisse Ironie, wenn eine Partei, die ausschließlich Politik für die Erfolgreichen macht, selbst gar nicht erfolgreich ist. Das muss doch viel mehr am Ego kratzen, als wenn eine Partei bedürftig erscheint, die sich um das Schicksal der Bedürftigen kümmert.

               Die Hauptspannung nach der Wahl bestand aber in der Frage, ob sich Friedrich Merz an sein Wort halten würde, nicht mit der AfD zu koalieren. Vor seiner Abstimmungsaktion im Bundestag waren sich, glaube ich, alle ziemlich sicher, dass selbst Friedrich Merz die AfD nicht an die Macht hieven würde. Noch vor gut drei Jahren hat er gesagt: «Wenn irgendjemand von uns die Hand hebt, um mit der AfD zusammenzuarbeiten, dann steht am nächsten Tag ein Parteiausschlussverfahren an.»

               Überraschenderweise schloss sich Herr Merz dann aber gar nicht selbst aus seiner Partei aus. Er tat etwas viel Schlaueres. Er sagte sinngemäß: «Die SPD und die Grünen haben mir ja leider, leider keine Wahl gelassen. Sie haben mich geradezu dazu gezwungen, mit der AfD abzustimmen!»

               Und jetzt weiß niemand mehr irgendwas. Nicht falsch verstehen: Ich glaube nicht, dass Friedrich Merz vorhat, jemals mit Faschisten zu koalieren. Aber ich weiß es nicht. Und ich wüsste es wirklich gerne. Kaum etwas ist gruseliger als die Macht des Unberechenbaren, dieselbe Macht, die die Welt gerade vor Trump erzittern lässt. Ich finde es ja ein bisschen unanständig, sich dieser Macht zu bedienen, aber wer bin ich, einem großen Mann wie Friedrich Merz in seine Vorbilder reinzuquatschen?

               Und doch, Herr Merz, falls Sie gerade beim Zahnarzt im Wartezimmer sitzen und das hier lesen: Wir gucken da schon hin, wissen Sie? Wir sind Ihre eifersüchtige Freundin, und wir sehen jeden noch so leisen Flirt mit der AfD. Oder noch besser: Kennen Sie diese sehr nervigen Freunde, die sich beim Essengehen selbst nichts bestellen, dann aber penetrant jede Gabel beobachten, die man zum Mund führt? Die jedem Klecks Soße, der auf den Teller tropft, mit dem Blick folgen, als hinge ihr Leben davon ab? Die sich ständig räuspern, wenn man ihnen etwas erzählt, weil sie sich selbst kaum davon abhalten können, einen Spruch zu dem Salatblatt zu bringen, das einem unter dem rechten Nasenloch klebt? Das Salatblatt unter Ihrer Nase ist die AfD. Und diese Freunde, lieber Herr Merz, sind wir für Sie. Sie haben die Ehre unserer ungeteilten Aufmerksamkeit.

            
               
                  Kompromisse

               
               Sosehr ich Wahlkampf hasse, so putzig finde ich potenzielle Regierungsparteien, wenn der Wahlkampf vorbei ist. Wie ihnen wieder einfällt, dass sie ja miteinander klarkommen sollen! Und dass sie Kompromisse finden müssen! Unpraktischerweise hatte Herr Merz zu zwei der präsentesten Wahlkampfthemen, nämlich Migration und Sicherheit, im Wahlkampf gesagt: «Kompromisse sind zu diesen Themen nicht mehr möglich.»

               Das ist schon ein abenteuerlicher Satz in einer Demokratie. Ich hätte ja gerne die Reaktion der CDU gesehen, wenn sich jemand hingestellt und gesagt hätte: «Klimaschutz ist so wichtig für die Sicherheit der Menschen, da machen wir jetzt keine Kompromisse mehr.» Was dann wohl los wäre? Klimadiktatur!

               Das Einzige, bei dem man in einer Demokratie keine Kompromisse machen sollte, ist die Demokratie selbst, und interessanterweise hatte Herr Merz ausgerechnet und ausschließlich bei dem Thema seine Kompromissspendierhosen an. Nach der Wahl jedoch stand er da, und seine einzige Koalitionsmöglichkeit war: ein Kompromiss. Mit der SPD. Und obwohl man hätte erwarten können, dass die SPD eine Peitsche zu den Koalitionsverhandlungen mitbringt und sie der CDU in die Hand legt, war es die CDU, die als Erstes eins ihrer großen Wahlversprechen brach und bereit war, die Schuldenbremse zu reformieren. Man könnte sagen, dass die CDU da ein ganz kleines bisschen unehrlich war vor der Wahl und sich erst danach mit den politischen Realitäten auseinandergesetzt hat. Aber immerhin war die Verbindung zur Realität noch nicht vollends gekappt. Man soll ja dankbar sein für die kleinen Dinge.

               Kompromisse sind der Kern der Demokratie. Ist es nicht erstaunlich, dass das im Wahlkampf nicht vorkommt? Wahlkampf wird mit Polarisierung gemacht. «Ausländer raus!», «Grenzen zu!», «Ampel abwählen!», «Milliardäre abschaffen!», «Schuldenbremse ja!», «Schuldenbremse nein!», «Sie haben’s verkackt, Herr Scholz!», «Sie werden es verkacken, Herr Merz!»

               Niemand sagt im Wahlkampf: «Hey, wir haben uns ein paar politische Konzepte ausgedacht, die wir gut finden, aber ein paar von den anderen haben ja auch ganz nette Ideen, da finden wir bestimmt nach der Wahl sinnvolle Kompromisse, mit denen wir die Probleme dieses Landes angehen können.»

               Ich fände das ja ein gutes Wahlplakat, aber das macht niemand. Bis auf die eine Ausnahme natürlich, den wandelnden Kompromiss in Politikerform: Robert Habeck.

               
                  Was Robert Habeck sagt:

                  «Wir müssen Kompromisse wieder als Stärke begreifen.»

                  (13.02.2025, Instagram)

                   

                  Was Robert Habeck sagen will:

                  «Ich wünschte, ich wäre stark genug, um mich mit meiner Kompromissbereitschaft zu hundert Prozent durchzusetzen.»

               

               Habeck hat ein bisschen übertrieben. Er wollte die Stimme der Progressiven und Klimabewussten sein, zugleich aber für die gesamte «Mitte» wählbar, auf keinen Fall nischig, für seine Überzeugungen einstehend, aber ohne Oppositionsrhetorik, nahbar und zugleich staatstragend, führungsstark, aber basisdemokratisch, alle Hände in alle Richtungen ausgestreckt, sich klar abgrenzend gegen die Faschisten, aber zugleich koalitionswillig mit dem, der sich nicht klar gegen die Faschisten abgrenzt, Anzug und Krawatte UND Weihnachtsmusterstrickpulli. Ganz ehrlich, wie viel Kompromiss kann in einem Menschen drinstecken? Wenn man Robert Habeck zwei mögliche Kompromisse anbietet, findet er vermutlich einen Kompromiss zwischen den beiden Kompromissen. Er ist so sehr gegen das Entweder-oder, wenn man ihn fragt, ob er die obere oder die untere Hälfte von einem Brötchen haben will, schreibt er eine philosophische Abhandlung über die spalterische Wirkung von Brotmessern.

               Und das ist schon richtig. Kompromisse sind die Idee einer demokratischen Gesellschaft. Die einen fordern «Rettet die Moore!», die anderen wollen saubere Schultoiletten, also erklärt man alle Schultoiletten zu Feuchtgebieten – win-win. Alle Bedürfnisse zählen, und am Ende kriegt niemand so richtig, was er will. Zum Beispiel wollten wir ja einen ausgeglichenen, besonnenen neuen Bundeskanzler und haben jetzt Friedrich Merz. Das ist Demokratie!

               Die Sache ist nur: Wie man an den Wahlergebnissen ablesen kann, wollen die Leute das nicht. Niemand hat Bock auf Kompromisse. Wir beschweren uns über Populismus, wählen aber trotzdem die, die sagen: «Ich weiß, wie’s geht, und alle anderen sind Vollidioten!» Selbst wenn abzusehen ist, dass sie nach der Wahl die politischen Ideen von denen übernehmen, die sie gestern noch «Vollidioten» genannt haben. Es ist schon ein absurdes Spiel, irgendwie. Wir als Wählerschaft sollten nicht so tun, als würden wir unsere Rolle darin nicht spielen.

               Was Habeck meiner Meinung nach falsch gemacht hat, ist, dass er so absolut kompromisslos war in seinem Kompromisswillen. Man sagt doch, eine Demokratie sei dadurch wehrhaft, dass sie keine Toleranz der Intoleranz gegenüber zeigt. Vielleicht muss man, wenn ein möglicher Koalitionspartner Kompromisse von vorneherein ausschließt, auch einfach mal sagen: Ich gehe keine Kompromisse ein mit der Kompromisslosigkeit.

            
               
                  Bundeskanzler und Butterbrezeln

               
               Friedrich Merz ist ja ein Mann der Rekorde. Drei Anläufe hat er gebraucht, um Vorsitzender der CDU zu werden, das hat vor ihm noch niemand geschafft, ganz nebenbei ist ihm das große Kunststück gelungen, gegen Armin Laschet zu verlieren, und er ist sogar der erste Bundeskanzleranwärter, der im ersten Wahlgang im Bundestag durchgefallen ist und erst im zweiten Wahlgang gewählt wurde. Er ist ganz offensichtlich ein Mann, auf den sich alle einigen können.

               Aber der Fehler lag nicht bei ihm, der Fehler lag bei der Realität. Denn die ist einfach plötzlich, ohne zu fragen, von der Seite volle Kanne in Merz’ Beine reingegrätscht. Und so stolperte er über seine eigene Überheblichkeit ins Amt und musste sich dabei von Heidi Reichinnek stützen lassen.

               Ich fand den Tag seiner Kanzlerwahl im Bundestag übrigens toll. Ich bin ja so ein Live-Ticker-Junkie und mag immer sehr, wenn bei solchen Anlässen etwas Unvorhergesehenes passiert – wie zum Beispiel, dass Friedrich Merz nicht gewählt wird – und es dann eine Weile lang keine Neuigkeiten gibt. Das halten Live-Tickerer ja nicht aus. Und dann schreiben sie auf Spiegel Online so was wie: «In politisch so aufregenden Zeiten muss man auch mal die kleinen Dinge loben: In Schloss Bellevue gibt es für die wartenden Journalisten nicht nur Kaffee und Wasser – sondern nun auch ofenwarme Butterbrezeln!»

               Ich habe mich dabei erwischt, dass Friedrich Merz mir an dem Tag ein bisschen leidtat. Wirklich, ich kann Menschen nicht scheitern sehen. Nicht, wenn sie selbst so sehr darunter leiden. Ich habe sogar Schwierigkeiten, nicht mit der AfD mitzufiebern. Natürlich bin ich eigentlich dagegen, dass sie unsere Demokratie aushöhlen und den Faschismus in Deutschland great again machen, aber dann gucke ich sie an und denke: Sie wollen das so gerne! Und irgendwie will ich doch, dass sie auch glücklich sind! Empathie ist etwas Furchtbares.

               Friedrich Merz brauchte also die Zustimmung der Linken, um einen zweiten Wahlgang noch am selben Tag anzusetzen, und dafür waren sie ihm offenbar plötzlich gar nicht mehr zu linksextrem. Das war zwar unterhaltsam, aber eigentlich fand ich es gar keinen Grund zu feiern, dass unserem in dem Moment Fast-Bundeskanzler mal wieder egal war, was er gestern gesagt hatte, weil es ihm heute nicht in die Pläne passte. Außerdem hätte ich ja gerne einen Bundeskanzler, bei dem «Na dann halt nicht» zumindest eine Option ist. Der ein Ziel vor Augen hat – von mir aus darf das Ziel sogar Macht sein, solange das nicht alles ist –, aber der, wenn er merkt, dass er auf dem Weg zu diesem Ziel zu viel Vertrauen verspielt hat, sagt: «Na dann halt nicht.»

               Wenn Friedrich Merz nach dem ersten Wahlgang im Bundestag gesagt hätte: «Alles klar, dann macht den Job wohl besser jemand anders», hätte ich ihn sofort für einen sehr viel besseren Bundeskanzler gehalten.

               Hat er nicht gemacht, und nun hat er den Job an der Backe und muss sich mit dieser nervigen Realität auseinandersetzen. Die neue Regierung wollte zum Beispiel sehr schnell damit anfangen, die versprochene große Asylwende einzuleiten, was im Wahlkampf zumindest in einigen Ohren toll klang, in der Realität aber die Frage aufwarf, was das überhaupt bedeuten sollte. Die Zahl der Asylanträge sank längst, und zwar deutlich. Was wollten die da wenden? Sollten es wieder mehr werden? Nein, es mussten noch weniger werden! Das war zwar keine Wende, sondern bloß ein weiteres Aufdrehen der Klimaanlage, die fröhlich soziale Kälte in die Welt pustet und dabei Energie verbraucht, die wir für andere Dinge nutzen könnten, aber okay. Doch auch da war die Realität wieder recht unbequem, denn so richtig viele Stufen nach oben, die nicht gegen europäisches Recht verstießen, gab es bei der Klimaanlage nun mal nicht mehr.

               Es war und ist Rhetorik. Oppositionsrhetorik mit Regierungsverantwortung. Das sind zwei Dinge, die sich eigentlich nicht so richtig gut vertragen.

            
               Kapitel 2 Wehrhafte Demokratie

            
               
                  Brandmauer

               
               Aber ich glaube, ich habe die Merz’sche Taktik jetzt verstanden: Als er im Januar, ein paar Wochen vor der Wahl, große Löcher in die Brandmauer zur AfD schlug, kam das nicht so richtig gut an. Was er aber parallel dazu und vor allem nun, da er die Macht dazu hat, tut, ist: Er legt einfach auf der anderen Seite der Brandmauer auch Feuer. Und so macht er sie obsolet. Denn dadurch sind es nur noch bedeutungslose Steine, die mitten in einem Feuer stehen.

               Brandmauer heißt in der Parteipolitik: keine Zusammenarbeit, keine Abhängigkeit, indem man sich zum Beispiel mit Stimmen der AfD wählen lässt, keine Unterstützung, kein Grüßen auf dem Flur, kein Türaufhalten, kein freundlicher Blick, kein Einatmen von Luftmolekülen, die ein AfDler ausgeatmet hat – ich weiß nicht, wie weit das geht, aber ich finde die Vorstellung, dass alle Demokrat*innen die Luft anhalten, wenn ein AfDler den Raum betritt, in ihrer Symbolik eigentlich ganz schön.

               In der Kommunalpolitik ist die Brandmauer schon oft durchbrochen worden. Und das ist verständlich. Auf kommunaler Ebene wirkt die Abgrenzung zur AfD oft lächerlich, weil es häufig einfach um Schwimmbäder oder Kindergärten oder Straßenbau geht. Wenn man also hört, dass andere Parteien, nicht selten die CDU, in mindestens 18 von 50 mitteldeutschen Städten für Anträge der AfD gestimmt haben, könnte man sagen: «Ja, komm, wenn die AfD vorschlägt, irgendwelche Schlaglöcher auszubessern, soll man dann dagegen sein?», aber erstens geht es manchmal, wie Ende 2022 in Bautzen, dann ja doch plötzlich um Leistungskürzungen für Asylbewerber. Huch! Übrigens nur ein paar Wochen nachdem da ein Flüchtlingsheim gebrannt hat, aber hey. Und zweitens: An welcher Stelle ist es denn nicht mehr lächerlich? Auf Landesebene?

               Wenn also die CDU im Thüringer Landtag ihr Anliegen mit Stimmen der AfD durchbringt, nehmen wir das dann ernst? Nein, da ging es ja nur um eine Grundsteuersenkung. Wann dann? Auf Bundesebene? Ja, auf Bundesebene nehmen wir es endlich ernst, aber offenbar immer noch nicht ernst genug, um den Mann, der die Brandmauer einreißt, nicht zum Bundeskanzler zu machen.

               
                  Was Friedrich Merz sagt:

                  «Wir arbeiten nicht mit einer Partei zusammen, die in ihren Reihen Neonazis und Rechtsradikale nicht nur duldet, sondern sogar fördert. Punkt.»

                  (30.11.2019, RedaktionsNetzwerk Deutschland)

                   

                  Was Friedrich Merz sagen will:

                  «Punkt, Punkt, Komma, außer diesem einen Mal!»

               

               Apropos, vielleicht müssen wir noch mal kurz darüber reden, was Friedrich Merz da im Januar im Bundestag angezettelt hat.

               Was ist so schlimm daran, mit der AfD Gesetze zu beschließen? Ist Merz nicht einfach nur dem Wählerwillen gefolgt? Und sind wir vielleicht alle ein bisschen blöd, wenn es um das Thema Migration geht?

               Friedrich Merz hat gemeinsame Sache mit der AfD gemacht, und danach waren alle empört. Na ja, fast alle. Einerseits gingen Hunderttausende auf die Straße, um gegen den Rechtsruck in Deutschland zu protestieren, einerseits wollte der Holocaust-Überlebende Albrecht Weinberg sein Bundesverdienstkreuz zurückgeben, einerseits trat Michel Friedman aus der CDU aus, aber andererseits gab es ein paar – allen voran natürlich die CDU selbst –, die sagten: «Er hat doch nur versucht umzusetzen, was die Leute spätestens nach der furchtbaren Tat in Aschaffenburg wollen!»

               Und das stimmt. Eine Mehrheit der Deutschen ist dafür, dass Deutschland weniger Flüchtlinge aufnimmt. Es ist sogar eine Mehrheit dafür, Menschen, die um Asyl bitten, an der deutschen Grenze abzuweisen.

               Aber … ich muss ein bisschen ausholen.

               Wisst ihr, wieso Friedrich Merz im Bundestag sitzt? Genau wie alle anderen Abgeordneten? Weil wir sie alle gewählt haben, beziehungsweise ihre Parteien. Und wieso wählen wir sie? «Damit sie tun, was wir wollen!», sagt ihr vielleicht. Aber ganz so einfach ist es nicht. Natürlich sollen Abgeordnete tun, was die Bevölkerung will. Im Großen und Ganzen. Aber sie sollen mehr tun als das. Sie sollen auch unsere Impulsivität abfedern, unsere Unkenntnis und unsere Manipulierbarkeit. Die Idee ist: Wir sind der Souverän, aber wir haben halt auch anderes zu tun, als uns jeden Tag mit der Demokratie zu beschäftigen, deshalb entsenden wir Abgeordnete, die uns repräsentieren und sich kümmern. Die Idee ist, dass das Demokratieprofis sind, die neben den Dingen, die wir ihnen zurufen, auch demokratische Prozesse kennen und achten und die aufpassen, dass sich die Demokratie nicht in Widersprüche verstrickt.

               Wenn also zum Beispiel jemand, der nach Deutschland geflüchtet ist, einen Mann und ein Kind ermordet, dann ist das so schrecklich, dass man als normale Bürgerin, als normaler Bürger natürlich sofort denkt: Wieso lief der Typ überhaupt noch frei rum, wenn er schon dreimal gewalttätig geworden ist? Vielleicht denkt man auch: Der durfte doch gar nicht mehr in Deutschland sein, wieso war der überhaupt noch hier? Und viele denken sogar so was wie: Schon wieder ein Ausländer! Die sollen alle raus aus Deutschland, macht die Grenzen dicht!

               Das ist alles verständlich. Und dafür muss es nicht mal eine Gewalttat geben. Seit Jahren hören wir alle immer wieder, dass die Kommunen überlastet sind, dass es nicht genug Wohnraum, nicht genug Kitaplätze, nicht genug Sprachkurse, nicht genug Geld gibt. Dass es zu kulturellen Konflikten kommt, dass sich Parallelgesellschaften bilden, dass Zugewanderte proportional häufiger straffällig werden.

               Natürlich denkt man da: So geht’s nicht weiter, raus mit denen! Wirklich, ich finde das verständlich. Nicht gut, aber verständlich.

               Die Sache ist nur: Die Welt ist komplex. Und wenn man sich näher mit dem Thema beschäftigt, entfaltet sich die Realität etwas anders, als es die Schlagzeilen vermuten lassen.

               Erstens gibt es all die genannten Probleme auch ohne Zuwanderung: Wohnungsnot, Kitakrise, Bildungsnotstand, soziale Ungleichheit. Wenn es politische Parteien ernst meinten, würden sie vor allem diese Dinge angehen. Es ist aber einfacher, die Schuld auf Ausländer zu schieben. Es ist eine uralte Taktik, und sie funktioniert immer wieder: Die Schwächsten einer Gesellschaft werden gegeneinander ausgespielt. Schon in den 1960er-Jahren fand eine Studie heraus, dass Menschen ihren eigenen sozialen Status nur an einem sehr kleinen Kreis festmachen, das heißt: Sie vergleichen sich mit den Menschen, die direkt vor ihrer Nase sind. Deshalb waren gut bezahlte Fabrikarbeiter zufriedener als schlecht bezahlte Büroangestellte, obwohl sie dasselbe verdienten: weil sie im ersten Fall mehr verdienten als die Menschen um sie herum und im zweiten Fall weniger. Deshalb reden alle ständig über Migration. Was uns heute immer und immer wieder direkt vor die Nase gesetzt wird, sind «die Flüchtlinge». Wenn du in Deutschland wenig Geld hast, vergleichst du dich nicht mit Millionären, sondern mit «diesen Ausländern, die alles hinterhergeschmissen kriegen und uns sogar unsere Zahnarzttermine klauen», auch wenn das gar nicht stimmt. Der Gedanke in der Bevölkerung, geschlossene Grenzen würden alle Probleme lösen oder zumindest mildern, kommt ja nicht aus dem Nichts. Es ist eine Erzählung der Politik, um die wirklichen Probleme nicht lösen zu müssen.

               Zweitens, das wisst ihr vermutlich, aber ich erwähne es zur Sicherheit mal, ist es nicht so, dass alle Ausländer kriminell sind. Tatsächlich ist es nur ein winziger Bruchteil. Ihr hättet zum Beispiel 2023 von den 13895865 Ausländerinnen und Ausländern in Deutschland 13200884 treffen können, die nicht mal einer geringen Straftat verdächtigt wurden. Und es scheint ja meist ein ganz gutes Erlebnis zu sein, Ausländer oder Menschen mit Migrationshintergrund zu treffen. Die Daten zeigen: Je mehr Kontakt Leute zu Menschen mit Migrationshintergrund haben, desto weniger wählen sie rechte Parteien. Das lässt den Schluss zu, dass die Erzählung vom «gefährlichen Ausländer» eine ist, die sich nicht in erster Linie aus der Realität speist.

               Und damit kommen wir zu drittens: Viele Medien zeichnen ein völlig verzerrtes Bild. Eine Studie der Hochschule Macromedia hat 2019 gezeigt, dass ausländische Tatverdächtige in Fernsehberichten 19-mal häufiger genannt wurden, als es ihrem statistischen Anteil entspricht, in Zeitungsartikeln sogar 32-mal häufiger. Oder anders gesagt: Obwohl es mehr als doppelt so viele deutsche wie ausländische Tatverdächtige gab, kamen im Fernsehen mehr als acht ausländische auf einen deutschen Tatverdächtigen und in Zeitungen mehr als vierzehn ausländische auf einen deutschen Tatverdächtigen. Natürlich bekommt man dann das Gefühl, dass «diese Ausländer» alle kriminell sind. Aber deshalb ist es noch lange nicht wahr.

               Und viertens stimmt es zwar trotzdem, dass Flüchtlinge – in sehr viel geringerem Ausmaß – proportional mehr Straftaten begehen als der gesellschaftliche Durchschnitt. Bloß gibt es dafür ausreichend Erklärungen, die alle nicht bedeuten, dass Leute aus egal welchem Land schlechtere Menschen sind. Zum Beispiel werden ganz viele Straftaten gar nicht angezeigt. Wenn sie von einem Angehörigen einer Minderheit begangen werden, werden sie aber viel eher zur Anzeige gebracht. Die Dunkelziffer bei Deutschen ist also höher. Außerdem sind viele Zugewanderte junge Männer – sowieso immer die kriminalitätsanfälligste Gruppe, auch unter Deutschen –, noch dazu mit zum Teil traumatischen Erfahrungen, die in Deutschland erst mal alle auf einen Haufen und in einen viel zu lange andauernden Zustand erzwungener Sinnlosigkeit geworfen werden, in dem sie nicht arbeiten und kein Teil der Gesellschaft sein dürfen. Die Antwort auf dieses Problem ist ganz offensichtlich: Integration. Deshalb passiert da ja auch schon so viel, es müsste halt noch mehr passieren. Das ist übrigens auch eine falsche Erzählung: dass Integration nicht funktionieren würde.

               Aber klar, man kann auch einfach sagen: «Mir egal! Wenn die alle nicht hier wären, hätten wir die Probleme nicht!», und ignorieren, was für Probleme dadurch all die vielen unschuldigen Menschen bekommen, die einfach nur einen Ort finden wollen, an dem sie in Frieden leben können.

               Und genau deshalb gibt es Abgeordnete. Genau deshalb wählen wir Menschen in die Parlamente. Weil die dann – als Demokratieprofis – so was sagen können wie: «Wir finden eine Antwort, und zwar eine weitsichtige und nachhaltige. Wir klären, wieso dieser Mann unbehelligt durchs Land laufen durfte. Wir sehen, dass er ausreisepflichtig war – was übrigens bedeutet, dass die aktuelle Rechtslage gereicht hätte, um ihn auszuweisen, und Asylverschärfungen, geschlossene Grenzen oder gar das Ausrufen einer nationalen Notlage als Reaktion kompletter Unsinn wären. Wir sehen auch, dass er psychisch krank ist. Und ein Mann, was auf den Großteil der Täter*innen zutrifft. Deshalb reduzieren wir unsere Debatte nicht auf Abschiebung und Grenzkontrollen, sondern sprechen auch über psychotherapeutische Versorgung, nicht zuletzt für Männer, über destruktive Männlichkeitsrollen, über die Vereinzelung und Einsamkeit in unserer Gesellschaft, über Integration. Über all das diskutieren und entscheiden wir so, dass unsere Maßnahmen die Sicherheit erhöhen, ohne Millionen von Menschen unter Generalverdacht zu stellen, ohne Rassismus zu schüren, der, wie wir wissen, sonst nur neue Opfer fordern wird. Und vor allem diskutieren und entscheiden wir so, dass es der Demokratie nicht schadet. Wir haben zu jedem Zeitpunkt Menschenrechte, das Grundgesetz und das Europarecht im Blick – und die Umsetzbarkeit unserer Pläne. Wir stellen nicht infrage, dass Kompromissfähigkeit zum Kern der Demokratie gehört, und wir stellen nicht infrage, dass Faschisten in diesem Land nie wieder etwas zu sagen haben dürfen.»

               So was könnten die Demokratieprofis, die Abgeordneten, sagen und danach handeln. Sie sind nicht dazu da, uns in weitere Wut hineinzumanipulieren. Reflexion, Expertise und Weitsicht sind ihre einzige Daseinsberechtigung. Den Rest können wir auch selber. Volksentscheide und Bürgerräte könnten das alles auch erledigen – die direkte Demokratie hat sogar große Vorteile gegenüber der parlamentarischen, zum Beispiel, dass niemand auf «die da oben» schimpft, weil alle verstehen, dass sie selbst «die da oben» sind.

               Ich will auch gar nicht sagen, dass wir als Bevölkerung zu doof dafür wären. Aber wir sind nun mal – so ehrlich müssen wir sein – ein wankelmütiger, beeinflussbarer und informationsfauler Blubb demokratischer Laien, der es nicht mal schafft, alle vier Jahre ein paar Wahlprogramme zu lesen, und unmöglich bereit dazu wäre, alle paar Tage gut informiert über neue Gesetze abzustimmen. Der sich dafür aber sehr gerne aufstacheln und zu wutgetränkten, vorschnellen Urteilen hinreißen lässt. Ich weiß, das klingt ein bisschen wie eine Beschreibung des Bundestages. Und das ist das Problem! Schlimm genug, dass wir so sind. Die Abgeordneten im Bundestag müssen besser sein.

               Das perfekte Beispiel dafür, dass wir die Profis «da oben» brauchen, ist, dass die meisten von uns noch gar nicht verstanden haben, wieso das, was Herr Merz da versucht hat, überhaupt ein Tabubruch sein soll. «Hä, wenn er eine Mehrheit kriegt, gibt’s doch kein Problem?» Das würde stimmen, wenn nur demokratische Parteien im Bundestag säßen. Aber da sitzt nun mal die AfD, die jede unserer demokratischen Errungenschaften, die Gleichheit der Menschen, Minderheitenschutz, Meinungspluralität, Pressefreiheit, Erinnerungskultur und alle Parlamente, in denen sie sitzt, mit jeder Pore verachtet. Wer mit ihr Gesetze beschließt, gibt ihr Macht. Das ist etwas, und darüber waren wir uns einig, das nie wieder passieren darf. Und wer von SPD und Grünen verlangt, einem Antrag und Gesetzentwurf zuzustimmen – ohne noch zu Kompromissen bereit zu sein –, und sie damit erpresst, sonst das seit achtzig Jahren geltende «Nie wieder» in ein «Na gut, einmal ist keinmal» umzuwandeln, ist seines Mandats nicht würdig.

               Wir Demokratielaien sind der Mob, der rülpsend und polternd jeden Tag eine neue Sau durchs Dorf jagt. Im Bundestag brauchen wir entschlossene Besonnenheit und keine Abgeordneten, die ihre Mistgabeln und Fackeln mit zur Arbeit bringen und damit den Faschisten Feuer geben.

            
               
                  Zündelnde Rhetorik

               
               Das Zündeln ist ja keine Ausnahme. Wann immer es um die Themen Zuwanderung oder Islam geht, macht die Merz’sche Rhetorik fröhliche Tagesausflüge in Richtung AfD. Wenn er zum Beispiel von «kleinen Paschas» spricht, deren Väter die Lehrerinnen dieses Landes drangsalieren.

               In der Sendung Markus Lanz ging es um die Silvesterausschreitungen in Berlin. Dazu sagte Friedrich Merz: «Wir sprechen hier von Leuten, die eigentlich in Deutschland nichts zu suchen haben!», und verband sie dann gekonnt mit Grundschulkindern: «Sprechen Sie mal mit Lehrerinnen und Lehrern in den Grundschulen.»

               
                  Was Friedrich Merz sagt:

                  «Wir sprechen hier von Leuten, die eigentlich in Deutschland nichts zu suchen haben!»

                  (10.01.2023, ZDF)

                   

                  Was Friedrich Merz sagen will:

                  «Was hoffen die denn zu finden? Eine offene Gesellschaft? Da gebietet es doch schon die Höflichkeit, ihnen zu sagen, dass sie danach hier lange suchen können.»

               

               Es ist rhetorisch interessant, was Herr Merz da macht. Er wird ja immer mal mit Trump verglichen, aber ich finde, der Vergleich passt nicht. Trumps Populismus basiert darauf, so lange kompletten Bullshit zu erzählen, bis alle sagen: «Okay, komm, wir wählen ihn einfach, vielleicht hört er dann auf zu reden.» Das ist Trumps Konzept.

               
                  Was Donald Trump sagt:

                  «They’re eating the dogs!»

                  (10.09.2024, Präsidentschaftsdebatte mit Kamala Harris)

                   

                  Was Donald Trump sagen will:

                  «Ich bereite mich auf TV-Duelle wie dieses nur dadurch vor, dass ich mir die absurdestmöglichen Lügen ausdenke und danach selig mit der Gewissheit einschlafe, dass ihr sie mir glauben werdet, weil ihr euch so sehr danach sehnt, nicht selbst für eure Probleme verantwortlich zu sein, dass ihr mir aus der linken Hand fresst, solange ich mit der rechten auf andere zeige.»

               

               Was Friedrich Merz macht, ist viel spannender. Er stellt eine unverschämte Aussage in den Raum, in diesem Fall eine sehr AfD-eske: «Die haben in Deutschland nichts zu suchen!», und verbindet sie mit etwas, das man nicht zu hundert Prozent widerlegen kann. Natürlich gibt es Väter mit Migrationshintergrund, die in Schulen auftauchen und rufen: «Du, Frau, hast meinem Sohn gar nichts zu sagen!» Natürlich gibt es die. Es gibt übrigens auch sehr weiße Väter, die in Schulen auftauchen und rufen: «Du gibst meinem Sohn keine schlechte Note!» Die erwähnt Herr Merz aber nicht. Genauso wenig, wie er über Ursachen, Ausmaß oder – verrückte Idee – über Lösungen für irgendwelche Probleme spricht. Es ist ja nicht so, als hätte er dieser Aussage ein Plädoyer für mehr Anstrengungen in der Integrationsarbeit folgen lassen. Trotzdem bleibt bei einigen Leuten immer das Gefühl hängen: «Na ja, ein bisschen recht hat er ja schon.» Und während sich alle auf dem Nebenschauplatz der zweiten Aussage austoben, bleibt die erste Aussage unwidersprochen im Raum stehen.

               Ich bin seiner Aufforderung übrigens gefolgt und habe für eine Sendung über den Bildungsnotstand mit einer Kitaleiterin aus Kreuzberg gesprochen. Das ist ja vielleicht sogar für Friedrich Merz nah genug an einer Grundschullehrerin dran. Sie, Annett Neumann, hat Folgendes gesagt: «In unserer Arbeit ist immer wieder, gerade hier in Friedrichshain-Kreuzberg, ganz prägnant, dass wir sehr viele Kinder mit Migrationsanteil haben. Wir wünschen uns tatsächlich von der Gesellschaft viel mehr Offenheit, viel weniger Vorurteile, viel weniger Schubladendenken für diese Kinder. Wenn die Kinder auch die Sprache nicht sprechen, bringen sie trotzdem wahnsinnig viele Potenziale mit. Und wir wünschen uns, dass diese Potenziale der Kinder wertgeschätzt werden. Aber nicht nur der Kinder, auch der Familien. Wir haben hier zum Beispiel ein sehr familiäres Miteinander. Wir haben siebzehn verschiedene Nationen unter unserem Dach, und wir merken, dass wir der kleine Spiegel der Gesellschaft sind. Wenn sich etwas im Weltgeschehen ereignet, dann spüren wir das auf dem Flur. Familien, die aus verschiedenen Ländern kommen, die vielleicht im Moment gerade in Kriegshandlungen verwickelt sind, begegnen sich auf dem Flur. Und wir merken trotz alledem, dass wir hier eine Gemeinschaft gebildet haben von Eltern, Pädagoginnen und Fachkräften, die damit gut umgehen können, besser, als es die Weltpolitik hinbekommt. Und wir wünschen uns manchmal, dass wir ein bisschen Vorbildwirkung dafür zeigen könnten oder dass man bei uns mal reinschaut und schaut, wie es geht.»

               Zweites Beispiel:

               Im März 2024 sagt Friedrich Merz auf einer CDU-Veranstaltung in Stuttgart: «Meine Damen und Herren, wir haben in Deutschland 1000 Moscheen, von denen muss keine einzige geschützt werden. Wir haben ungefähr 100 Synagogen, die müssen alle mit Polizeischutz geschützt werden.»

                

               Um mal mit etwas Positivem einzusteigen: Diese abenteuerliche Aussage führt Herrn Merz einige Sätze später zu einer klaren Abgrenzung von der AfD. Das ist gut und richtig und wichtig, die Frage ist nur, wieso er Rassismus nutzt, um sich von einer rassistischen Partei abzugrenzen. Denn was passiert natürlich? Die Leute verlieren sich im Streit darüber, wer und was nun mehr bedroht wird: Synagogen oder Moscheen. Dabei sollte das ja gar nicht die Frage sein. Die erste Frage sollte sein: Stimmt das, was Herr Merz sagt? Es gibt ja einen Unterschied zwischen «keinen Schutz brauchen» und «keinen Schutz bekommen». Ersteres wäre nur richtig, wenn es keine Übergriffe auf Moscheen und Muslime gäbe. Das ist natürlich nicht so. Und die zweite Frage sollte sein: Wieso stellt Herr Merz diese beiden Dinge nebeneinander? Bedingt die Schutzbedürftigkeit der einen die Schutzbedürftigkeit der anderen? Natürlich nicht. Der Zusammenhang, den Herr Merz herstellen will, ist: Jüdisches Leben wird vor allem durch Muslime bedroht. Das ist zwar eine ganz wundervolle Art, Deutschland vom Antisemitismus zu befreien – man muss bloß sagen: «Antisemiten sind nur die anderen, die hier ja sowieso nichts zu suchen haben!» –, es ist nur leider nicht ganz ehrlich. Natürlich gibt es auch muslimischen Antisemitismus in Deutschland, das ist der Funken Wahrheit, den Herr Merz nutzt, damit seine These nicht einfach so weggewischt werden kann. Aber er verschweigt jeden Rechtsextremismus, der beide Gruppierungen bedroht. Juden gehören – immer noch – zu den meistdiskriminierten Bevölkerungsgruppen in Deutschland. Muslime – vor allem aus dem arabischen Raum – ebenfalls. Doch Friedrich Merz sagt: Die einen sind die Opfer, die anderen sind die Täter. Und das Problem ist: Um das zu entpopulisieren – das ist mein neues Lieblingswort –, um das Thema also ohne Verallgemeinerung, ohne Generalverdacht, ohne Aufwiegen und damit Relativieren von Leid zu betrachten, braucht es viele Worte, es braucht Nebensätze, es braucht die Bereitschaft, Zusammenhänge zu verstehen und Widersprüche auszuhalten. Das sind alles Dinge, die in der großen, weiten Debatte und im großen, weiten Internet zwar theoretisch Platz haben, es aber selten in kleine, enge Köpfe schaffen.

               Drittes Beispiel:

               Im September 2023 sagt Friedrich Merz auf dem Gillamoos, einem bayerischen Volksfest: «Nicht Kreuzberg ist Deutschland, Gillamoos ist Deutschland!»

               Genau! Wir leben in einem Bierzelt, und wir sind so besoffen, dass wir nach rechts umzufallen drohen. Aber die Frage, die dahintersteckt, ist interessant: Was ist Deutschland?

               Deutschland ist ein Ort. 84 Millionen Menschen. 84 Millionen Leben.

               Deutschland ist eine Momentaufnahme, die Summe seiner Geschichte und seiner Geschichtsvergessenheit.

               Deutschland ist, wenn sich Leute so von billigen Worten kriegen lassen, dass sie Parteien wählen, die ihr eigenes Leben schlechter machen.

               Deutschland ist eine Demokratie, in der nicht wenige in einer Diktatur leben. Was man auch erst mal schaffen muss.

               Deutschland ist, wenn ein Weltmeistertitel im Basketball dazu führt, dass sogar schon Linke auf die Hautfarbe und Religion des Mannschaftskapitäns hinweisen, weil sie glauben, das Hervorheben eines erfolgreichen Schwarzen Muslims sei ein Argument gegen Rassismus und nicht einfach Rassismus.

               Deutschland ist das Missverständnis, Nazis zu ärgern sei links und Menschen mit Migrationshintergrund zu ärgern sei nicht rechts.

               Deutschland ist das Land der Täter, in dem dir holocaustverharmlosende Flugblätter Sympathiepunkte einbringen.

               Deutschland ist die Nützlichkeitsanalyse von Zuwanderung.

               Deutschland ist die Nützlichkeitsanalyse von Zugewanderten.

               Deutschland ist nicht und war nie das Sozialamt der Welt. Es fühlt sich aber sehr gerne so.

               Deutschland ist ein vergleichsweise sicheres Land, in dem die Hauptgefahr von denen ausgeht, die behaupten, sich in Deutschland nicht mehr sicher zu fühlen.

               Deutschland ist ein Bürokratiemonster. Marode Schulen und übermüdete Pflegekräfte und zu wenige Erzieher.

               Deutschland sind zehnspurige Autobahnen, die durch jedes Schlafzimmer führen, und Bahnhöfe, zu denen man mit dem Auto fahren muss.

               Deutschland sind hilflose Klimaproteste und wütende Bauern.

               Deutschland ist, wenn sich Menschen gegeneinander aufstacheln lassen. Auto gegen Lastenrad, Stadt gegen Land, reich gegen arm, Mittelschicht gegen arm, arm gegen arm, alle gegen arm, Erwachsene gegen Kinder, Vergangenheit gegen Zukunft, alte Männer gegen junge Frauen, woke gegen rücksichtslos, Schweinesteak gegen Salat, Joko und Klaas gegen ProSieben.

               Deutschland sind Menschen, die ihren Blick auf die Welt aus der WELT haben, und Menschen, die BILD lesen.

               Deutschland ist intransparenter Lobbyismus.

               Deutschland sind Macht- und Profitinteressen.

               Deutschland ist, wenn über ein technologisches Wunder wie die Wärmepumpe härter geurteilt wird als über Björn Höcke.

               Deutschland ist ein großer Brei aus emotionaler Bequemlichkeit und Empathiefaulheit, aber zugleich ist Deutschland eine Leistungsgesellschaft!

               Deutschland ist Abstiegsangst und Nach-unten-Treten.

               Wir haben vergessen, was «gegen das Vergessen» bedeutet – ist Deutschland.

               Es ist das 21. Jahrhundert, und der Satz «Die Ausländer sind schuld!» bringt immer noch mehr Wählerstimmen als jeder konstruktive Lösungsansatz für politische Probleme – ist Deutschland.

               Deutschland ist nicht so schlecht, wie ich es gerade zeichne. Doch, es ist so schlecht! Aber es ist zum Glück auch mehr als das. Deutschland sind nicht überall blühende Landschaften, aber es ist an wirklich vielen Orten das Auenland. Was uns zu Hobbits macht: Für uns zählt nur, was sich direkt vor unserer Haustür abspielt, und wir haben haarige Füße. Aber ab und zu schaffen wir es, unseren inneren Frodo zu channeln und mutig zu sein und offen. Manchmal sind wir empathisch. Manchmal sind wir groß und gut und bereit, uns unserem Zusammenleben zu stellen. Manchmal verstehen wir, dass Streit nichts Schlechtes sein muss, wenn er gut geführt wird. Dass wir nicht gegeneinander anleben, sondern miteinander klarkommen müssen – und ja eigentlich auch wollen. Und ich glaube, wir könnten das viel öfter und viel besser, wenn zumindest die Leute, die uns regieren oder regieren wollen, mit der spalterischen Kacke aufhören würden.

               Kreuzberg ist Deutschland. Und ja, Gillamoos ist Deutschland, zumindest ein bisschen. Das ist keine Entweder-oder-Entscheidung. Auch Friedrich Merz ist Deutschland, aber halt nur zu einem 84 Millionstel. In Friedrichshain-Kreuzberg leben 293000 Menschen. Kreuzberg ist 293000-mal so viel Deutschland wie Friedrich Merz.

               Was für ein absurder, überheblicher Gedanke, ein 84 Millionstel von Deutschland hätte mehr Deutungshoheit darüber, was Deutschland ist, als jedes andere 84 Millionstel. Ich weiß, ich habe gerade auch über Deutschland geredet, und ich erhebe auch gar nicht den Anspruch auf Allgemeingültigkeit, aber mir sind zumindest ein paar mehr Dinge eingefallen als ein Bierzelt in Bayern.

               Viertes Beispiel:

               Im Oktober 2023 sagt Friedrich Merz auf die Frage der Neuen Zürcher Zeitung, ob Deutschland Flüchtlinge aus dem Gazastreifen aufnehmen sollte: «Nein. Sollte es Flüchtlinge geben, dann sind diese zunächst einmal ein Thema für die Nachbarstaaten. Deutschland kann nicht noch mehr Flüchtlinge aufnehmen. Wir haben genug antisemitische junge Männer im Land.»

               Auch das ist rhetorisch geschickt. Er sagt nicht: «Alle Palästinenser sind Antisemiten.» Das könnte ja den Impuls in anderen auslösen zu sagen: «Nein, sind sie nicht!» Er stellt einfach drei Sätze nebeneinander, die wie selbstverständlich implizieren, dass «Flüchtlinge aus dem Gazastreifen» gleichbedeutend sei mit «antisemitische junge Männer». Das ist keine These mehr, der man widersprechen könnte, es ist bloß noch die beiläufig erwähnte Prämisse für die Hauptthese, nämlich: «Wir nehmen keine Flüchtlinge aus Gaza auf.» Auch hier baut er darauf, dass alle so sehr mit der Diskussion über die eine These beschäftigt sind, dass die andere unwidersprochen im Raum stehen bleibt.

               Natürlich gibt es antisemitische junge Männer in Deutschland. Es wäre eine ganz wundervolle Idee, damit politisch und gesellschaftlich umzugehen, anstatt Menschen, die vor Krieg fliehen, unter Generalverdacht zu stellen und das im Grundgesetz verankerte Asylrecht in Zweifel zu ziehen.

               Aber ich glaube weiterhin an Friedrich Merz. Der Tag wird kommen, an dem er zu einem schwierigen Thema einfach nur einen vernünftigen und empathischen Vorschlag macht. Und das wird der Tag sein, an dem ich ihn auf ein Bier einlade.

            
               
                  Das neue CDU-Logo

               
               Aber bei aller Schimpferei kann man ja ruhig auch mal würdigen, dass die CDU durchaus etwas gegen die AfD unternimmt. Erinnert ihr euch noch daran, wie sie 2023 ihr magisches neues Logo vorgestellt hat? Dieses grafische Wunder, das nur ganz zufällig den Schwung des AfD-Pfeils so genau imitierte, dass man die Logos nahtlos aneinanderfügen konnte?

               Ich mochte ja vor allem die Präsentation des Logos durch Carsten Linnemann. Wie fest entschlossen er war, in den neuen CDU-Farben «Cadenabbia-Blau» und «Rhöndorf» wahlweise Dinge wie «Vitalität, Zuversicht und Freiheit» oder «Substanz, Kompetenz und Sicherheit» zu sehen – und in der geschwungenen Deutschlandflagge «Aufbruch, Erneuerung, Dynamik und Modernität».

               
                  Was Carsten Linnemann sagt:

                  «Aufbruch, Erneuerung, Dynamik, Modernität.»

                  (19.09.2023, Pressekonferenz)

                   

                  Was Carsten Linnemann sagen will:

                  «Hi, wir sind die CDU. Unser Markenkern ist konservative Politik, aber jetzt haben wir beschlossen, zugleich jung und hip zu wirken, was ein fast unmögliches Unterfangen ist. Deshalb haben wir alle Synonyme für «Fortschritt» gesammelt, die ChatGPT uns geliefert hat, um damit eine in ein Symbol für mittelgutes Handynetz gegossene Deutschlandflagge zu beschreiben.»

               

               Ich weiß nicht, wie es euch geht, aber ich will von einer Partei gar nicht, dass sie klingt wie ihre eigene Werbeagentur. Mir würde es schon fast reichen, wenn sie ehrlich versuchen würde, unser aller Zusammenleben so gut wie möglich zu organisieren. Da muss sie gar nicht so gewollt dynamisch modern und erneuernd aufbrechen.

               Ich habe ja eine sehr gute Verschwörungstheorie zu Carsten Linnemanns fremdschamtauglichem Logo-Referat: Die CDU hat das mit Absicht gemacht. Dieser Fehler mit dem Präsidentenpalast aus Georgien im CDU-Imagefilm, dieses Türkis, diese komplett absurde Vorstellung des Logos. Das war doch kein Versehen! Sie wollten von etwas anderem ablenken: davon, dass die CDU im Thüringer Landtag gerade ein Gesetz mit Stimmen der AfD verabschiedet hatte.

               Erinnert ihr euch noch an dieses verrückte Interview mit Boris Johnson vor ein paar Jahren, in dem er erzählte, dass er als Hobby Busse aus Weinkisten bastele und anmale? Das halbe Internet machte tagelang Witze darüber, aber Boris Johnson, der schon immer sehr viel klüger war, als seine Haare vermuten lassen, hatte es dadurch geschafft, die Google-Suche zu überlisten. Zuvor kamen als Top-Ergebnisse bei der Google-Suche «Boris Johnson» und «Bus» nur Artikel über seine in der Brexit-Kampagne mit Fake News plakatierten Busse. Aber nach dem Interview war die Google-Ergebnisseite gefüllt mit harmlosen Berichten über Boris Johnson, der in seiner Freizeit gerne bastelt. Das hat sich irgendwann wieder aufgelöst, weil die Theorie aufkam, dass es Absicht gewesen sein könnte, aber für kurze Zeit hatte es – gewollt oder zufällig – einen Effekt, der Boris Johnson gefallen haben dürfte.

               Und als Carsten Linnemann die Farben des neuen CDU-Logos vorstellte, stand da doch eindeutig ein Mann, der sich gerade dachte: Ja, Internet, hab deinen Spaß! Mach Memes aus mir! Mir egal, wie doof ich gerade klinge, Hauptsache, niemand redet mehr über die bröckelnde Brandmauer der CDU Thüringen!

               Vielleicht mag einigen «Wir durchbrechen die Brandmauer und lenken dann davon ab» als Umgang mit der AfD absurd erscheinen, aber das ist immer noch sinnvoller als das, was unser zukünftiger Bundeskanzler gemacht hat.

            
               
                  Heiß geliebte Opferrolle

               
               Nein, ich meine nicht Friedrich Merz, der ist ja jetzt Bundeskanzler. Ich meine den danach: Jens Spahn. Natürlich immer vorausgesetzt, dass nicht direkt nach Herrn Merz die AfD an die Macht kommt. Ist es nicht aufregend, dass das Szenario, in dem Jens Spahn der nächste Bundeskanzler wird, das optimistische ist?

               Das ist meine Zukunftsprognose: erst Friedrich Merz, dann Jens Spahn. Und Jens Spahn wird mit der AfD koalieren. Nein, wird er natürlich nicht! Aber blöderweise hat er sich selbst jedes Argument dagegen genommen. Im April 2025 schlug er im Interview mit der BILD vor, in den «Verfahren und Abläufen im Bundestag» mit der AfD umzugehen wie mit jeder anderen Oppositionspartei auch. Und im ZDF-Interview äußerte er sich ähnlich.

               
                  Was Jens Spahn sagt:

                  «Ich bin sehr für die harte Auseinandersetzung in der Sache, für die harte Auseinandersetzung im Umgang. Ich glaube nur nicht, dass Geschäftsordnungstricks, wo die AfD sich dann in so eine Opferrolle hineinbegibt, uns am Ende helfen. Die harte Auseinandersetzung und eine bessere Politik im Tun, nicht im Reden, das wird sie jetzt wieder klein machen.»

                  (13.05.2024, Berlin direkt)

                   

                  Was Jens Spahn sagen will:

                  «Ich kann mit einer Taube Schach spielen! Ich kann das! Wirklich!»

               

               Ich war ehrlich fasziniert. Erstens, weil er wusste, wie man die AfD klein macht. Ich finde immer toll, wenn Leute solche Dinge wissen. Als sei Politik nichts anderes als eine mathematische Formel, in die man nur die richtigen Variablen einsetzen muss, um garantiert das gewünschte Ergebnis zu bekommen.

               Und zweitens bin ich allgemein fasziniert von Jens Spahn. Ich habe nur einmal ganz kurz mit ihm gesprochen. Da habe ich Interviews für meine Sendung Bosetti Late Night im Bundestag gemacht, und Jens Spahn lief durch den Pressebereich, also habe ich ihn gerufen und gefragt, ob er mit mir reden würde. Er kam lächelnd näher, drehte dann leicht den Kopf, um das Bosetti Late Night-Logo auf meinen Moderationskarten lesen zu können, und dann lief er einen eleganten Bogen und rief nur so was wie: «Oh, da vorne ist mein – ich muss jetzt leider –», und weg war er. Und ich dachte: Cool, Jens Spahn hat meine Sendung gesehen!

               Jedenfalls ist Jens Spahn, sagen wir, zwar recht sparsam mit seinem sicherlich irgendwo versteckten Charisma, aber er hat in Interviews eine beeindruckende Technik drauf, die alles, was er sagt, so klingen lässt, als sei es das einzig Vernünftige. Er ist der personifizierte Satz: «Das sagt einem doch der gesunde Menschenverstand.»

               Deshalb klingen selbst die dramatischsten und empörendsten Dinge aus seinem Mund wie eine bloße Tatsachenfeststellung, ein Ausdruck des Offensichtlichen. Wer ihm widersprechen möchte, muss wohl oder übel an seiner eigenen Vernunftbegabung zweifeln. Und in diesem Duktus verharmlost er dann zum Beispiel die Gefahr, die von Donald Trump ausgeht, und sagt noch Mitte 2024 so was wie:

               «Mir gefällt vieles in der Republikanischen Partei überhaupt nicht, auch am Stil, am Auftreten, an der Wortwahl von Trump», ABER:

               «[…] muss man deshalb gleich eine Diktatur aufziehen sehen?»,

               «[…] ich sehe einfach nicht, dass er oder die Republikaner auf dem Parteitag hier autoritären Mitteln das Wort reden.»

               «Hinter einer übertriebenen, teils abstoßenden Rhetorik sehe ich in der Sache politische Ansätze, die mich nicht schockieren […].»

               Und man denkt: Oha, das klingt so unaufgeregt richtig, da war ich wohl bis gerade bloß ein bisschen hysterisch, whoopsie!

               Allein die Wortwahl, wenn er über die Normalisierung der AfD spricht: «Verfahren und Abläufe im Bundestag». Das klingt so banal und langweilig, da springt doch niemand empört vom Sofa auf! Da merkt man kaum, dass er die Mittel einer wehrhaften Demokratie «Geschäftsordnungstricks» nennt. Die man nicht anwenden solle, wegen der Opferrolle der AfD. Dabei würde die AfD, wenn sie zu so etwas wie Liebe fähig wäre, ihrer Opferrolle einen Antrag machen. Es ist völlig egal, wie «wir» mit der AfD umgehen, sie wird sich immer, unter allen Umständen und zu jeder Gelegenheit, als Opfer inszenieren. Wenn dir ein AfDler auf den Fuß tritt und du so was sagst wie: «Oh, Entschuldigung, wäre es möglich, Ihren Fuß ein paar Zentimeter weiter links aufzusetzen? Das tut ein bisschen weh», wird er brüllen: «Ah, da sind sie wieder, die woken Eliten, die wollen, dass wir alle immer weiter nach links rücken! Ich fordere mehr Rechte für rechte Füße!»

               Aber okay, wenn dir ein AfDler auf den Fuß tritt, wäre es vermutlich auch sinnvoller, so was zu sagen wie: «Mein Fuß stand zuerst auf diesem Flecken Erde, und er lehnt den Asylantrag Ihres zugewanderten Fußes ab! Wir können hier doch nicht alle Füße der Welt aufnehmen! Und überhaupt: Hier werden weiße Socken in Sandalen getragen und nicht solche geschlossenen Burka-Schuhe wie Ihre Springerstiefel! Und nun geh, Fuß, und verpiss dich dahin, wo du hergekommen bist!»

               Das versteht er dann wenigstens.

               Aber zurück zu Jens Spahn. Es klingt ja auch stimmig zu sagen: «Die AfD ist doch eine Partei wie jede andere, wir müssen die inhaltlich stellen.» Krass, dass darauf vor ihm noch niemand gekommen ist!

               Die Sache ist nur: Seine Argumentation mag in sich stimmig sein, aber die Prämisse ist falsch. Die AfD ist eben keine normale Partei. Sie ist nicht wie jede andere Oppositionspartei, weil sie ein komplett anderes Ziel verfolgt als die anderen Oppositionsparteien. Sie ist angetreten, um die Demokratie und das Vertrauen in ihre Institutionen zu schwächen.

               Und das ist das Problem: Wenn du jemanden inhaltlich stellen, also eine Diskussion mit jemandem führen willst, der gar nicht an Informations- oder Meinungsaustausch und vor allen Dingen nicht an einer Lösung interessiert ist, sondern der nur darauf abzielt, das Gespräch an sich zu zerstören, dann verlierst du immer. Und das verkennt Jens Spahn. Oder es ist ihm egal. Und mich würde sehr interessieren: Was von beidem ist es?

            
               
                  Demos gegen rechts

               
               Natürlich ist bei allen rhetorischen Abenteuern keine demokratische Partei schuld an der AfD. Sie haben sie ja nicht in die Parlamente gewählt. Das waren wir. Oder zumindest ein Fünftel von uns. Man könnte also argumentieren, dass man weniger darauf schauen sollte, was «die da oben» machen, und mehr auf die Bevölkerung, wenn es um den Kampf gegen Faschismus geht. Allerdings hängt das eine mit dem anderen zusammen. Anfang 2024 zum Beispiel, als öffentlich wurde, dass AfD-Funktionäre, Mitglieder der WerteUnion und andere Rechtsextreme bei einem Treffen in Potsdam die ethnische Säuberung Deutschlands geplant hatten, gingen monatelang Leute auf die Straße, drei Millionen insgesamt, und die Umfragewerte der AfD sanken deutlich. Es war die größte Demonstrationsserie in der Geschichte der Bundesrepublik. Und was ist daraus geworden? Anderthalb Jahre später sagen immer noch fast alle demokratischen Parteien: «Hey, lasst uns mal möglichst viele Leute abschieben, damit weniger Leute die Typen wählen, die noch mehr Leute abschieben wollen.» Als würde man Rechtsextremismus am besten mit Rechtspopulismus bekämpfen.

               Dieser große, starke, positive Impuls, dieses tolle Zeichen für die Demokratie, ist verpufft. Weil es politisch nicht aufgegriffen wurde. Weil es nicht übersetzt wurde in politisches Handeln. Und das ist ein Problem. Wenn es etwas gibt, das jede Freude an der Demokratie zerstört, ist es mangelnde Selbstwirksamkeit. Menschen brauchen das Gefühl, etwas bewegen zu können.

               Gib einem Kind einen Flummi, und es ist fröhlich. Weil es merkt, dass es den Flummi hüpfen lassen kann, in alle Richtungen. Weil es nur ein bisschen Kraft aufwenden muss, und der Flummi hüpft höher als das Kind selbst. Leg demselben Kind einen Flummi hin, der mit dem Tisch verschraubt ist, den es also nicht bewegen kann. Das Kind wird versuchen, den Flummi aufzuheben, und wenn es nicht klappt, wird es ratlos sein, vielleicht wütend. Und dann gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder wendet es sich ab – was blöd ist, denn der Flummi ist ja die Demokratie –, oder es fängt an zu weinen. Und das Weinen ist interessant, weil es so offensichtlich keine Lösung für das Problem ist. Es ist nur ein hilfloses Schreien danach, dass doch bitte irgendjemand jetzt irgendwas ändern soll. Das ist das, was AfD-Wähler*innen machen, denn die AfD ist ja genauso offensichtlich keine Lösung für irgendein Problem. Sie zu wählen ist, als würde man sich bockig vor die Demokratie setzen und heulen, weil man sich machtlos fühlt. Es ist, wie bei Kindern, der Schrei nach einer größeren Kraft, die alle Probleme für uns lösen soll. Und ich kann das verstehen. Aber wir sind keine Kinder. Wir haben keine Eltern mehr, die stärker und schlauer sind als wir. Wir sind erwachsen, und wir sollten uns nicht selbst entmündigen. Wir sollten unter den Tisch gucken, die Schraube suchen, die den Flummi festhält, und sie dann lösen.

               Und die Proteste Anfang 2024 hätten das Potenzial gehabt, ein paar Schrauben zu lösen – und einige andere lockere Schrauben vielleicht wieder festzudrehen. Es waren so viele Menschen! Das war schon toll, irgendwie. Es fühlte sich gut an. Vor diesen Demos hatte ich das Gefühl, dass die meisten Leute zuhause saßen und zitterten. Die AfD feierte, und der Rest bibberte. Das war kein guter Zustand. Die Umfragen für die AfD stiegen auf ein Rekordhoch, und alle, die das furchtbar fanden, fragten sich, ob sie alleine waren mit dem großen Bedrohungsgefühl. Es war die Macht der Vereinzelung. Deshalb hatten diese Demos etwas Kathartisches. Plötzlich merkten alle: Da sind Hunderttausende, mindestens, die nicht nur die Bedrohung fühlen so wie ich, sondern die auch bereit sind, die Demokratie zu verteidigen. Genau das war es, was wir brauchten. Und zwar nicht nur die Hunderttausende in Berlin, sondern vor allem die Hunderte bis Tausende in Görlitz, Pforzheim, Radeberg, Kaiserslautern, Döbeln und Torgau.

               Um so interessanter war, wie mit den Demos umgegangen wurde. Wie Leute darauf reagierten. Da war natürlich die AfD, die überraschenderweise eine Medienkampagne gegen sich witterte, da waren die Aiwangers dieser Welt, die in einer eleganten Hufeisendrehung behaupteten, die Demos gegen Faschismus seien von Linksextremen unterwandert, und da waren Journalistinnen, die sich über die «Widersprüche» innerhalb der Demos und zwischen den Protestierenden wunderten, wie zum Beispiel Andrea Böhm in der ZEIT: «Das geteilte Gefühl der Bedrohung scheint die Widersprüche vorerst zu überdecken. Nur manchmal werden die Risse sichtbar, die in den vergangenen Jahren und ganz akut in den vergangenen Monaten tiefer geworden sind.»

               Es war ein Wundern über das Konfliktpotenzial. Und ja, mitten in dem großen Gefühl von Zusammenhalt gab es natürlich Streit. Weil es nun mal keine rechten Demos waren. Die politische Rechte ist tatsächlich besser darin, sich nicht zu zerstreiten. Was sie propagiert, ist ein vereinfachtes Weltbild. Wenn man dem zustimmt, zofft man sich nicht über Details und Nuancen, denn Details und Nuancen sind in diesem Weltbild gar nicht vorgesehen. Unter Linken hingegen, von denen ja auch einige auf den Demos gewesen sein dürften, führt schon mal ein falsches Wort zu mehrtägigen Diskussionen. Manchmal zu Recht, manchmal auch nicht.

               Rund um diese Demos wurde zum Teil über wirklich absurde Dinge gestritten. Es gab zum Beispiel Leute, die sich darüber aufregten, dass auf den Demos ausgelassen gelacht wurde, obwohl der Anlass doch nun wirklich nicht zum Lachen war. Es gab Leute, die es unangebracht fanden, dass gleichzeitig für mehr Tierwohl demonstriert wurde, und die es auf Social Media so aussehen ließen, als sei das nicht auf einer separaten Demo passiert, die zu dem Zeitpunkt immer stattfand. Es wurde darüber diskutiert, ob Menschen mit Migrationshintergrund nicht dankbar sein sollten dafür, dass so viele Weiße gnädigerweise an ihrer Seite standen.

               So lächerlich das alles war, so sehr hatte es das Potenzial, das Gemeinschaftsgefühl zu zerbrechen. Aber eines war es nicht: verwunderlich. Es darf ja nicht der Anspruch sein, dass auf solchen Demos Einigkeit herrscht, außer in einem einzigen Punkt: dass wir nie wieder Faschismus wollen in diesem Land. Die gelebte Uneinigkeit ist der Unterschied zu einer Demo für Faschismus: Da ist die Einigung auf einen Punkt die Einigung auf alles. Die Einigung auf eine Demokratie bedeutet aber eben nicht, dass man sich auch in allen anderen Dingen einig ist. Demokratie ist Streit. Die eigentliche Forderung einer Demo für die Demokratie ist also: Lasst uns vernünftig streiten.

               Auch eine interessante Reaktion fand ich einen Einwand, den ich in diversen Kommentarspalten gelesen habe: «Solche Demos führen doch nur zu einer Verhärtung der Fronten, und dann wählen noch mehr Leute die AfD!»

               Mich erinnert diese Angst vor einer gesellschaftlichen Konfrontation mit der AfD immer an Familien, in denen nicht gestritten wird. In denen jeder Konflikt ignoriert oder weggelächelt wird, weil Streit als das Schlimmste gilt, was passieren kann. Klar, wir alle wollen intakte, harmonische Familien, aber das ist nun mal selten wahr. In diesen Weglächel-Familien knallt es auch irgendwann. Und dann passieren zwei Dinge gleichzeitig: Erstens entladen sich mit dem einen Knall all die vielen angestauten Emotionen auf einmal, und zweitens merkt die Familie: Oh, wir können gar nicht damit umgehen! Wir haben nie geübt zu streiten, das heißt, wir können das gar nicht! Und das geht meist nicht gut aus.

               Also ja: Sich klar gegen die AfD zu positionieren kann Fronten verhärten. Aber es heißt ja auch «Brandmauer» und nicht «labberige Brandgummiwand». Vor allem aber werden die Fronten überhaupt sichtbar, die schon vorher existierten. Und nur, wenn sie sichtbar werden, kann man mit ihnen umgehen. Was ist denn die Sorge? Dass sich Leute, wenn man sie vor die Wahl stellt, für die AfD entscheiden könnten? Die Sorge teile ich. Aber es ist eine Demokratie, es ist also das Recht der Leute, sich frei zu entscheiden. Und es ist wichtig klarzustellen, dass wir alle uns entscheiden müssen. Es gibt kein «bisschen» Faschismus.

               Aber die interessanteste Reaktion auf die Demos fand ich meine eigene. Es gab eine Diskussion über ein Transparent, auf dem der Spruch stand: «AfDler töten. Nazis abschieben!» Die AfD sah darin natürlich sofort einen Mordaufruf, andere sagten: «Nee, hinter ‹AfDler töten› steht doch ein Punkt. Also ist es eine Feststellung, der Aufruf kommt erst danach, sieht man doch am Ausrufezeichen.» Und ich merkte: Ich wollte das auch so sehen. Weil ich die Demos gut fand. Aber ganz ehrlich: Wenn auf irgendeiner rechten Demo auf einem Plakat stünde: «Linke töten.», dann würde ich das sofort anprangern. Ja, ich weiß, Galgen sind krasser, und durch den Punkt ist das alles ja auch gar nicht so richtig eindeutig, aber eine solche Mehrdeutigkeit hat auf keinem Plakat auf egal welcher Demo etwas zu suchen, und auf einer Demo gegen Faschismus schon mal gar nicht. Wer das relativiert, beim nächsten Galgen auf einer Bauerndemo aber wieder die ganze Demo verbieten will, denkt auch, Doppelmoral sei das Doppelte der Moral.

               Ich finde ja erst mal alle Demos gut. Auch die Bauernproteste. Es ist ihr gutes Recht zu demonstrieren, und ich muss ihr Anliegen nicht teilen, um es zu begrüßen, dass sie dieses Recht in Anspruch genommen haben. Wenn da nur diese Demoplakate nicht wären! So was wie:

               «Wer’s Land verkauft und Bauern fängt

               Ist es wert, dass er am Galgen hängt!»

               Das geht natürlich gar nicht. Was ist denn das für ein Me-trum? Was soll das sein? Das lange gesuchte Lieblingsgedicht von Tino Chrupalla?

               Ich war ja ein bisschen enttäuscht, dass sich diese Bauern vor den Karren der Rechten haben spannen lassen. Ich hätte gedacht, dass Landwirte von allen Berufsgruppen am besten wüssten, dass ihr Platz nicht vor einem Karren ist. Aber vor allem wäre ich mal für ehrliche Demoplakate. Wie wäre es statt «Die Ampel muss weg!» mal mit:

               
                  «Ich projiziere all meine Wut über das seit mehr als sechzig Jahren voranschreitende Höfesterben auf die Regierung, die nur drei Jahre im Amt war, und ignoriere nicht zuletzt die Tatsache, dass in den sechzehn Jahren zuvor mehr als ein Drittel der Höfe gestorben ist, und zwar unter Landwirtschaftsministern, die ausschließlich aus der Union kamen.»

               

               Statt «Wir sind das Volk!» könnte man doch schreiben:

               
                  «Wir sind ein sehr geringer Prozentsatz der Bevölkerung dieses Landes und haben uns hier zusammengefunden, um Aufmerksamkeit für unser Anliegen zu bekommen, auch wenn wir natürlich einsehen, dass in einer Demokratie und allgemein im Leben nicht nur unser Bedürfnis zählt, sondern grundsätzlich immer alle Interessen gegeneinander abgewogen werden müssen. Wir würden uns freuen, wenn ihr uns trotzdem zuhört.»

               

               Ich weiß, das lässt sich nicht so gut brüllen, aber wenn man es doch schafft, hat man sich seine Aufmerksamkeit wenigstens verdient.

            
               
                  Die Wahl der Gegner

               
               Auch gegen Friedrich Merz’ Liebschaft mit der AfD Anfang 2025 gab es Proteste. Sie waren ziemlich groß – aber nicht so groß wie die Demos ein Jahr zuvor. Vielleicht kam Herrn Merz da der Abnutzungseffekt der Empörungswiederholung zugute. Und das deprimierende Gefühl mangelnder Selbstwirksamkeit, das viele nach den letzten Großdemos befallen hatte. Trotzdem waren Hunderttausende auf den Straßen, und die Reaktion von Friedrich Merz war natürlich angemessen: «Ich nehme das ernst. Aber als letzte verbliebene Volkspartei lassen wir uns durch Demonstranten nicht von unserem Kurs abbringen.»

               Wie eine echte Volkspartei nun mal reagiert, wenn sich ein nicht unbeträchtlicher Teil des Volkes empört.

               Und das war nicht die einzige Reaktion. Die CDU war voller Wertschätzung für die Zivilgesellschaft. Deshalb stellte sie eine kleine Anfrage an die damalige Regierung, eine wirklich nur winzig kleine Anfrage, die aus gerade mal fünfhunderteinundfünfzig Fragen bestand, um die staatliche Unterstützung von Nichtregierungsorganisationen, zum Beispiel Omas gegen Rechts, PETA, die Deutsche Umwelthilfe und Greenpeace, zu überprüfen. Die CDU hatte den Verdacht, dass diese Organisationen «die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung im Sinne eigener Auffassungen beeinflussen» könnten. Was für ein Satz! Nachdem Friedrich Merz ausprobiert hatte, ob die Brandmauer zur AfD auch als Sieb funktionieren würde, hatten unter anderem ein paar Organisationen zum Demonstrieren aufgerufen. Und Friedrich Merz fand wohl, dass diese Organisationen kein Geld mehr vom Staat kriegen sollten, weil sie gegen ihn demonstriert hatten.

               Es ist ja so eine Sache mit den Regeln in einer Demokratie. Meist sind sie ziemlich sinnvoll. Zum Beispiel ist es sehr sinnvoll, dass der Staat keine Organisationen dafür bezahlen sollte, Parteipolitik zu machen.

               Die Frage ist nur: Ist es Parteipolitik, wenn man die Demokratie verteidigt? Es war ja nicht die Merz’sche Steuerpolitik, die Hunderttausende auf die Straße getrieben hat. Und das, obwohl die Merz’sche Steuerpolitik durchaus das Potenzial dazu hätte.

               Wenn eine Partei Löcher in die Mauer zum Faschismus schlägt, sollte dann die Zivilgesellschaft – denn nichts anderes sind ja diese Organisationen – wirklich dafür bestraft werden, dagegen zu demonstrieren? Könnte sie das nicht vielleicht einschüchtern? Und könnte das nicht dazu führen, dass solche Demonstrationen in Zukunft sehr viel kleiner ausfallen? Oder gar nicht mehr stattfinden?

               Ich verstehe schon, dass eine vom Staat geförderte Organisation nicht unbedingt Wahlkampf für oder gegen eine spezielle demokratische Partei machen sollte. Aber wenn eine Demo gegen Rechtsextremismus und gegen demokratiefeindliche Kräfte zusammenfällt mit einer Demo gegen die eigene Partei, müsste man sich dann nicht eigentlich ganz schön erschrecken und das eigene Handeln überdenken?

               Die Frage ist außerdem, ob zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für die Demokratie einsetzen, gerade wirklich die Gegnerinnen sind, denen man sich zuwenden sollte. Und was es mit der Brandmauer macht, wenn man das tut. Es ist ein bisschen, als würdest du im Meer schwimmen, und während dir gerade ein Hai ein Bein abbeißt, beschließt du, fortan all deine Energie darauf zu verwenden, Nemo zu verprügeln. Wenn man die Hauptkonfrontation mit denen sucht, mit denen zusammen man die Brandmauer bilden sollte, dann muss diese gar nicht bröckeln, denn dann wird sie einfach durchlässig. Wie ein Lamellenvorhang, den man aufdreht.

               Es muss, bei allen Differenzen, einen gemeinsamen Kampf aller Demokrat*innen für die Demokratie geben. Wen wir zum Gegner erklären, ist wichtig. Wie wir miteinander reden und umgehen, ist wichtig. Es reicht nicht, uns darauf zu einigen, dass die AfD schlecht ist. Wir müssen uns auch darin einig werden, dass das, was sie tut, schlecht ist – und man es deshalb nicht nachmachen sollte.

            
               
                  AfD-Verbot

               
               Gut 45 Prozent der Weltbevölkerung leben in einer Demokratie. Weniger als die Hälfte. Der Rest lebt entweder in einer Diktatur oder in Bayern. Ja, ich dachte auch, dass Bayern zur Demokratie in Deutschland gehört, aber wenn Markus Söder eine demokratisch gewählte Umweltministerin mit Margot Honecker gleichsetzt, wie er es im Februar 2024 mit Steffi Lemke gemacht hat, wird er sich wohl nicht darüber beschweren, wenn man sein Bundesland eine Bierzelt-Monarchie nennt. Natürlich war sein Vergleich nur ein Witz, aber Markus Söder klingt an 365 Tagen im Jahr wie in einer Karnevalsrede, es gibt also nur zwei Möglichkeiten: Entweder, er macht immer Witze, oder er hat das ernst gemeint.

               Wir hier in Deutschland 2025, wir leben in einer großen Unwahrscheinlichkeit. In der Geschichte der Menschheit in eine Demokratie hineingeboren zu werden ist unwahrscheinlicher, als dass Christian Lindner und Robert Habeck in ihrem Regierungsruhestand zusammen Bier trinken gehen. Wer sich hier und jetzt also in einer Diktatur wähnt oder wer sich die AfD anguckt und sagt: «Hä, was? Nee, niemals schaffen die es, unsere Demokratie zu zerstören!», hat nicht verstanden, dass die Chancen der AfD statistisch gesehen ganz gut stehen. Sie wollen die Demokratie zerstören, wir wollen sie bewahren. Sie haben sich die bei Weitem leichtere Aufgabe ausgesucht.

               Wir können ja ruhig mal anerkennen, dass es ein schwieriger Kampf ist. Da ist auf der einen Seite der zündelnde Rechtspopulismus, der einfache und sehr bequeme Scheinlösungen für komplexe Probleme anbietet, der jeden Scheiß erzählen kann, der überhaupt kein Problem damit hat, den ganzen Laden, der sich «Demokratie» nennt, in Brand zu stecken, und der sich nicht mit so nervigen Nebensächlichkeiten wie Anstand, Skrupel oder Realitätsbezug aufhalten muss.

               Und auf der anderen Seite sind da viele Menschen, Akteur*innen und Parteien, die sich zwar auf die Demokratie einigen können, sonst aber auf so ziemlich gar nichts, die natürlich gegen den Faschismus sind, aber halt auch gegeneinander, die eigene Machtinteressen verfolgen, die entweder viel komplizierter, elitärer, ungemütlicher und nerviger sind als alles, was der Populismus verspricht, oder die man manchmal kaum von den Populisten unterscheiden kann.

               Was liberale Demokratien zum Einsturz bringt, ist genau das, was gerade an der unseren rüttelt: dass sie uns so viel abverlangen. Dass wir einander aushalten müssen. Deshalb ist es so verlockend, der Alternative zu verfallen. Weil sie im Kern sagt: «Ihr müsst gar nichts aushalten. Ihr seid nicht verantwortlich für eure eigenen Probleme. Nicht ihr seid das Problem, sondern die anderen. Und wir machen die weg.»

               Und weil dieses Versprechen so verlockend ist, dass niemand so recht weiß, wie man dagegen ankommt, sind die Rufe nach einem AfD-Verbotsverfahren gerade lauter denn je. Es wird in vielen Runden diskutiert, und die ausgetauschten Argumente ähneln sich meist. Wer für ein Verbotsverfahren ist, sagt: «Die AfD gefährdet die Demokratie, und die Demokratie muss jedes Mittel nutzen, um sich zu wehren.» Wer gegen ein Verbotsverfahren ist, sagt: «Das nützt doch nur der AfD, die kann sich dann als Opfer von Zensur inszenieren.» Worauf die Pro-Seite wiederum antwortet, dass die AfD sich sowieso immer als Opfer inszeniert. Worauf die Contra-Seite sagt, dass man andere Meinungen aushalten und ihnen argumentativ begegnen muss. Worauf die Pro-Seite wiederum antwortet, dass Meinungsfreiheit Grenzen hat und die AfD gar nicht argumentiert, sondern jede Argumentationsgrundlage, sprich: die Regeln unseres demokratischen Zusammenlebens zerstören will. Worauf die Contra-Seite sagt: «Man kann aber keine Meinung verbieten, die offenbar ein Viertel der Menschen in diesem Land vertritt.» Worauf die Pro-Seite antwortet, dass man ja nicht die Meinung verbieten, sondern die Leute zurück ins demokratische Spektrum holen will. Worauf die Contra-Seite wiederum antwortet, dass die Leute sich dadurch eher noch mehr radikalisieren werden, weil man ihnen ihre politische Heimat raubt. Worauf die Pro-Seite sagt: «Dann sollen sie doch woanders Meinungsasyl beantragen! Man muss rechtsextreme Strukturen aufbrechen.» Worauf die Contra-Seite antwortet: «Aber was, wenn das Verfahren scheitert?» Und darauf antwortet die Pro-Seite: «Ja, wenn das Verfahren scheitert, dann wär das schon richtig scheiße. Aber was ist denn die Alternative im Umgang mit der Alternative?»

               Mir ist aufgefallen, dass es bei all den guten Argumenten für und gegen ein Verbot eine Bevölkerungsgruppe gibt, die noch gar nicht verstanden hat, was das Ganze überhaupt soll: Nazis. Deshalb werde ich nun die Notwendigkeit eines AfD-Verbots so erklären, dass Nazis es verstehen. Also:

               Wenn man in einer Demokratie lebt, denkt man vielleicht, das sei normal. Die Welt bestehe aus einem Demokratieozean, in den bloß ein paar Diktaturinseln gestreut wurden. Aber so ist es ja gar nicht. Wenn man sich die Menschheitsgeschichte anschaut, sind Demokratien eindeutig die Inseln, die umgeben sind von einem Diktatur-Faschismus-Ozean. Also: Lava. Das heißt, während Menschen in einer Demokratie frei leben können, ist die Demokratie selbst niemals frei. Sie ist gefangen in den Klauen ihrer Gegner, in den Fängen des Faschismus-Sogs, der eine Invasion nach der anderen startet. Von allen Seiten. Die Demokratie muss also – und jetzt, liebe Nazis, kommt der Teil, den ihr auf jeden Fall versteht – ihre Grenzen schützen. Die AfD ist ein Eindringling in die Demokratie, der aus einer uns fremden politischen Kultur kommt, sich nicht an unsere Regeln halten will und keinen Bock auf Integration hat. Und der sich überhaupt nur über die Grenze schleichen konnte, weil er behauptet, demokratische Regeln total toll zu finden, während er sie unterwandert.

               An den Grenzen der Demokratie prallen also zwei Welten aufeinander. Einmal das Innere der Demokratie, in dem Regeln gelten, die es möglich machen, dass jeder Mensch seine Meinung haben und äußern darf, sich politisch einbringen, eine Partei gründen – und einmal das Äußere, das, was um die Demokratie herum passiert, wo diese Regeln eben nicht gelten. Wenn von da draußen jemand zu uns reinkommt und sich nicht an unsere Regeln hält, dann kann man ihn natürlich mit diesen Regeln bekämpfen.

               Die Regel ist zum Beispiel: Meinungsfreiheit ja, aber die Meinung darf nicht sein, dass ganze Menschengruppen weniger wert seien als andere. Und wenn dann die AfD ankommt und so was sagt wie: «Muslime sind Mörder! Und das müsst ihr mich sagen lassen, weil Meinungsfreiheit und so!» Dann kann die Demokratie sagen: «Nee, du kannst dich nicht beim Brechen demokratischer Regeln auf deine demokratischen Rechte berufen.»

               Ganz einfach, kein Problem. Wenn der Eindringling dann aber noch weiter geht und nicht nur Regeln bricht, sondern das gesamte Regelwerk infrage stellt, im Falle der AfD also: politische Mitbewerber, Gerichte, den Verfassungsschutz, das Gleichheitsprinzip, die freie Presse und ganze Parlamente diskreditiert, dann reicht das Anwenden einzelner Regeln nicht mehr aus. Dann muss man ihn abschieben.

               Der Verfassungsschutz hat festgestellt, dass die AfD eigentlich ihre Aufenthaltserlaubnis verwirkt hat. Und die Frage ist jetzt: Kann man sie abschieben? Oder wird es ihr gelingen, als Asylbetrügerin in Deutschland zu bleiben und sich in unserer politischen Hängematte auszuruhen, während sie nach und nach mehr Lava ins Land lässt?

               Das war der Teil für Nazis. Jetzt kommt der Teil, den alle Nicht-Nazis mir vielleicht übel nehmen werden: Ich finde es total okay, dass die AfD existiert. Ich würde sie eigentlich nicht so gerne verbieten. Was ich wirklich wollen würde, ist, dass alle erkennen, was für ein Witz sie ist. Denn das ist doch das eigentliche Ziel, oder? Eine Partei verbieten zu müssen ist scheiße. Natürlich gehört es zum Kern der Demokratie, dass sie ihre Grenzen verteidigen muss – und falls das hier wirklich ein paar Nazis lesen: Nein, ich meine damit nicht die Landesgrenzen –, aber die Mittel, die sie dafür anwenden muss, gehören eben nicht zum Kern der Demokratie. Ist ja auch klar: Da, wo man mit den Waffen des Faschismus angegriffen wird, muss man sich mit ähnlichen Waffen verteidigen. Es ist gut, dass die Demokratie das kann, aber es ist kein Grund zur Freude, wenn sie es muss. Einem Viertel der Menschen in einem Land zu sagen: «Die Partei, die ihr wählen wolltet, weil ihr so doof wart, euch von ihr blenden zu lassen, die haben wir gerade abgeschoben, sucht euch eine neue politische Heimat!», ist scheiße. Und entmündigend. Es ist ein Armutszeugnis dafür, wie wir unsere Demokratie leben. So kämpferisch all die klingen, die ein AfD-Verbot fordern: Eigentlich ist es pure Resignation. Es bedeutet: Wir haben es mit den positiven demokratischen Mitteln, mit Aufklärung, Dialog und guter Politik nicht geschafft, die Gesellschaft zusammenzuhalten. Deshalb müssen wir jetzt eins der negativsten anwenden, eine Waffe, mit der sich die Demokratie immer auch selbst verletzt.

               Also, nicht falsch verstehen: Ich bin nicht gegen ein AfD-Verbot. Aber ich will, dass alle angemessen deprimiert sind, weil wir überhaupt darüber reden müssen.

               Ich glaube, um zu ergründen, wie man zu einem möglichen AfD-Verbotsverfahren steht, sollte man sich zwei Fragen stellen. Erstens: Finde ich, dass das Verhalten, das Handeln, das Wirken dieser Partei erlaubt sein sollte oder verboten gehört? Unabhängig von taktischen Erwägungen und Erfolgsaussichten. Es wäre ein Bekenntnis zum Vertrauen in die demokratischen Instanzen, in diesem Fall ins Bundesverfassungsgericht, zu sagen: «Ich halte das Handeln der AfD zwar für rechtswidrig, deshalb sollten wir das Verfahren anstreben, aber wenn das Gericht entscheidet, dass sie aktuell nicht verboten werden muss, bin ich nicht deprimiert, sondern erleichtert, weil das ja bedeutet, dass sie offenbar weniger gefährlich ist, als ich angenommen hatte.»

               Und die zweite Frage ist: Was für ein Menschenbild habe ich? Wer davon ausgeht, dass Menschen den Hass, den Neid, den Rassismus nun mal in dem Maß in sich tragen, wie er gerade durch unsere Gesellschaft wabert, dass er in diesem Ausmaß zum Menschen gehört, der muss finden, dass es auch für diesen Teil des Menschen eine politische Vertretung geben sollte.

               Wer aber davon ausgeht, dass der Hass zwar als Potenzial im Menschen angelegt ist, aber von Natur aus viel kleiner wäre, wenn er nicht geschürt werden würde, dass der Mensch also nicht schlecht, sondern nur verführbar ist, der muss eigentlich sagen: «Wo immer sich ein Machtkonstrukt bildet, wo immer sich Macht zentriert, wo immer sich einzelner Hass, einzelner Rassismus zu strukturellem formiert, muss man dieses Machtkonstrukt zerschlagen.»

               Ich bin gar nicht sicher, ob ein AfD-Verbot der richtige Weg ist. Aber das wäre meine Argumentation dafür.

                

               Apropos: Wollen wir mal kurz dem Bundesamt für Verfassungsschutz applaudieren? Natürlich dafür, die Bundespartei AfD als gesichert rechtsextremistisch einzustufen. Und vor allem für seinen Mut. Der Verfassungsschutz müsste ja – so als Nachrichtendienst – im besten Fall immer der Erste sein, der etwas weiß. In diesem Fall war er aber offenbar der Allerletzte, dem aufgefallen ist, dass die AfD rechtsextremistisch ist. Und ich finde es toll, dass er sich trotzdem getraut hat, seine Erkenntnis mit der Welt zu teilen. Ich stelle mir vor, wie er jahrelang Informationen zusammenträgt und auswertet, darüber brütet und rätselt und dann endlich zu dem Schluss kommt: Unser Verdacht hat sich bestätigt! Die AfD ist rechtsextremistisch! Und wie dann jemand aus den eigenen Reihen sagt: «Äääh, ich hab gerade mal ins Internet geguckt, und die Leute wussten das alle schon vor uns. Wenn wir das jetzt veröffentlichen, wird es ein bisschen peinlich für uns.» Und so war es ja auch. Alle waren so: «Aaach was, ist euch das auch schon aufgefallen? Und wenn ihr jetzt noch Wasser als gesichert flüssig einstuft, dann fall ich aber um!» Und ich finde es gut, dass der Verfassungsschutz da nicht aus reinem Stolz gesagt hat: «Komm, wir lassen das mit der Hochstufung mal lieber, den Spott tun wir uns nicht an.»

               Auch die AfD selbst war vermutlich nicht wirklich überrascht, sie weiß ja, was sie ist. Vielleicht war sie ein bisschen beleidigt, weil sie es als Erstes wusste und es als Einzige nicht sagen durfte, und deshalb hat sie Klage gegen den Verfassungsschutz eingereicht. Was ich völlig okay finde. Zu klagen ist das gute Recht der AfD. Sie hat das ja auch schon gemacht, als der Verfassungsschutz sie als rechtsextremistischen Verdachtsfall geführt hat. Da klagt dann also die «Alternative für Deutschland» gegen die Bundesrepublik Deutschland. Ich finde das sehr poetisch. «Alternative für Deutschland gegen Deutschland», das wäre doch ein schöner neuer Parteiname. Obwohl, er ist vielleicht ein bisschen lang. Aber wenn man das «für Deutschland» streicht, ist es ein richtig guter Name.

               Aber im Ernst: Wir alle sollten dem Verfassungsschutz immer auf die Finger gucken. Und mir gefällt auch einfach die Ironie darin, dass eine verfassungsfeindliche Partei, die unseren Rechtsstaat als so lästig empfindet wie ein Gewicht an ihrem rechten Arm, sich auf die Mittel des Rechtsstaats verlässt. Irgendwo in mir schlummert ja immer noch die Hoffnung, dass ihr die Ironie auch selbst mal auffällt und sie sich vielleicht in entscheidenden Momenten daran erinnert, wie cool es ist, in einem Rechtsstaat zu leben.

               Aber mit der Erinnerung hat sie es ja nicht so. Vor 80 Jahren ging der Zweite Weltkrieg zu Ende. 80 Jahre. Das ist wirklich wenig Zeit. Das ist nicht mal ein Menschenleben. Es braucht nicht mal ein Menschenleben, um etwas zu vergessen, das man eigentlich beim ersten Hinsehen schon hätte wissen müssen: dass das Einteilen von Menschen in würdiges und unwürdiges Leben, in legale und illegale Menschen, in Gleiche und Gleichere eine moralische Katastrophe ist. Denn wenn wir uns erinnern würden, wenn wir «Gegen das Vergessen» ernst meinen würden, dann bräuchte es kein Verbot der AfD, dann wäre die Brandmauer in jedem Kopf und jedem Herzen eine Selbstverständlichkeit.

            
               
                  Gehört die AfD an die Macht?

               
               Die Frage, ob die AfD verboten werden soll, ist natürlich nicht die einzige, die durch die Gesellschaft wabert. Spätestens nachdem 2024 bei den Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg fast ein Drittel der Menschen die AfD gewählt hatte, stellten viele auch die gegenteilige Frage: Gehört die AfD an die Macht? Ist es undemokratisch, eine Partei, die von so vielen Menschen gewählt wurde, die vielleicht, wie in Thüringen, sogar die Wahl gewonnen hat, nicht in die Regierung zu lassen?

               Ich weiß, alle, die dieses Buch lesen, ob ihr mich nun mögt oder nicht, gehen davon aus, dass ich sagen werde: Nein, ist es nicht! Ihr kennt schon meinen Schluss, ihr fragt euch vielleicht höchstens noch, mit welchen Argumenten ich mich dahin manövriere. Und ja, auf zwei Ebenen steht meine Meinung schon fest. Erstens: Ich möchte natürlich nicht, dass die AfD an die Macht kommt. Ich finde, sie gehört als ein «Puh, das war knapp» in die Geschichtsbücher, und zwar ins Kapitel «Gescheiterte Versuche, der Demokratie ans Bein zu pinkeln». Und zweitens: Wenn die anderen Parteien eine Koalition bilden, die regierungsfähig ist, gibt es formal überhaupt kein Problem. Eine Koalition zwischen egal welchen demokratischen Parteien ist nicht undemokratisch. Im Gegenteil: Koalitionsbildung ist ein Herzstück unserer parlamentarischen Demokratie. Wir sollten froh sein, dass nur selten eine Partei die absolute Mehrheit erringt. Zu viel Macht verdirbt den Charakter. Klar, Horst Seehofer, der zehn Jahre lang mit absoluter Mehrheit Bayern regiert hat, ist uns allen ein strahlendes Vorbild in Sachen Bescheidenheit und Demut, aber stellt euch vor, Markus Söder, der 2018 die absolute Mehrheit für seine Partei verloren hat, wäre nun ohne den besänftigenden Ausgleich von Hubert Aiwanger alleiniger König von Bayern. Natürlich liegt kaum jemandem Größenwahn so fern wie Markus Söder, aber vermutlich wäre selbst er nicht dagegen immun. Koalitionen sind etwas Gutes.

               Aber! Es gibt trotzdem ein Problem. Ich gehöre absolut nicht zu den Menschen, die sagen: «Ach, lasst die AfD doch mal regieren, die wird sich schon von selbst entzaubern!» Die Geschichte hat gezeigt, dass das nicht unbedingt funktioniert. Ich halte eine mächtige AfD für das Gefährlichste, was Deutschland passieren kann, und finde es nach wie vor richtig, egal welche demokratische Koalition zu bilden, um sie zu verhindern. Aber es ist auch klar, wie entmündigend das zum Beispiel auf ein Drittel der Leute in Sachsen und Thüringen wirkt. Und nicht nur auf dieses Drittel. Man denkt ja vielleicht, die potenzielle AfD-Wählerschaft sei eine abgrenzbare Gruppe. Aber es würde mich nicht wundern, wenn die Reaktion auch von Menschen, die gar nicht zu diesem Drittel gehören, wäre: «Wenn die jetzt immer noch nicht rangelassen werden, brauchen sie wohl eine absolute Mehrheit!»

               Und stellt euch das mal vor.

               Es ist ja nicht direkt so, als würde die AfD große Anlässe verlangen, um sich als Opfer zu inszenieren, aber «Hey, wir haben die Wahl gewonnen, und trotzdem lassen uns die bösen Eliten nicht regieren!» ist schon ein sehr freundliches Geschenk ans Populismus-Playbook. Und je gezwungener die Koalitionsverrenkungen sind, die zur Verhinderung der AfD vollführt werden müssen, desto mehr haben sie den gefährlichen Effekt, dass die einzige Eigenschaft der Koalition darin besteht, nicht die AfD zu sein. Die Wahl ist dann nur noch eine zwischen Demokratie und Demokratiefeindlichkeit. Doch es fühlt sich an wie: Die Wahl ist eine zwischen der AfD und allen anderen. Dadurch wirkt es, als seien alle anderen gleich. Als seien sie ein großer, mächtiger Sumpf, den, wenn schon nicht Donald Trump, dann doch nur die AfD trockenlegen kann. Und ich weiß nicht, wie es euch geht, aber ich finde das leider ziemlich catchy.

            
               
                  AfD, Europa und die Welt

               
               Am meisten Spaß an der AfD und ihren nationalistischen Schwestern habe ich ja, wenn Europawahl ist. Ich finde es irgendwie poetisch, wenn Leute zur Europawahl antreten, die gegen Europa sind. Marine Le Pen zum Beispiel hat mal gesagt, sie würde es als Kompliment empfinden, wenn man sie als «Totengräberin der EU» bezeichnet.

               Was diese Leute wollen, sind Nationalstaaten, die möglichst wenig miteinander zu tun haben. Und das ist okay. Es ist ja nicht so, als hätten wir globale Probleme zu lösen. Dieser Fokus auf Nationalstaaten ist ein bisschen, als würde man zweihundert Leute in einen Raum stecken, ihn langsam mit Wasser volllaufen lassen und sagen: «Da ist der Stöpsel, der ist ziemlich groß und sitzt ziemlich fest, aber zusammen könnt ihr ihn rausziehen», und die Leute würden sagen: «Nee, ich ziehe ganz alleine am Stöpsel, ich bin nämlich stärker als alle anderen, und wenn ich es schaffe, dann läuft auch nur für mich das Wasser ab!»

               Giorgia Meloni hat nach der letzten Europawahl wirklich gesagt: «Ich bin stolz, dass sich diese Nation zum G7 und in Europa mit der stärksten aller Regierungen präsentiert.»

               Das ist doch eine tolle Sicht auf die Europawahl! Sie ist so was wie der Eurovision Song Contest für Politik: Entscheidend ist, welches Land am Ende gewinnt. Das ist in der Logik der Nationalisten auch stimmiger. Wenn Donald Trump brüllt: «America first!», und die AfD brüllt: «Unser Land zuerst», und Putin sagt: «Heute kämpfen wir für eine gerechte und freie Welt, vor allem für uns selbst, für Russland», dann sind sie so gleich, aber sie sind auch alle Feinde.

               Was ich nicht verstehe, ist: Nationalstolz ist ja nicht an eine bestimmte Menge an Menschen gekoppelt. Okay, in Deutschland hältst du als Patriot 84 Millionen Menschen für besser als andere – abzüglich der Nicht-Blonden und Nicht-Blauäugigen natürlich. Das ist schon sehr viel weniger als die gesamte EU mit 450 Millionen Menschen. Aber in den USA sind es über 300 Millionen Menschen, in China musst du als anständiger Nationalist schon 1,4 Milliarden Menschen besser finden als andere.

               Deshalb die Frage an alle europäischen Nationalist*innen: Ist euer Stolz so klein, dass er nur für so wenige Menschen reicht? Schafft er nicht mal ganz Europa? Oder, um euch mal ein bisschen herauszufordern: Wieso ist euer Stolz nicht groß genug für 8 Milliarden Menschen? Was ist denn das für ein luschiger Stolz? Wir können uns ja darauf einigen, dass wir 8 Milliarden Menschen tausendmal besser sind als alle Marsbewohner. Wirklich, ich gebe es auf, euch zum Umdenken zu bewegen. Aber denkt doch mal größer!

            
               Kapitel 3 Gewalt

            
               
                  Nazis verprügeln

               
               Während alle zu wissen behaupten, wie man den Rechtsextremismus bekämpft, weiß ich zumindest, wie man ihn nicht bekämpft: mit Gewalt. Erinnert ihr euch noch daran, wie jemand 2023 Beatrix von Storch Hundescheiße ins Gesicht geschmiert hat? Hört auf, so selig zu grinsen! Alles daran ist falsch. Oder an den Fall Lina E.? Ihr und drei weiteren Angeklagten wurden mehrere brutale Überfälle auf mutmaßliche Neonazis vorgeworfen, die zum Teil lebensgefährlich verletzt wurden. Lina E. wurde zu fünf Jahren und drei Monaten verurteilt, was das härteste Urteil seit Jahren gegen ein Mitglied der linksextremen Szene war.

               Auf Twitter gab es danach den Hashtag #FreeLina, in Leipzig wurde eine große Demo angemeldet, und die Angeklagten wurden im Gerichtssaal mit Applaus begrüßt. Und mich wunderte das ein wenig. Mich wunderte nicht, dass das Strafmaß oder die Tatsache, dass die Generalbundesanwaltschaft die Ermittlungen an sich gezogen hatte, kritisiert wurden. Mich wunderte nicht, dass viele die Beweislast nicht ausreichend fanden. Mich wunderte nicht die Empörung darüber, dass die Justiz nicht mit derselben Härte gegen rechts vorgeht und viel zu oft so getan wird, als sei Linksextremismus das größte Problem in diesem Land. Mich wunderte nicht, dass das Verbot der Solidaritätsdemo durch die Stadt Leipzig skandalös gefunden wurde. All diese Dinge können und müssen zum Teil sogar empören. Mich wunderte der Applaus für Lina E. Denn Applaus, und wenn er auch nur als moralische Unterstützung gedacht ist, würde ich keinem Menschen spenden, der mit einem Hammer auf andere Menschen einschlägt. Entweder gingen all die Unterstützer*innen also davon aus, dass die Angeklagten komplett unschuldig waren, das habe ich aber nicht so verstanden, oder sie applaudierten bewusst Menschen, die körperliche Gewalt ohne akuten Verteidigungszwang als legitimes Mittel ansehen. Doch wer Nazis verprügelt, verprügelt Nazis und nicht den Faschismus. Wer Nazis verprügelt, hat keinen Applaus verdient. Es wäre möglich gewesen, gegen das staatliche Fehlverhalten in diesem Fall zu protestieren und sich zugleich von der mutmaßlich verübten Gewalt zu distanzieren. Aber differenzierter Applaus fällt Menschen fast so schwer wie differenzierte Ablehnung.

               Ein gutes Beispiel für Letzteres war die Diskussion über den angeblich verprügelten AfD-Politiker Andreas Jurca 2023. Der Augsburger AfD-Politiker sagte, er sei nachts auf dem Heimweg von ein paar Leuten mit Migrationshintergrund angegriffen worden, weil sie ihn von AfD-Plakaten wiedererkannt hätten. Und er postete Bilder von seinem krass zugerichteten Gesicht, woraufhin viele Leute Zweifel an seiner Geschichte äußerten, weil seine Verletzungen wohl eher nicht den typischen Verletzungen nach einer Schlägerei ähnelten. Es gab also viele Witze über ihn und, soweit ich das gesehen habe, kaum Mitgefühl mit ihm.

               Und ich finde das grundfalsch. Natürlich gefällt auch mir diese Erzählung besser: AfD-Mann inszeniert Angriff, um sich als Opfer zu stilisieren und gegen Linke und Menschen mit Migrationshintergrund zu hetzen. Gewalt kommt von rechts, Gewalt gegen rechts ist eine Erfindung der Rechten. In your face, Hufeisen-Freaks!

               Aber selbst wenn es so gewesen sein sollte, dass Herr Jurca einfach freiwillig ein paarmal mit der Brille gegen die Wand gelaufen ist: War da nicht auch mal einer von den Grünen, der Naziangriffe auf sich erfunden hat? Huch, was machen wir denn jetzt damit? «Äh, das? Das ist doch nur ein Kommunalpolitiker, ein Einzelfall, irgendein Typ ohne Bedeutung!» Ach was, im Gegensatz zu Andreas Jurca, den wir alle schon seit Jahren als einen der einflussreichsten Politiker dieses Landes kennen, oder was?

               Auch zwei Jahre später ist es noch möglich, dass der AfD-Politiker gelogen hat, immerhin ist das Verfahren mangels Beweisen eingestellt worden. Aber wir wissen es nicht. Und es ist nicht unsere Aufgabe, uns zu überlegen, welche Erzählung uns am besten gefällt, und die durchzuboxen, bis sie als Wahrheit gilt. Es ist unsere Aufgabe, Realitäten anzuerkennen und mit ihnen umzugehen. Ich finde es völlig legitim, Zweifel an seiner Darstellung zu äußern. Weil die Geschichte, zumindest so, wie sie zunächst nach außen erzählt wurde, nun mal Zweifel aufwarf. Und ja, von mir aus auch, weil es ein AfD-Mann war, der behauptete, aus politischen Motiven heraus angegriffen worden zu sein. Die AfD ist nun mal nicht gerade für ihre Wahrheitsliebe und ihren Anstand bekannt. Also: zweifeln von mir aus. Aber doch nicht, ohne anzuerkennen, wie schlimm es wäre, wenn die Geschichte stimmt. Ihr könnt euch doch nicht hinstellen und tausend Witze über ein mögliches Opfer von Gewalt machen – und gleichzeitig fordern, dass zum Beispiel all den Frauen, die Vorwürfe gegen Till Lindemann erheben, geglaubt werden soll. Die körperliche Unversehrtheit eines fünfunddreißigjährigen AfD-Politikers ist genauso schützenswert wie die einer zwanzigjährigen Frau. Wenn dieser Mann verprügelt wurde, ist das zu verurteilen. Es wird aus guten Gründen viel darüber gestritten, wie mit der AfD umgegangen werden soll: entlarven oder aus dem Diskurs ausschließen, sie imitieren, um Wähler*innen zurückzuholen, Lügen mit Fakten bekämpfen oder Populismus mit Populismus? Es gibt keine einfache Antwort auf diese Frage. Aber verprügeln ist keine Option. Vor allem aus moralischen Gründen, aber selbst wenn man die Moral vergisst, dann auch, weil man ihr damit überhaupt nicht schadet. Wer einen AfD-Mann verprügelt, tut damit vor allem der AfD einen Gefallen. Und wer Beatrix von Storch Hundescheiße ins Gesicht schmiert, hat nicht verstanden, dass es im Kampf gegen Rechtsextremismus nicht um Rache geht, sondern darum, die Demokratie so stark zu machen, dass die Rechtsextremen niemals wieder in eine Position kommen, in der sie Dinge tun können, für die sich jemand rächen müsste.

            
               
                  Wer ist der Täter?

               
               Bei jedem Anschlag, Attentat und Amoklauf spielen wir dasselbe Spiel. Es heißt: «Wer ist der Täter?» Wenn es ein islamistischer Terrorist ist, wie im Dezember 2016 am Breitscheidplatz, dann haben AfD, BILD und Union gewonnen. Tagelang können sie dann feiern, indem sie so was schreiben wie: «Guckt mal, schon wieder so ein ‹Einzelfall›!», oder: «Der Multikultiwahnsinn geht weiter!!!», oder: «Der Islam tötet!», oder: «Aha, bei den Linken ist es ja mal wieder verdächtig still!»

               Und Letzteres stimmt ja: Es ist dann verdächtig still bei den Linken. Ein, zwei Leute schreiben: «Was für eine schreckliche Tat eines psychisch kranken Mannes. Meine Gedanken sind bei den Angehörigen», woraufhin ein kleiner Streit darüber entbrennt, ob man psychisch Kranken nicht unrecht tut, wenn man Gewalt immer mit ihnen in Verbindung bringt. Aber das ist es auch schon. Was sollst du auch schreiben, wenn du die Tat nicht instrumentalisieren willst, um gegen Ausländer zu hetzen? Klar, du könntest darauf hinweisen, dass religiöser Fanatismus im Allgemeinen ein Problem ist, oder darauf, dass, wenn Menschen straffällig werden, nachdem sie aus einem Kriegs- oder Krisengebiet in die Perspektivlosigkeit des deutschen Bürokratiemonsters geworfen wurden, es eventuell eine gute Idee wäre, etwas gegen Krieg, Krisen und die Perspektivlosigkeit des deutschen Bürokratiemonsters zu unternehmen. Aber ganz ehrlich: Das will doch niemand hören.

               Wenn der Täter hingegen Philipp heißt, wie bei dem Amoklauf bei den Zeugen Jehovas im März 2023, oder wenn es ein deutscher Rassist ist, wie bei dem Anschlag in Hanau im Februar 2020, dann haben wir, die Gutmenschen, die gegen Diskriminierung sind, gewonnen. Yes! Wir können dann so was schreiben wie: «Guckt mal, ein Philipp! In Memmingen geboren!», oder: «Bei der AfD und der BILD ist es aber verdächtig still!»

               Und auch das stimmt. Sobald ein deutscher Vorname ins Spiel kommt, wird jede noch so schreckliche Tat belanglos für AfD und Springerpresse. Was sollst du auch schreiben, wenn dich das Leid von Menschen nur interessiert, sofern es sich für die Hetze gegen Ausländer eignet?

               Interessant wird das Spiel aber erst, wenn der Täter zwar Taleb heißt und aus Saudi-Arabien stammt, aber den Islam hasst und die AfD liebt, wie bei dem Anschlag auf dem Magdeburger Weihnachtsmarkt im Dezember 2024. Welche Feindbildschablone legen wir denn da an? Wer gewinnt diese Runde? Die Antwort ist: die Skrupelloseren. Man hätte nach dieser Tat ja verschiedene Dinge tun können: über die psychotherapeutische Versorgung in Deutschland sprechen, über Vereinzelung und Einsamkeit, über den gefährlichen Sog faschistischer Denkmuster, wie sie sowohl in politischen als auch in religiösen Ismen zu finden sind. Stattdessen wurde – mal wieder – über Abschiebung diskutiert. «Macht diese Menschen weg!», war der Ruf, der jeden anderen übertönte. Sogar die Gewalttat eines AfD-Anhängers wurde also für die Ideen der AfD instrumentalisiert. Wo du herkommst, zählt in Deutschland eben immer noch mehr als das, was du denkst.

               Es ist schon erstaunlich, welch absurde Richtungen die Debatte einschlagen kann und wie wenig ein Fazit dabei mit der Prämisse zu tun haben muss. Carsten Linnemann, CDU-Generalsekretär und stolzer Erstpräsentator der Farbe Cadenabbia-Blau, sagte zehn Tage nach dem Anschlag: «Wer eine zweite vorsätzliche Straftat begeht, der muss in Deutschland das Aufenthaltsrecht, seinen Status, verlieren […]. Wenn der dann einmal schwarzfährt […], muss ihm klar gesagt werden: ‹Noch eine Straftat, und dein Aufenthaltsstatus ist weg.›»

               Kein einziges Wort in diesen beiden Sätzen hat irgendetwas mit der Tat zu tun. Erstens war es die erste Straftat des Täters, zweitens hätte man ihn gar nicht abschieben können, und drittens hat der Mann absichtlich Leute überfahren und saß nicht ohne Fahrschein in der Bahn.

               In Großbritannien gab es im Sommer 2024 ein noch krasseres Beispiel. Da hat jemand drei Kinder ermordet, was schrecklich genug sein sollte, und weil im Internet die Fake News verbreitet wurden, der Täter sei muslimischer Asylbewerber, zogen anschließend gewaltbereite Hooligans durch die Straßen und griffen Asylunterkünfte und Moscheen an. Und als dann herauskam und auch unter der letzten Glatze hätte angekommen sein können, dass der Täter in England geboren wurde und seine Eltern aus Ruanda stammten, einem Land, in dem die allermeisten Menschen Christen sind und nur fünf Prozent sich zum Islam bekennen – was übrigens weniger ist als in England –, als also allen klar gewesen sein müsste, dass die Wahrscheinlichkeit, dass diese Tat mit dem Islam zu tun hatte, eher gering war, änderte das: nichts. Die haben einfach weitergemacht.

               Es funktioniert immer wieder, von egal welchem Punkt A in einer Debatte nicht zum logischen Punkt B zu kommen, sondern zu Punkt M wie «Machterhalt» oder «Menschenverachtung» oder «Migration ist die Mutter aller Probleme». Skrupellosigkeit gewinnt jedes Spiel.

               Natürlich sollte nichts daran ein Spiel sein. Aber ganz ehrlich: Wir alle spielen es. Wer noch nie bei einer Schreckensmeldung gedacht hat: Oh bitte, lass den Täter keinen Migrationshintergrund haben, sonst hetzen sie wieder!, werfe den ersten Hasskommentar. Oder für die moralisch noch Verkommeneren: Oh bitte, lass den Täter Migrationshintergrund haben, dann kann ich wieder hetzen! Ich weiß, zwischen den beiden Gedanken gibt es einen Unterschied. Aber leider nur einen kleinen. Und ich weiß, ich übertreibe. Aber leider nur ein bisschen.

               Unsere Weltbilder sind wie Fußballmannschaften. Wir trainieren sie, feuern sie an und freuen uns, wenn sie gewinnen. Deshalb tut jeder islamistische Attentäter den Rechten einen Gefallen. Und ein deutscher Amokläufer aus einer christlichen Sekte gibt mir und vielen anderen halt die Gelegenheit zu sagen: «Na, was sagt ihr jetzt, liebe AfD?»

               Das ist geschmacklos, aber vor allem ist es ein Problem. Denn wenn zwei Lager nur noch mit Wut im Blick einander anstarren, guckt niemand mehr mit Empathie im Blick die Welt an. Der Filter ist falsch. Wir müssen ihn ablegen. Bei fast jedem Anschlag, Attentat oder Amoklauf sterben Menschen. Die Täter sollten egal sein. Wieso sie die Taten begangen haben, sollte nur wichtig sein, wenn es der Prävention weiterer Taten dient. Wenn Weltbilder sind wie Fußballmannschaften, dann mögen sie hier und da mal ein Tor schießen, aber eines ist ihnen allen gemein: Die meisten Schüsse gehen daneben.

            
               
                  Was will Terrorismus?

               
               Auch bei Terrorismus sollte egal sein, was die einzelnen Täter wollen. Aber ich glaube, wir sollten mal kurz dar-über reden, was Terrorismus ist und was Terrorismus im Allgemeinen will. Terrorismus ist ein Ausdruck von Schwäche. Und zwar nicht nur von moralischer, sondern auch von militärischer. Der IS könnte nicht einfach mit einer Armee zum Beispiel Deutschland angreifen und gewinnen. Dafür hat er nicht annähernd genug Mittel und Leute. Deshalb verübt er punktuelle terroristische Anschläge. Weil er weiß, dass der Aufwand und der Einsatz von Personal gering sind, dass aber die Wirkung immens ist. Nicht auf das deutsche Militär, aber auf die deutsche Bevölkerung. Und damit kommen wir dazu, was Terrorismus will. Er will Angst verbreiten. Er will spalten. Er will, dass wir als freie Gesellschaft uns nicht mehr sicher fühlen. Und im Fall des Islamischen Staats will er vermutlich auch, dass sich Länder, in diesem Fall Deutschland, gegen Flüchtlinge wenden, die unter anderem vor dem Islamischen Staat fliehen.

               
                  Was Friedrich Merz sagt:

                  «Wir stehen vor dem Scherbenhaufen einer seit zehn Jahren fehlgeleiteten Asyl- und Einwanderungspolitik.»

                  (23.01.2025, Pressestatement)

                   

                  Was Friedrich Merz sagen will:

                  «In einem Satz die Ampel, Angela Merkel und jede Mitmenschlichkeit dissen? Kann ich.»

               

               Insofern, Herr Friedrich Merz, ich weiß, Sie sind nicht der Einzige, aber doch immer wieder der präsenteste: Herzlichen Glückwunsch dazu, wie sehr Sie genau das tun, was der Terrorismus will. Erst durch Menschen, die in so einer schrecklichen Tat eine politische Profilierungschance sehen, die mit an Volksverhetzung grenzender Selbstverständlichkeit alle Landsleute eines Täters unter Generalverdacht stellen, indem sie, wie zum Beispiel nach dem Messerangriff in Solingen, einen Aufnahmestopp für alle Geflüchteten aus Syrien und Afghanistan fordern – auch wenn sie die Forderung anschließend wieder relativieren –, erst durch das bereitwillige Aufgeben eines Stücks unserer Menschlichkeit kann so ein unmenschlicher Anschlag seine volle Wirkung entfalten.

               Dem IS ist egal, wer bei seinen Anschlägen stirbt. Dem IS ist auch egal, ob da ein Mensch oder zehn Menschen sterben. Für den IS ist ein Anschlag genau dann ein Erfolg, wenn wir als Gesellschaft aufeinander losgehen. Wenn sich das demokratische, freie und vor allem offene Miteinander nicht mehr sicher genug anfühlt. Wenn es einfacher, ja sogar notwendig erscheint, sich gegen einen Teil unserer Gesellschaft zu wenden.

               Und klar, sich dieser Tatsache bewusst zu sein ändert nicht unbedingt etwas an der Angst. Und dass die Angst da ist, zeigt das, was wir bei der Bundestags- und diversen Landtagswahlen mit ansehen müssen. Es sind Wut-Wahlen, ja, aber es sind auch Angst-Wahlen. Und ich kann die Angst der Menschen verstehen. Sie ist grundsätzlich sogar etwas Gutes. Wenn ein Löwe vor einem steht, zum Beispiel, ist Angst sehr nützlich. Die sagt dann so was wie: «Hey, weglaufen wäre jetzt eine wahnsinnig gute Idee!» Also läuft man. Und dann ist man tot, weil Menschen einfach unfassbar langsam sind. Aber die Angst hatte trotzdem einen erst mal ganz guten Impuls. Ich fürchte bloß: Bei politischen Entscheidungen hat die Angst nicht immer die besten Ideen.

               Natürlich kann ich den Aktionismus der Politik verstehen. Sie muss reagieren, wenn die Bevölkerung Angst hat. Sie muss reagieren, wenn die Opposition alles von Koalitionsbruch über Verfassungsbruch bis hin zum Ausrufen einer nationalen Notlage fordert. Es ist spannend – und gefährlich –, was da rhetorisch passiert. Denn wer nach einem Anschlag Besonnenheit anmahnt, wer an Menschenrechte und an das Grundgesetz erinnert, wer es wagt zu erwähnen, dass solche Taten in einer freien Gesellschaft immer schwierig zu verhindern sein werden, erscheint als komplette Lusche. Die einen brüllen: «Wir müssen etwas tun! Asylstopp, Abschiebung, alle raus, egal, Hauptsache, es passiert was!» Und dadurch wirken alle anderen, die sagen: «Moment, so geht’s aber nicht», als wollten sie einfach gar nichts tun. Als sei es ihnen nicht so wichtig, oder, vielleicht noch schlimmer: als seien sie hilflos. Es ist ja kein Zufall, dass drei Tage nach dem Anschlag in Solingen im August 2024 der damalige Vizekanzler Robert Habeck ein härteres Waffengesetz forderte und dass eine Woche danach achtundzwanzig Straftäter in ein Flugzeug nach Afghanistan gesetzt wurden. Die Politik darf vieles. Sichtbare Hilflosigkeit gehört nicht dazu.

               Vielleicht sollten wir, anstatt über das hundertste Stöckchen in die tausendste Abschiebedebatte zu springen, darüber reden, welchen Kampf wir da überhaupt ausfechten. Am liebsten gar keinen, ich weiß. Aber so ein terroristischer Anschlag ist nun mal ein Angriff auf unsere Art zu leben. Auf unsere Werte, auf unsere Freiheit und ja: auf unsere Vielfalt.

               Wenn wir nun also im Kampf gegen die terroristische Bedrohung unsere Werte, unsere Freiheit und unsere Vielfalt aufgeben, dann kann es sein, dass wir den Kampf gewinnen, aber sicher ist, dass wir ihn zugleich auch verlieren.

               Was diskutiert wird, sind ja alles taktische Fragen: «Wie schützen wir die hiesige Bevölkerung?» Das ist eine strategische Frage. Und daran kann man sich durchaus eine Weile aufhalten. Brauchen wir Messerverbotszonen? Wollen wir all die Menschen aus dem Land halten, die signifikante Gemeinsamkeiten mit dem Täter haben? Aber welche Gemeinsamkeiten sind signifikant? Die Nationalität? Nein, niemand von uns ist doch so sehr Nazi, das wirklich zu glauben. Denn dann könnten wir auch sagen: «Huch, das sind ja fast immer Männer. Vielleicht sollten wir einfach alle Männer aus dem Land werfen.» Und das wäre ja völlig absurd, oder? ODER?

               Aber ich will mich gar nicht mit den strategischen Fragen beschäftigen. Ich will die Frage, die gerade niemanden interessiert, zumindest mal in den Raum stellen: Was ist es, das es hier zu verteidigen gilt? Und die Antwort ist natürlich: Menschenleben. Aber nicht nur. Die Antwort ist auch: unsere liberale Demokratie, die zwar noch nicht ganz dem Ideal entspricht, dass alle Menschen in ihr frei, selbstbestimmt und in Würde leben können, aber die im Vergleich zu allem, was der IS will, schon sehr nah drankommt. Und eine liberale Demokratie verteidigt man – ja, manchmal durch das Hochschrauben von Sicherheitsmaßnahmen – aber vor allem dadurch, dass man es sich eben nicht so leicht macht, auf dem Rücken Unschuldiger nach totaler Sicherheit zu brüllen. Dass man eben nicht wahllos ausgrenzt und dabei jede Humanität – oder, um es für Sie, Herr Merz, anders zu formulieren: jeden christlichen Wert – über Bord wirft. Ein Zeichen von wahrer Stärke ist es, im Angesicht von Terror die Menschlichkeit zu bewahren.

            
               Kapitel 4 Gewaltenteilung

            
               
                  Das Ungeheuer Polizei

               
               Es ist richtig, dass das Gewaltmonopol beim Staat liegt. Der muss allerdings vernünftig damit umgehen. Umso schlimmer ist es, dass jede Debatte über Polizeigewalt mit Bravour misslingt. Die einen wollen die Polizei nur noch auf Müllhalden arbeiten lassen oder fahren mit ACAB-Pullover in den Bundestag, die anderen quieken schon empört, wenn jemand erwähnt, dass es da vielleicht eventuell möglicherweise ein Problem geben könnte, das über bedauerliche Einzelfälle, die auf keinerlei rassistische Strukturen bei der Polizei hindeuten und nicht repräsentativ sind für die hart arbeitenden, vorbildlichen und Gewalt aufs Schärfste verurteilenden Beamtinnen und Beamten, hinausgehen könnte. Die brüllen dann: «Wir sollten der Polizei dankbar sein!»

               Wir müssen also darüber reden, wie wir über Polizeigewalt reden. Denn wir machen einige Fehler dabei.

               Erstens: Wir verallgemeinern. Polizist*innen gehören natürlich nicht auf eine Müllhalde, auch nicht zum Arbeiten. Und auch «All Cops Are Bastards» ist Quatsch. Es ist sehr unwahrscheinlich, dass bei der Polizei nur uneheliche Kinder arbeiten.

               Zweiter Fehler: Wir verwechseln Kritik am Konstrukt Polizei mit Kritik an allen einzelnen Polizist*innen. Das wird natürlich begünstigt durch Fehler eins: Verallgemeinerung. Aber wenn ich die Polizei als Machtkonstrukt kritisch hinterfrage, bedeutet das nicht, dass ich Zweifel daran hege, dass deine Mutter eine sympathische, kluge, rechtschaffene, mutige Polizistin sein kann. Außer deine Mutter ist Rainer Wendt. Dann hege ich Zweifel daran, dass sie eine sympathische, kluge, rechtschaffene, mutige Polizistin sein kann.

               Dritter Fehler: Wir missverstehen Kritik als Respektlosigkeit. Sollten wir der Polizei dankbar sein? Ja. Es ist ein gefährlicher Job, und ich bin froh, ihn nicht machen zu müssen. Aber wir sollten vor allem etwas anderes, nämlich ihr gegenüber kritisch sein. Das ist unsere Aufgabe als Bürger*innen einer Demokratie, und wenn wir sie nicht sorgfältig erledigen, könnte auch die Kritik an der Polizei irgendwann ein gefährlicher Job werden. Für einige gesellschaftliche Gruppen ist sie das schon. Ich bin noch nie Opfer von Polizeigewalt geworden. Das wundert mich nicht. Ich bin weiß, ich bin nicht drogenabhängig, nicht obdachlos, keine Prostituierte und nicht psychisch krank. Also klar, es gibt Leute im Internet, die der Meinung sind, ich sei eine crackabhängige Systemhure mit Wahnvorstellungen, aber das soll mir erst mal jemand beweisen! Die Polizei, zum Beispiel.

               Dass mir Polizeigewalt widerfährt, ist unwahrscheinlicher als bei Angehörigen dieser Gruppen. Aber nicht unmöglich. Und ich möchte in der Gewissheit leben, dass, sollte es mal dazu kommen, ihr alle euren Job macht und das Handeln der Polizei hinterfragt. Dass ihr von der Legislative und Judikative verlangt, ihre dritte Gewalt zu kontrollieren, anstatt ihr unkritische Ehrerbietung entgegenzubringen.

               Denn damit machen wir den vierten und schlimmsten Fehler: Wir stilisieren die Polizei zu Opfern. Und wir messen Polizistinnen und Polizisten an denselben Maßstäben wie die Zivilbevölkerung. Dabei müssen wir noch nicht mal über die richtig krasse Gewalt reden, bei der Menschen sterben. Es reicht schon dieses Beispiel: 2020 hat ein Polizist in Göttingen einem neunzehnjährigen Ruhestörer ins Gesicht geschlagen, weil dieser ihn beschimpft haben soll. Zufällig gab es ein Video davon, sonst hätte das vermutlich keine Folgen gehabt. Nun aber hatte es Folgen, zum Beispiel die, dass der Leiter der Polizeiinspektion zwar sagte, das sei für die Polizei nicht hinnehmbar und angemessen, aber auch, dem Polizisten sei «die Hand ausgerutscht» und das sei «menschlich erklärbar». Und auch in einigen Kommentaren im Internet habe ich so Sachen gelesen wie: «Wenn der mich so beschimpft hätte, hätte ich dem auch eine gegeben! Und vor zwanzig Jahren war das noch eine ganz normale Erziehungsmethode!»

               Ja. Und heute ist der Junge, der vor zwanzig Jahren so erzogen wurde, vielleicht Polizist. Circle of life.

               Wir müssen die Polizei an härteren Maßstäben messen. Die Polizei, das sind die mit den Pistolen und den Schlagstöcken und den kugelsicheren Westen und vor allem: mit der Erlaubnis, all das zu benutzen. Es ist nicht unser Job, ihnen zu vertrauen. Wir haben die Polizei erschaffen, haben ihr Macht gegeben. Und Waffen. Sie ist ein Ungeheuer, das für uns andere Ungeheuer frisst. Und für alle, die mich falsch verstehen wollen: Nicht die Polizist*innen sind Ungeheuer, sondern die Instanz Polizei kann zum Ungeheuer werden, wenn wir sie nicht kontrollieren. Sie mag uns wohlgesinnt sein, aber sie ist viel zu mächtig, als dass blindes Vertrauen angebracht wäre.

               Wenn die Polizei dir unrecht tut, kannst du dieses Unrecht nur bei der Polizei anzeigen, beziehungsweise bei der Staatsanwaltschaft, die dann wiederum auf die Polizei angewiesen ist. Die Polizei ermittelt also gegen sich selbst. Unabhängige Beschwerdestellen, an die man sich bei Polizeigewalt wenden kann, gibt es in Deutschland nicht. Völlig überraschenderweise führen nur 2–3 Prozent der Strafanzeigen gegen Polizist*innen zur Anklage. Wobei mich das ein bisschen wundert. Also klar, da muss dann gegen die eigenen Kolleg*innen ermittelt werden. Aber wenn man sich die Atmosphäre in den meisten Großraumbüros mal anschaut, würde man doch denken, dass gegen Kolleg*innen ermitteln genau das ist, was Menschen am liebsten tun würden.

               Trotzdem: Wir müssen dieses Ungeheuer kontrollieren, sonst kann es uns alle fressen. Und es frisst die Schwächsten zuerst. Also die crackabhängigen Systemhuren mit Wahnvorstellungen. Ich habe also auch ein ganz persönliches Interesse daran, dass dieses Ungeheuer an der Leine bleibt.

            
               
                  Die Bundestagspräsidentin und ihre Rolle

               
               Aber auch die anderen Gewalten sollten sich ihrer Verantwortung bewusst sein. Das klappt nicht immer. Im Juni 2025 zum Beispiel, kurz nachdem sie ihr Amt angetreten hatte, geriet Bundestagspräsidentin Julia Klöckner dafür in die Kritik, es offenbar gut zu finden, dass Bundeskanzler Friedrich Merz die Journalistin Dunja Hayali «fertiggemacht» hatte.

               Fangen wir hinten an. Friedrich Merz hatte also Dunja Hayali fertiggemacht. Ganz oft ist es ja so, dass das nicht stimmt. Dass irgendwelche rechten Accounts Ausschnitte ohne Kontext posten und darüberschreiben: «Soundso zerstört Sowieso!», obwohl das im Video gar nicht zu sehen ist.

               Das ist auch keine Ausnahme, sondern fester Bestandteil des «Populismus für Dummies»-Playbooks. Vor allem die AfD geht vermutlich überhaupt nur noch in Talkshows, weil sie neuen Stoff für skandalisierbare Clips generieren will.

               Ich finde diese Überschriften ja toll, die einem schon mal vorsorglich sagen, was man in dem Video zu sehen hat. Da sitzt dann bei Markus Lanz zum Beispiel Alice Weidel, die in ihrer ganz eigenen von größtmöglicher Charmefreiheit geprägten Art den amerikanischen Vizepräsidenten J.D. Vance einen «unglaublich weisen, vorausschauenden Mann» nennt. Und im Titel steht nicht etwa: «Alice Weidel sagt seltsame und gedanklich ein wenig ungeschickte Dinge», sondern: «WEIDEL gegen Lanz: AfD-Vorsitzende zerstört ÖRR-Schergen!» Und das ist gut! Weil man, wenn man nur den Ausschnitt sehen würde, gar nicht auf die Idee käme, Alice Weidel als Siegerin der Szene zu sehen. Es ist betreutes Gucken.

               Und fast genauso war es hier auch. Ein Merz-Fan-Account, der die Grünen, die Linken und Angela Merkel doof findet und Herzchen neben Giorgia Melonis Namen postet, teilte einen kurzen Ausschnitt ohne Kontext, darüber fett geschrieben: «Die Mehrheit sieht es anders! Merz macht Dunja Hayali (ZDF) fertig». Der Unterschied lag nur darin, dass Friedrich Merz Dunja Hayali in diesem Gespräch über seine verschärfte Abschiebepolitik vermutlich tatsächlich fertiggemacht hat, und zwar, indem er zwar redete, aber überhaupt nicht auf ihre Frage antwortete. Frau Hayali lag also anschließend wahrscheinlich weinend am Boden und dachte darüber nach, voller Scham ihren Job an den Nagel zu hängen, weil sie es gewagt hatte, dem Bundeskanzler eine völlig legitime Frage zu stellen. Und Julia Klöckner fand das gut. Sie teilte den Post des Merz-Fan-Accounts nämlich, samt «Merz macht Hayali fertig».

               Nun stellt sich die Frage, wieso es irgendjemand gut finden sollte, wenn Dunja Hayali fertiggemacht wird. Ich kenne sie zwar nur flüchtig, gehe aber selbstverständlich auch fest davon aus, dass sie privat ein kalter, herzloser Mensch ist, der kleinen Kindern Bonbons klaut und Lupen über Ameisen hält, aber ganz sicher wissen wir es nicht. Wenn man es gut findet, dass Dunja Hayali «fertiggemacht» wird, muss es also mit ihrem Beruf zu tun haben, sprich: damit, dass sie Journalistin beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist. Aber Julia Klöckner, CDU-Politikerin und Bundestagsabgeordnete, würde doch nicht den öffentlich-rechtlichen Rundfunk fertiggemacht sehen wollen, oder? Sie hätte doch sicherlich selbst als Parteigenossin von Herrn Merz so viel Respekt vor der vierten Gewalt, dass sie deren kritische Fragen, so unbequem sie auch sein mögen, als absolut notwendig anerkennt. Oder?

               Hinzu kommt, dass Julia Klöckner eben nicht nur CDU-Politikerin ist. Sie ist auch nicht nur Bundestagsabgeordnete. Sie ist Bundestagspräsidentin. Sie steht dem ganzen Laden vor. Und der Laden ist das Parlament der Bundesrepublik Deutschland. Es hat nicht die Aufgabe, irgendjemanden fertigzumachen, schon gar nicht die Presse. Es hat allerdings sehr wohl die Aufgabe, die Bundesregierung zu kontrollieren.

               Ich erwähne es einmal kurz, weil ich befürchte, dass Julia Klöckner das vielleicht wirklich nicht weiß: Sie ist in der Rolle der Bundestagspräsidentin nicht nur keine CDU-Politikerin – sondern sollte überparteilich handeln –, sie ist auch kein Teil der Regierung. Sie ist nicht mal Teil derselben Gewalt wie die Regierung. Die Regierung gehört zur Exekutive, sie als Vorsitzende des Bundestags gehört zu Legislative. Wofür haben wir denn bitte Gewaltenteilung, wenn die Bundestagspräsidentin dem Bundeskanzler zujubelt, weil der angeblich eine Journalistin fertigmacht? Leute, seid euch doch mal eurer Rollen bewusst, bevor ihr zum Casting geht!

               Die Frage ist wirklich nicht, ob man Dunja Hayali doof findet oder Julia Klöckner ihre Dolores-Umbridge-Vibes übel nimmt. Die Frage ist, ob die Präsidentin des Deutschen Bundestags genug über die Demokratie weiß, um ihre Aufgabe zu erfüllen. Und ob sie das überhaupt will oder doch lieber eine Karriere als rechtskonservativer Trollaccount anstrebt.

               Aber vielleicht war dieser Moment auch einfach die Vollendung des Feminismus. Heidi Kabel hat doch mal gesagt: «Die Emanzipation ist erst dann vollendet, wenn auch einmal eine total unfähige Frau in eine verantwortliche Position aufgerückt ist.»

            
               
                  Die besten Nachrichten

               
               Nun muss man fairnesshalber aber auch die Frage stellen, ob die «vierte Gewalt», die Presse, ihren Job gut macht. Ich finde: absolut nicht! Keine Sorge, ich fange jetzt nicht an, «Lügenpresse!» zu brüllen. Ich will eigentlich nur, dass sich die Nachrichtensendungen etwas mehr Mühe geben.

               Es ist schwierig genug, sich über das Weltgeschehen zu informieren, denn das bedeutet ja nicht selten das ewige Rätseln, was in den Köpfen von Leuten vorgeht, die Raketen aufeinander schießen oder um politische Posten ringen. Wie in einer Gedichtanalyse in der fünften Klasse werden cholerische Tweets und kindische Provokationen von Spitzenpolitiker*innen interpretiert, als seien es Literaturklassiker. Dieses ganze Drama in der Politik – es fühlt sich so würdelos an. Was es von einer Soap unterscheidet, ist nicht das Niveau, sondern nur die Macht, die dahintersteckt. Und die Tatsache, dass das Ganze nicht fiktiv ist. Und ich fühle mich dadurch irgendwie beleidigt. Die Würdelosigkeit des Schauspiels färbt ja auf die Würde des Publikums ab. Meine Vorstellung von «sich über das Weltgeschehen informieren» wäre, dass man mit kunstvoll gerunzelter Stirn und leicht näselnder Stimme anhand konkreter Geschehnisse komplexe Ethiktheorien diskutiert, dazu mit abgespreiztem kleinen Finger Champagner trinkt und einander höflich für gelungene Argumentationsketten applaudiert. Stattdessen sitzen wir in abgestandenen Bierpfützen und grölen: «Donald Trump ist ein Wichser!», weil das dem Schauspiel, das uns geboten wird, angemessen ist.

               Ich habe auch ein Problem damit, das Weltgeschehen mit meinem Leben zusammenzubringen. Mit meiner unmittelbaren Realität. Einerseits lese ich in der Zeitung von toten Geiseln der Hamas, andererseits ruft mich eine Freundin an und sagt: «Hey, das Wetter ist schön, wollen wir Kaffee trinken gehen?» Und es ist doch irgendwie verrückt, dass beides gleichzeitig existiert.

               Die Welt hat längst die 1,5-Grad-Marke geknackt, halb Gaza verhungert, und Trump, Erdogan und Putin haben es immer noch nicht geschafft, einen Termin für ihre so dringend benötigte Gruppentherapie auszumachen. All das einerseits. Und andererseits muss ich meine Steuererklärung machen, meinen Zug kriegen, Muffins für die Kita backen.

               Einerseits verbringe ich Stunden am Tag damit, über Demokratiefeinde zu lesen und mich mit ihnen im Internet zu streiten, und andererseits müsste ich ja rein statistisch mehrmals am Tag einige von ihnen auf der Straße oder im Supermarkt treffen. Und da sind wir dann nett zueinander. Einfach, weil wir in den Situationen nicht voneinander wissen, wie wir die Welt über «Bitte. Danke. Das ist aber nett. Ihnen auch einen schönen Tag!» hinaus sehen. Dadurch können wir einander anlächeln. Und ich weiß nicht, ob ich das absurd oder schön finde.

               Manchmal ist diese Diskrepanz zwischen erzählter und erlebter Realität so groß, dass ich denke: Einfach keine Nachrichten mehr lesen und die Welt ist in Ordnung! Und klar, so einfach ist es nicht, aber mich wundert, dass AfD-Fans zum Beispiel das überhaupt nicht zu haben scheinen. Zumal sie doch so gut sind in selektiver Wahrnehmung. Die AfD erhält ja am meisten Zuspruch da, wo am wenigsten Menschen mit Migrationshintergrund leben. Du musst doch als potenzieller Nazi, wenn du gerade im Internet mal wieder liest, dass «diese Ausländer» «unser Volk» ersetzen wollen, an irgendeinem Punkt auch mal aus dem Fenster gucken und denken: Komisch, hier auf Sachsens Straßen sieht sogar mir nur jeder Zehnte nicht deutsch genug aus.

               Ich hätte sowieso manchmal gerne eine Live-Cam ins Leben von AfD-Fans. Das klingt ein bisschen creepy, ich weiß. Aber ich meine nur, um mich daran zu erinnern, dass wir uns doch bestimmt auch in Dingen ähnlich sind. In unpolitischen Dingen. Ich weiß, es gibt keine unpolitischen Dinge. Aber tun wir mal kurz so. Es gibt doch bestimmt auch unter AfD-Anhängerinnen welche, die gut zu ihren Kindern sind. Die anderen beim Umzug helfen. Die lieben und geliebt werden wollen. Die Herr der Ringe gucken und, na ja, sagen wir, Saruman zumindest in Ansätzen unsympathisch finden.

               Überhaupt, Filme. Ich komme nicht über den Gedanken hinweg, dass ich einen Filmabend mit Alice Weidel machen könnte und wir vielleicht an denselben Stellen heulen würden. Oder was machen AfD-Leute, wenn bei Titanic Jack im Wasser versinkt? Lachen die dann hämisch? Nein, doch nicht bei den blonden Haaren und den blauen Augen!

               In Filmen können wir uns so schön einig sein, was richtig und was falsch ist und mit wem wir mitfiebern. Klar, weil es nur Geschichten sind. Ihre Einfachheit und Eindeutigkeit gibt es in der Realität selten. Aber auch aus einem anderen Grund: Filme kreieren Nähe. Sie lassen uns verstehen, wieso die Figuren sind, wie sie sind, und handeln, wie sie handeln. In dem Sinne sind sie das Gegenteil von Nachrichten, in denen wir immer nur das zweidimensionale Ergebnis menschlicher Handlungen sehen: Lindner hat Habeck mal wieder einen reingewürgt? Mir fehlt da die Backstory: Was in Lindners Kindheit hat ihn so werden lassen? Und sieht Habeck vielleicht zufällig aus wie Lindners Babysitter aus Kindertagen, der ihm mal ein Eis verwehrt hat? Es würde so vieles erklären! Wie soll ich den Konflikt bewerten, wenn meine einzigen Informationen sind: Der ist halt so und der ist halt so, und es geht bestimmt bloß um politisches Kalkül? Vielleicht muss die politische, die gesellschaftliche Begegnung weniger zweidimensional sein. Vielleicht brauchen wir mehr Nähe. Vielleicht brauchen wir mehr Live-Cams in andere Leben. Das ist ein verstörender Satz, aber ich lasse ihn mal so stehen.

               Ich bin natürlich froh, dass mein Leben nicht so ist wie in den Nachrichten. Dass ich zwar die ganze Zeit von Krieg und Unterdrückung erzählt bekomme, beides aber nicht erlebe. Und dass ich zwar im Internet Hasskommentare lese und nach fünf Minuten auf der traurigen Weltuntergangsplattform, die mal Twitter war, den Glauben an die Menschheit verlieren könnte, dann aber auf die Straße gehe und freundliche Gesichter sehe. Also halbwegs freundliche Gesichter. Also okay, keine freundlichen Gesichter, aber ich wohne halt in Berlin, da ist alles oberhalb von «Aus dem Weg, du Wichser!» eine Liebeserklärung. Ihr wisst, was ich meine.

               Ich bin froh über diese Diskrepanz. Ich will ja nicht, dass sich mein Leben der Nachrichtenlage anpasst. Aber es könnte doch andersherum sein: Die Nachrichtenlage könnte sich gnädigerweise an unser gepampertes Leben anpassen.

               Und ich finde, da sollten Nachrichtensendungen auch mal ein bisschen Verantwortung übernehmen. Und zwar alle. heute journal, Tagesschau, Tagesthemen … I’m looking at you, Ingo Zamperoni! Die strengen sich einfach nicht genug an. Jeden Tag aufs Neue präsentieren sie uns nur schlechte Nachrichten. Ist euch das schon mal aufgefallen? Gibt es da keine Redaktionen, die mal ein wenig aufs Gesamtwerk schauen und vielleicht so was sagen wie «Oh, über Krieg und Elend haben wir schon gestern berichtet, lasst uns heute mal etwas Schönes zu süßen Babyiltissen machen!»? Also klar, technisch ist das alles schick, die Bilder sind scharf, die Stimme ist geschult, das Studio sieht gut aus, und die Sprecherin ist ordentlich gekämmt – aber Leute, so viel Aufwand, nur um uns dann eine Weltuntergangsmeldung nach der anderen zu präsentieren? Kann ich nichts mit anfangen. Ich will gute Nachrichten! Und ich lasse mir da auch nicht von der nervigen Realität reinpfuschen. Man soll ja nicht immer nur schimpfen, sondern die Dinge auch einfach mal selbst besser machen. Deshalb kommt hier ein Vorschlag, wie eine gute Nachrichtensendung aussehen könnte. Wer sehr viel Niedertracht in sich trägt, mag behaupten, sie bestehe aus Fake News, aber das wäre eine haltlose Unterstellung.

               
                  Was alle Nachrichtensprecher*innen jeden Abend sagen:

                  «Krieg! Krise! Katastrophe!»

                   

                  Was Nachrichtensprecher*innen sagen sollten:

                  Herzlich willkommen zu den besten Nachrichten.

                   

                  Donald Trump tritt als US-Präsident zurück. Auf die Frage nach dem Grund für diese Entscheidung sagte Trump, jeder Mensch auf der Welt wäre wohl ein besserer Präsident als er. Das müsse, so Trump weiter, ja wohl jedem klar sein, der ein Glas Wasser mit einer Hand halten könne.

                  ***

                  Der bayerische Ministerpräsident Markus Söder hat sein Amt niedergelegt und sich dagegen entschieden, weitere politische Verantwortung zu tragen. In seiner Abschiedsrede betont er, dies sei keiner seiner zahlreichen Meinungswechsel, sondern ein konsequentes Nacheifern seines Idols.

                  ***

                  Bei der Münchner Sicherheitskonferenz kam es zu Ausschreitungen, nachdem sich die Selfiesticks von Markus Lanz und Christian Lindner ineinander verfangen hatten. In der darauffolgenden Prügelei zwischen zahlreichen Verteidigungsministern und Regierungschefs konnte so viel Spannung abgebaut werden, dass ein umfassender Weltfrieden nun erstmals in greifbare Nähe rückt.

                  ***

                  Der ehemalige Milliardär Elon Musk hat sein gesamtes Vermögen verloren. Nachdem er durch rechtsextreme Äußerungen und Gesten die gesamte Kundschaft von Tesla vergrault hatte, gelang es ihm überraschenderweise nicht, die Make-America-Great-Again-Bewegung für seine Autos zu begeistern. Seinen neuen Anhängern sind Elektroautos, Zitat: «zu woke».

                  ***

                  Die Verteilung der 500 Milliarden Euro Sondervermögen, die dem Bundeshaushalt durch eine Lockerung der Schuldenbremse zur Verfügung stehen, wurde festgelegt. Der gesamte Betrag soll für eine therapeutische Kindheitsaufarbeitung aller machthungriger Weltherrscher eingesetzt werden.

                  ***

                  Der Friedensnobelpreis geht dieses Jahr erneut an Barack Obama. Nicht etwa, weil er ihn ein zweites – oder auch nur ein erstes – Mal verdient hätte, sondern weil das Komitee zu dem Schluss gekommen ist, dass diese Preisträgerwahl Donald Trump am meisten ärgern würde.

                  ***

                  Grönland hat in einem Volksentscheid beschlossen, Teil von Mexiko zu werden. Nicht etwa, weil die beiden Länder mehr als andere verbinden würde, sondern weil die Bevölkerung zu dem Schluss gekommen ist, dass diese Entscheidung Donald Trump am meisten ärgern würde.

                  ***

                  In der immer wieder aufkommenden Debatte über autofreie Innenstädte wurde eine Einigung erzielt. Um die mehrspurigen Fahrbahnen und die zahlreichen Parkplätze und Parkhäuser nicht ihres Zwecks zu berauben, sollen Autos weiterhin in allen deutschen Innenstädten erlaubt sein – sofern es selbstfahrende Autos sind. Denn stattdessen wird nun flächendeckend das Konzept der menschenfreien Innenstädte umgesetzt.

                  ***

                  Nach einem Geheimtreffen in einer Potsdamer Villa, bei dem unter anderem AfD-Vertreter anwesend waren und Deportationspläne von Millionen Menschen diskutiert wurden, zeigt sich AfD-Bundessprecher Tino Chrupalla selbstkritisch und plant ein Parteiausschlussverfahren aller Menschen mit rechtsextremer Gesinnung. Die Umsetzbarkeit dieses Vorhabens scheint jedoch zweifelhaft, da nicht genug Mitglieder ohne rechtsextreme Gesinnung in der Partei verbleiben dürften, um den Prozess zu begleiten.

                  ***

                  Sahra Wagenknecht und Alice Schwarzer haben erneut zu einer Großdemonstration aufgerufen, diesmal zur friedlichen Rettung des Weltklimas. Sie fordern, alle Klimaschutzwaffen niederzulegen und stattdessen mit dem Klimawandel zu verhandeln. Ziel der Verhandlungen, so Wagenknecht und Schwarzer, sei es, den Klimawandel zu einer Umschulung zu bewegen, sodass er nicht mehr das Weltklima wandele, sondern das Klima in der gesellschaftlichen Sozialdebatte.

                  ***

                  Der deutsche Satiriker Jan Böhmermann hat in seinen Unterlagen das verschollene Wort «einen» gefunden und es nachträglich in die viel diskutierte Abmoderation der Folge vom 16. Februar 2024 seiner Sendung «ZDF Magazin Royale» eingefügt. Nun schlägt er nicht mehr vor, «Nazis zu keulen», sondern «Nazis einen zu keulen», was zwar als eine etwas experimentelle Idee gilt, aber vermutlich zu einer Entspannung vieler gesellschaftlicher Konflikte führen könnte.

                  ***

                  Der ehemalige Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck wurde aus einer seiner Metaphern geborgen, in der er sich während eines Interviews verloren hatte. Die Suche nach dem Grünenpolitiker hatte wochenlang angedauert.

                  ***

                  Nachdem die Bauernproteste ihre Anliegen durchgesetzt haben, zeigen sich die Landwirte solidarisch mit diversen Protesten für mehr Klimaschutz. Ein Sprecher der Bauerndemos hat angeboten, den Klimaschutzgruppierungen ihre Traktoren auszuleihen, damit auch ihr Anliegen in der Politik endlich ernst genommen wird.

                  ***

                  Der ehemalige Chef des Verfassungsschutzes Hans-Georg Maaßen, der inzwischen selbst vom Verfassungsschutz beobachtet wird, ist aus der Politik zurückgetreten. Er sucht derzeit nach einem Job, in dem er keinen Schaden anrichten kann.

                  ***

                  In Bayern ist gestern ein Mann nur knapp dem Erstickungstod entronnen, nachdem er sich am Aussprechen des Gendersterns verschluckt hat. Damit herrscht nun endlich Einigkeit im Genderstreit. Alle, die sich zuvor für geschlechtergerechte Sprache eingesetzt hatten, erkennen nun an, dass es tatsächlich nichts Gefährlicheres gibt, als zu gendern. Sie geben Markus Söder und der AfD mit ihren Bestrebungen um ein Genderverbot recht, wodurch Letztere nun vor den Scherben ihrer Existenz stehen, weil sie nicht mehr wissen, worüber sie sich noch aufregen sollen.

                  ***

                  Bundeskanzler Friedrich Merz hat sich seine eigenen Interviews des vergangenen Jahres angeschaut und daraufhin ein Schweigegelübde für seine verbleibende Amtszeit angekündigt. Dies sei, so Merz, für ihn die wohl erfolgversprechendste Regierungsstrategie.

                  ***

                  Der russische Präsident Wladimir Putin hat verkündet, mit sofortiger Wirkung seinen Angriffskrieg in der Ukraine zu beenden. Grund sei, so Putin, seine Freundschaft zu Gerhard Schröder. Sie habe zwar jahrelang keinerlei Einfluss auf ihn gehabt, doch jetzt plötzlich und völlig aus dem Nichts sei ihm klar geworden, dass er auf seinen Freund Schröder hören müsse. Gerhard Schröder kommentierte, er habe es ja immer gewusst und erwarte nun Entschuldigungen von allen, die jemals an ihm gezweifelt hätten.

                  ***

                  Gesundheitsexperte, Wirtschaftsexperte und natürlich auch Migrationsexperte Jens Spahn hat seine Idee einer «Migrationspause» zu einem Selbstoptimierungskonzept weiterentwickelt. Er kündigt nun eine sogenannte Expertenpause an und gelobt, in dieser Zeit für kein weiteres Thema Experte zu werden.

                  ***

                  War die Teillegalisierung von Cannabis bis zu ihrer Umsetzung noch Gegenstand heftiger Debatten, so hat sich die Diskussion seitdem merklich entspannt. Auch über andere Themen wird seit der Cannabisfreigabe deutlich ruhiger diskutiert.

                  ***

                  Eine Weiterentwicklung der viel diskutierten Wärmepumpe sorgt bundesweit für Aufsehen. Die neueste Wärmepumpengeneration besticht nicht nur durch noch höhere Energieeffizienz, sondern auch durch eine Zusatzfunktion, mit der sie ebenfalls als Flugtaxi genutzt werden kann. Alle freuen sich, nur die FDP ist verwirrt, weil sie nun nicht mehr weiß, ob sie die Wärmepumpe lieben oder hassen soll.

                  ***

                  Die Befürchtungen um Wasserknappheit durch das Tesla-Werk in Grünheide konnten zerstreut werden. Elon Musk hat angekündigt, für jeden Bot auf seiner Plattform X eine Träne zu weinen und diese Träne dem Wasserkreislauf um Grünheide zuzuführen.

                  ***

                  Schokolade wird deutlich teurer. Grund dafür sind vermehrte Missernten als Folge von klimawandelbedingten Extremwetterereignissen. Die gute Nachricht: Was jahrzehntelange Bemühungen der Wissenschaft und des Klimaaktivismus nicht geschafft hatten, ist nun endlich vollbracht: In Deutschland und vielen weiteren Ländern steigt das Bewusstsein für Klimaschutz analog zum Schokoladenpreis an.

                  ***

                  Markus Söder hat diese Woche sein Gesicht nicht auf ein riesiges Schokoladenei gedruckt. Wir alle sollten dankbar sein.

                  ***

                  Dass in einer Bar auf Sylt und auf etlichen Festen «Deutschland den Deutschen» und «Ausländer raus» skandiert wurde, hat nun Konsequenzen. Nachdem zum Beispiel auf der Wiesn vorsorglich das Lied verboten wurde, dessen Melodie für die rassistischen Parolen genutzt wurde, werden nun auch Feste im Allgemeinen, Musik, junge Menschen und Alkohol verboten. All das wird zwar keine weiteren Parolen verhindern, lenkt aber erfolgreich von der unangenehmen Frage ab, ob die deutsche Gesellschaft möglicherweise ein Rassismusproblem hat.

                  ***

                  Der Gefühlsausbruch von Boris Pistorius, bei dem er hinter verschlossenen Türen «Ich muss das hier nicht machen» gesagt haben soll, war ein Weckruf für viele seiner Kolleg*innen. Nun ist auch Lars Klingbeil, Heidi Reichinnek und sogar Friedrich Merz aufgefallen, dass sie streng genommen von niemandem zu ihrem Job gezwungen werden. Diese Erkenntnis hat eine Rücktrittswelle ungekannten Ausmaßes ausgelöst. Zurück bleiben im nun recht leeren Bundestag ausschließlich die Abgeordneten, die ihren Job lieben. Oder so mit Candy-Crush-Spielen beschäftigt waren, dass sie nichts mitbekommen haben.

                  ***

                  Nachdem AfD-Kandidat für die Europawahl Petr Bystron die in seiner Wohnung gefundenen Informationen zu Goldbarren mit seiner Mutter erklärt hat, stellt sich heraus, dass die gesamte AfD absolut harmlos ist. Es sind die Mütter, die gefährlich sind. Hitler nicht mehr als das absolut Böse darstellen wollte eigentlich Björn Höckes Mutter. Menschen in Anatolien entsorgen wollte eigentlich Alexander Gaulands Mutter. Eine neue SA gründen, Homosexualität unter Strafe stellen, «das Pack erschießen oder zurück nach Afrika prügeln» – alles Aussagen von AfD-Müttern. Ein Wunder, dass ihre Kinder trotzdem so ehrenwerte und engagierte Menschen geworden sind.

                  ***

                  Die deutsche Wirtschaft erlebt einen unerwarteten Aufschwung. Grund dafür ist, wie könnte es anders sein, der ehemalige Finanzminister Christian Lindner. Er hat eine Entdeckung gemacht, die zugleich die Energiewende erheblich erleichtert: Offenbar ist es möglich, das menschliche Ego als Energiequelle zu nutzen. Bereits 50 Prozent aller Kraftwerke in Deutschland werden Stand heute allein durch das Ego von Christian Lindner angetrieben. Sollte es nun gelingen, weitere Politikgrößen an Bord zu holen, könnte Deutschland nicht nur den gesamten eigenen Energiebedarf decken, sondern auch seinen Status als Exportweltmeister sichern. Als Nebeneffekt dürfte die deutsche Politik auf einen Schlag von sehr viel mehr Bescheidenheit geprägt sein.

                  ***

                  Bundeskanzler Friedrich Merz hat ebenfalls eine Entdeckung gemacht, und zwar das Internet. Darin hat er einen Satz gefunden, der wie folgt lautet: «Mit mir wird es eine Brandmauer zur AfD geben.»

                  Zu Friedrich Merz’ Überraschung wird diese vor vier Jahren getätigte Aussage einem gewissen Friedrich Merz zugeordnet.

                  Ebenfalls einem Friedrich Merz zugeordnet wird die Aussage von vor einem Jahr: «Das Wort ‹Brandmauer› hat nie zu unserem Sprachgebrauch gehört. Das ist uns immer von außen aufgenötigt worden. […] Ich brauche mich nicht von einem Begriff zu distanzieren, den ich selber nicht eingebracht habe.»

                  Selbst Friedrich Merz musste über die zufällige Namensgleichheit dieser beiden Männer kurz lachen.

                  ***

                  Nachdem Donald Trump weitere Zölle eingeführt hat, reagieren die EU sowie weitere Staaten mit Gegenzöllen auf Trumps erfolgreichstes Exportprodukt: seinen Populismus. Der weltweite Handel mit dem Trump’schen Populismus ist daraufhin weitgehend zum Erliegen gekommen. In Deutschland beispielsweise hat sich die AfD mangels Orientierung aufgelöst.

                  ***

                  Es entspricht allen Gesetzen der Wahrscheinlichkeit, dass Alice Weidel auch heute wieder etwas gesagt hat, allerdings hat ihr niemand zugehört.

                  ***

                  Papst Leo XIV. hat nach zahlreichen Telefonaten mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin festgestellt, dass sein leises Schelten auf Abstand offenbar nicht ausreicht. Deshalb hat er Putin jetzt Gott persönlich vorbeigeschickt. Putin ist nun nicht mehr Präsident von Russland, sondern arbeitslos.

                  ***

                  Donald Trump hat Einreiseverbote für Bürgerinnen und Bürger aus weiteren Ländern verhängt. Dabei ist ihm ein kleines Missgeschick unterlaufen, sodass nun auch die USA selbst auf der Liste stehen. Somit wird die gesamte Bevölkerung der USA in andere Länder auswandern müssen. Trump selbst hat bereits Asyl in Kanada beantragt.

                  ***

                  Die CDU und CSU haben sich bereit erklärt, einen Auffrischkurs in Mathematik zu belegen. Viele ihrer Abgeordneten hatten sich wiederholt darauf berufen, für die Mehrheit der Menschen in Deutschland zu sprechen, und zeigten sich schockiert ob des Hinweises, dass 28 Prozent nicht die Mehrheit seien.

                  ***

                  Bundeskanzler Friedrich Merz hat sich bereit erklärt, einen Auffrischkurs in Demokratie zu belegen. Er hatte sich wiederholt darauf berufen, für die Mehrheit der Menschen in Deutschland zu sprechen, und zeigte sich schockiert ob des Hinweises, dass er als Bundeskanzler für alle Menschen in Deutschland, gerade auch für die Minderheiten, zuständig sei.

                  ***

                  Der Rosenkrieg zwischen Elon Musk und Donald Trump geht in die nächste Runde. Musk hat beschlossen, von nun an der Anführer der «Woke»-Bewegung zu werden. Die Begeisterung in der Bewegung selbst hält sich in Grenzen.

                  ***

                  Die Eliteuniversität Harvard, die seit Monaten von der US-Regierung angegriffen wird, hat trotz der staatlichen Budgetkürzungen nun keine Geldsorgen mehr. Der Anführer der «Woke»-Bewegung Elon Musk hat sich als großzügiger Spender ins Spiel gebracht.

                  ***

                  Bundesinnenminister Alexander Dobrindt ist aufgefallen, wie sinnlos seine Verschärfungen in der Migrationspolitik sind, und hat seinen Job gekündigt. Er strebt in Zukunft die Position des Integrationsbeauftragten an.

                  ***

                  Friedrich Merz ist des Bundestags verwiesen worden, weil er einen ACAB-Pullover trug. Merz gab sich überrascht. Er dachte, die Abkürzung stehe für «All Christians Are Beautiful».

                  ***

                  Ein neuer Standardsatz hat Einzug in die politische Debatte gefunden. Rechte, Linke, Konservative, Progressive und sogar Markus Söder verwenden ihn nun fast täglich. Er lautet: «Ich habe mich mit dem Thema nicht ausreichend befasst und kann mir daher noch keine abschließende Meinung dazu bilden, deshalb erkenne ich zunächst mal die Komplexität des Konflikts an.»

                  ***

                  Und noch eine letzte Nachricht: Die Welt hat einen Ausweg aus der Aufrüstungsspirale gefunden. Jede Regierung, die einen Krieg beginnt, wird fortan konsequent sanktioniert: Sie muss für mindestens drei Jahre mit Christian Lindner regieren.

                   

                  Das waren die besten Nachrichten. Auf Wiedersehen.

               

            
               Kapitel 5 Soziale Gerechtigkeit

            
               
                  Neiddebatte

               
               Ich habe Christian Lindner ja mal getroffen, vor ein paar Monaten. Da war er noch Politiker. Kurz nach unserem Gespräch nicht mehr, ich will es nur einmal erwähnt haben. Aber eigentlich vermisse ich ihn wirklich ein wenig in der Politik. Er hatte immer so eine tolle «Guckt mal, wie hart und entschlossen ich das Problem angehe»-Attitüde. Wie ein Hamster, der sein Hamsterrad immer schön so drapiert, dass es aussieht, als würde er in Richtung Fortschritt rennen, obwohl sein Rädchen eigentlich nur eins von vielen Zahnrädern ist, die die Uhr an seinem eigenen Handgelenk rückwärts laufen lassen.

               Aber immerhin durfte ich ihn einmal treffen. Ich wollte für Bosetti Late Night ein Interview mit ihm machen, und es entwickelte sich ein sehr tiefsinniges, konstruktives und reifes Gespräch. Hier ein kurzer Auszug:

               
                  Lindner: «Zu sozialer Gerechtigkeit gehört, dass diejenigen, die arbeiten, immer mehr haben als diejenigen, die nicht arbeiten.»

                  Ich: «Das ist aber gegeben.»

                  Lindner: «Nein.»

                  Ich: «Natürlich ist das gegeben.»

                  Lindner: «Nein, das ist nicht gegeben.»

                  Ich: «Doch, das ist gegeben.»

                  Lindner: «Nein, das ist nicht gegeben.»

                  Ich: «Wollen wir das noch eine halbe Stunde machen? Natürlich ist das gegeben.»

               

               So ging es noch eine Weile hin und her, ein bisschen wie bei kleinen Kindern, die sich im Sandkasten um ein Förmchen streiten. Und ich finde, die formale Albernheit unserer Diskussion passt ganz gut zur Albernheit der gesamten Debatte. Politiker*innen wie Christian Lindner argumentieren immer wieder damit, dass Leute, die arbeiten, das Gefühl hätten, nicht mehr Geld zu bekommen als Leute, die nicht arbeiten. Dieses Gefühl entsteht aber erst dadurch, dass Politiker*innen wie Christian Lindner es immer wieder in den Raum stellen. Auf Fakten basiert das Gefühl jedenfalls nicht, auch wenn sich Herr Lindner, wie er es bei unserem Gespräch genannt hat, auf «vielfältige Berechnungen» stützt. Sowohl das ifo Institut für Wirtschaftsforschung als auch das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut und das Institut für Weltwirtschaft Kiel haben diese «vielfältigen Berechnungen» schon längst als «schlicht falsch» deklariert.

               Man kann natürlich trotzdem darüber sprechen, wie überbürokratisch und aufwendig diese Anträge sind, und darüber, ob man den Einkommensabstand nicht vergrößern sollte. Ich bin mir sicher, die FDP wird sich in diesem Sinne als außerparlamentarische Opposition fortan für eine Erhöhung des Mindestlohns einsetzen.

               Noch interessanter an dieser Begegnung war aber, dass mir dabei genau das passiert ist, was ich eigentlich kritisiere: Ich habe mich durch die provokant in den Raum gestellte Fehlinformation dazu hinreißen lassen, minutenlang über pupsige Details bei den Schwächsten der Gesellschaft zu diskutieren, als wäre die Ungerechtigkeit in unserer Gesellschaft in dem kleinen Spalt zwischen denen, die am wenigsten haben, versteckt.

               Denn dort, und nur dort, wird sie ja ständig gesucht. Man muss sich nur die Debatte über das Bürgergeld anschauen. Über all die Totalverweigerer, die dem Staat faul auf der Tasche liegen und nicht arbeiten wollen! So ist es doch, oder? Friedrich Merz hat schon im Juni 2024 gesagt: Das Bürgergeld «ist die Werbung für ein sorgenfreies Leben in Deutschland». Und wo kommen wir denn hin, wenn in Deutschland Menschen sorgenfrei leben? 5,5 Millionen Leute schmarotzen hier einfach so vor sich hin! Okay, 1,5 Millionen davon sind Kinder. Mir doch egal, die sollen sich nicht so anstellen! Und okay, über die Hälfte von den Übrigen arbeitet oder studiert oder geht zur Schule oder ist chronisch krank oder macht so absurde Dinge wie Angehörige pflegen oder Kinder großziehen. Oder Sprachkurse. Diese Scheiß-Ausländer!

               Und okay, dann bleiben nur noch 1,7 Millionen übrig. Und nur bei knapp 130000 von denen gibt es einen Hinweis darauf, dass sie schmarotzen könnten, weil bei ihnen 2023 Leistungen gekürzt wurden. Und okay, das war fast immer, weil sie einfach nur zu einem Termin nicht aufgekreuzt sind. Und von mir aus bleiben dann nur noch ungefähr 16000, bei denen 2023 Leistungen gekürzt wurden, weil sie tatsächlich eine Arbeit vom Jobcenter nicht wollten. Aber: 16000 Fälle von Arbeitsverweigerung! Ich sehe ein, das klingt ein bisschen wie eine Zusammenfassung von Christian Lindners Amtszeit. Aber 16000, das ist doch superviel! Das sind immerhin 0,4 Prozent. Und ich finde es völlig berechtigt, über 99 Prozent der Bürgergeldempfänger für etwas zu beschimpfen, was nur ein halbes Prozent von ihnen tut. Scheiß-Schmarotzer!

               Was? Ach, das sind gar nicht unbedingt Totalverweigerer, sondern nur Leute, die vielleicht auch nur ein einziges Mal Stress bei der Jobannahme gemacht haben? Ja, und wie viele Totalverweigerer gibt es jetzt? Ach, die Zahl wird gar nicht erhoben? Na, da bin ich aber froh, dass wir von einer Zahl, die gar nicht erhoben wird und die im statistischen Nirwana liegen dürfte, unsere gesamte Debatte über soziale Gerechtigkeit dominieren lassen.

               
                  Was Christian Lindner sagt:

                  «Der deutsche Sozialstaat ist für viele zu attraktiv.»

                  (13.10.2023, Interview am Rande einer Tagung des Internationalen Währungsfonds in Marrakesch)

                   

                  Was Christian Lindner sagen will:

                  «Der soll sich mal nicht wundern, der deutsche Sozialstaat, wenn er in so kurzen Röcken rumläuft!»

               

               Dabei könnten wir ja auch mal über Reichtum reden. Obwohl: Es gibt ja gar keine reichen Menschen in Deutschland. Der Millionär Friedrich Merz zum Beispiel hat vor ein paar Jahren im BILD-Interview gesagt, er zähle sich selbst zur «gehobenen Mittelschicht».

               Wieso will denn niemand reich sein? Oder wieso wollen alle reich sein, aber niemand will es zugeben? Wovor haben sie denn Angst? Davor, dass Leute an der Berechtigung ihres Reichtums zweifeln könnten? Aber das wäre doch kein Pro-blem. Sollen sie doch! Sollen sie doch fragen, wieso jedes fünfte Kind in Deutschland in Armut lebt. Sollen sie sich doch darüber aufregen, dass einer Kassiererin wegen eines 1,30-Euro-Pfandbons gekündigt wird, während Reiche Milliarden an Steuern am Staat vorbeischmuggeln. Sollen sie es doch unfair finden, dass zum Beispiel eine Krankenpflegerin weniger verdient als jede x-beliebige Managerin. Sollen sie sich doch über die Stigmatisierung von armen Menschen empören. Sollen sie doch höhere Steuern für Reiche fordern. Sollen sie doch! Die Frage nach Gerechtigkeit ist ja leicht zu kontern. Man bewirft die Leute einfach mit einem einzigen Wort, und schon ist wieder Ruhe: Neiddebatte. Neiddebatte, Neiddebatte, Neiddebatte. Ich kann es nicht mehr hören. Und noch weniger kann ich hören, dass Leute rufen: «Was? Nein! Ich bin doch nicht neidisch!»

               Denn damit spielen sie das Spiel ja mit. Die Reichen schaffen es damit, dass sie sich nicht mehr rechtfertigen müssen. Sie bringen stattdessen ihre Kritiker*innen in eine Rechtfertigungsposition, und die rechtfertigen sich – mit einer Lüge übrigens. Denn natürlich ist die Diskussion über soziale Gerechtigkeit eine Neiddebatte. Jede politische Diskussion ist eine Neiddebatte. Alles, was wir politisch miteinander aushandeln, ist die Frage: Wem steht was zu? Nur wird die Frage eben meist bei denen gestellt, die ohnehin nicht viel haben. Wenn wir über Migration reden, geht es nur um: Dürfen Leute, die nicht hier geboren wurden, ein Stück von «unserem» Land haben? Wieso kriegen die «unseren» Wohnraum? Wenn «unser» Staat die unterstützt, kriege ich dann weniger? Neiddebatte! Wenn es um Waffenlieferungen für die Ukraine geht, ist die eigentliche Frage: Verlieren wir für die Chance auf Sicherheit der Ukraine ein Stück von unserer Sicherheit? Was, wenn wir denen etwas geben und uns dafür etwas weggenommen wird? Und: Wenn wir alle Leopard-II-Panzer in ein anderes Land schicken, bleibt dann noch einer für mich übrig? Neiddebatte!

               Sogar, wenn es um Toleranz gegenüber Minderheiten geht. Besonders, wenn es um Toleranz gegenüber Minderheiten geht. Denn da muss die Mehrheitsgesellschaft gefühlt am meisten abgeben, nämlich: Deutungshoheit. Wir heterosexuelle Weiße ohne Behinderung, vor allem die Männer unter uns, wir wollen entscheiden, wie die Welt sich selbst zu sehen hat. Wessen Geschichten zählen und wer Geschichte schreibt. Denn das bedeutet Macht, und wieso sollten wir unsere Macht teilen? Neiddebatte! Wieso soll ich viel Geld für eine Wärmepumpe bezahlen, nur damit deine Kinder leben können? Neiddebatte! Wieso dürfen in einer Pandemie Geimpfte mehr als Ungeimpfte? Neiddebatte! Wieso wählen Leute in der Realität Markus Söder, obwohl der die Realität so selten besucht? Neiddebatte! Und soziale Gerechtigkeit ist die Mutter aller Neiddebatten. Reichtum ist Überfluss. Armut ist Mangel. Natürlich ist, wer im Mangel lebt, neidisch auf den Überfluss. Die Frage ist nur: Gibt es nicht vielleicht berechtigten Neid? Wieso ist es so selbstverständlich, dass es Menschen gibt, die im Luxus leben, und andere, die nicht genug haben? Ist das verdient? Also gibt es Menschen, die es nicht verdienen, genug zu haben?

               Klar kann man sagen: Wer mehr arbeitet, mehr kann, mehr leistet, soll auch mehr haben. Da sollen sich die ganzen faulen Krankenpflegerinnen und all die alleinerziehenden Mütter mal nicht so anstellen, wenn sie so wenig Geld verdienen! Oder wenn ihnen die Altersarmut droht! Was tun die schon den ganzen Tag? Und was können die schon? Kranke Menschen pflegen? Wer braucht denn so was? Guckt euch die Bosetti an, die leistet wirklich was für die Gesellschaft! Okay, wenn die euch pflegen würde, würdet ihr wahrscheinlich alle nach fünf Minuten sterben, aber dafür … redet sie. Wow! Guckt euch Clemens Tönnies an! Okay, der ist reich, weil er tote Tiere verkauft, aber dafür ist er immerhin kein Rassist und sorgt zum Beispiel in einer Pandemie vorbildlich für die Gesundheit seiner Angestellten. Guter Typ! Der leistet etwas. Oder die reichste Frau Deutschlands! Wisst ihr, wer das ist? Susanne Klatten. Die besitzt zusammen mit ihrem Bruder Stefan Quandt gut vierzig Milliarden Euro. Die haben auch einiges geleistet. Zum Beispiel haben sie einen reichen Vater. Das kann auch nicht jeder.

               Aber Susanne Klatten hat glücklicherweise einen ausgeprägten Gerechtigkeitssinn. Zum einen ist sie eine der regelmäßigsten Parteigroßspenderinnen in Deutschland. Sie hat in den vergangenen dreiundzwanzig Jahren fast vier Millionen Euro an CDU und FDP gespendet. Das sind ja bekanntlich die Parteien, die sich mehr als alle anderen für Gerechtigkeit und Chancengleichheit einsetzen. Und zum anderen hat sie 2019 in einem Interview mit dem Manager Magazin gesagt: «Ich finde: Gerecht ist, wenn jeder nach seinen Fähigkeiten Chancen wahrnehmen und sein ganzes Potenzial entwickeln kann. […] Unser Potenzial offenbart sich nun mal in der Rolle, ein Erbe angetreten zu haben und es zu entwickeln. […] Mein Bruder hat das mal sehr treffend zugespitzt und gefragt: Wer würde denn mit uns tauschen wollen?»

               Zum Glück sind Susanne Klatten und ihr Bruder so gute Menschen. Denn sonst hätte ich ein bisschen Angst vor ihnen. Die zehn reichsten deutschen Familien haben zusammen ein Vermögen von gut 226 Milliarden Euro. Wenn die nun also feststellen würden: «Eigentlich brauchen wir ja alle nur eine Milliarde. Wir sind bescheiden, mit einer Milliarde kommen wir auch über die Runden», dann könnten sie zum Beispiel sagen: «Hey, diese Sache mit der Kindergrundsicherung, dafür wollte die damalige Familienministerin Lisa Paus doch eigentlich 12 Milliarden Euro haben. Bitte schön, hier ist genug Geld für die nächsten achtzehn Jahre!»

               Ich weiß, ganz so einfach ist es nicht, aber ein bisschen überspitzt gesagt: Zehn Familien in Deutschland könnten jetzt sofort für die nächsten achtzehn Jahre die Kinderarmut in Deutschland beenden. Also für eine gesamte Generation Kinder. Und das Empörende ist nicht, dass sie es nicht tun. Obwohl, ich weiß nicht, wie es euch geht, aber ich frage mich: Als Familie die Macht zu haben, arme Kinder aus ihrer Armut zu befreien, und diese Macht nicht zu nutzen, ist das diese Clankriminalität, von der immer alle reden?

               Aber trotzdem: Das Hauptempörende ist nicht, dass sie es nicht tun, das Hauptempörende ist, dass sie es tun könnten. Dass zehn Familien als Privatpersonen so viel Macht haben und die gesamte Gesellschaft das hinnimmt. Dass immer und immer wieder die Taktik funktioniert, die Schwächsten gegeneinander auszuspielen, sodass Arbeiterinnen wütend auf Bürgergeldempfänger sind und Bürgergeldempfänger wütend auf Asylbewerber. Nur auf Milliardäre ist irgendwie nie jemand wütend. Wieso diskriminieren wir die nicht wenigstens? Sie sind doch eine Minderheit! Das machen wir doch sonst auch immer mit Minderheiten.

               Klar, Macht zementiert sich. Macht potenziert sich. Aber wieso ändert das niemand? Was mir in der Diskussion über soziale Gerechtigkeit immer ein bisschen zu kurz kommt: Ist sie nicht auch einfach Egoismus? Nicht nur, weil wir alle in die Situation kommen könnten, bedürftig zu sein, sondern auch, weil wir soziale Wesen sind. Wir brauchen andere Menschen. Blöd gesagt: Wir können nicht glücklich sein, wenn alle anderen unglücklich sind. Okay, ein paar Soziopathen können das natürlich schon, aber vielleicht sollten wir aufhören, unsere moralischen Maßstäbe an Soziopathen festzumachen. Was ist denn das für eine Messlatte?

            
               
                  Betroffene treffen

               
               Ich habe übrigens nicht nur Christian Lindner getroffen, sondern auch ein paar Menschen von der Bewegung #ichbinarmutsbetroffen. Und vielleicht sollten Politiker*innen das auch mal tun. Denn dadurch versteht man erst, was «Barrieren» überhaupt bedeutet. Diese Menschen kamen nicht nur mit Unsicherheit zu unserem Treffen, sondern auch mit Gehstöcken und mit Begleitung, weil sie so etwas alleine gar nicht können. Viele Leute rutschen in die Armut, weil sie chronisch krank sind. Was natürlich ziemlich hinderlich ist, wenn es darum geht, eine Bewegung aufzubauen, die politisch etwas verändern will.

               Dabei wissen sie alles, zumindest die Leute von #ichbinarmutsbetroffen. Sie haben das alles verstanden, das ganze System und die Probleme darin. Sie sehen nicht nur ihr eigenes Leid. Sie haben sich mehr mit dem, was unsere Gesellschaft ausmacht und ausmachen sollte, auseinandergesetzt als die meisten von uns anderen. Ich glaube, Marlene Engelhorn hat das mal «Beziehungsarbeit» genannt, zu der die Armen gezwungen sind und die Reichen nicht. Vielleicht sollte diese Erkenntnis dazu führen, dass die Floskel «mit Betroffenen reden» nicht bedeutet, dass man betroffen guckt, während man kurz aushält, dass man von jemandem vollgejammert wird, sondern dass man diese Leute als Expert*innen für ihre eigene Situation begreift.

            
               Kapitel 6 Meinungsfreiheit

            
               
                  Das wird man doch wohl noch …

               
               Es ist ohnehin eine demokratieentscheidende Frage, wer in einer Gesellschaft gehört wird. Wer darf wem was wo wie wann sagen – und bedeutet Meinungsfreiheit, dass man Meinungsäußerungen nicht kritisieren darf?

               Thomas Gottschalk zum Beispiel hat auch Beziehungsarbeit geleistet. Er saß letztes Jahr in einer Talkshow und hat einen ganz wundervollen Satz gesagt: «Heute ist es so, dass ich erst mal nachdenke, bevor ich etwas sage.» Und ich dachte: Was für eine kluge, nachdenkliche Aussage eines 74-jährigen Mannes, der sich seines eigenen Reifeprozesses erfreut! Aber nein, es war eine Beschwerde. Darüber, dass er mit 74 zum ersten Mal denken muss, bevor er spricht. Und ich verstehe das. Ist ja auch hart, wenn man im fortgeschrittenen Alter noch mal etwas ganz Neues lernen muss.

               Erinnert ihr euch noch an das Ende von Wetten, dass..?? Ich weiß, wir scheinen uns gerade ein wenig von der Demokratie zu entfernen. Aber erstens sind auch Unterhaltungssendungen politisch, vor allem, wenn über zehn Millionen Leute sie gucken, zweitens ist Meinungsfreiheit – nicht selten falsch verstandene – einer der größten Reibungspunkte unserer Demokratie, und drittens verpasse ich nun mal ungern die Gelegenheit, einen pupsigen kleinen Satz eines berühmten Mannes zu übertriebener Gesellschaftskritik aufzublasen.

               Also: Beim Ende von Wetten, dass..? war ich ein bisschen enttäuscht von Thomas Gottschalk. Was mich erstaunt hat, denn mir war gar nicht klar gewesen, dass ich große Erwartungen an ihn hatte. Aber ich fand es irgendwie schade, dass es ihm nicht gelungen war, sich unvergiftet von seinen Wetten, dass..?-Fans zu verabschieden. Zum Abschluss seiner letzten Sendung im November 2023 sagte er, dass er abdankt, weil er nicht will, dass man ihm irgendwann seine Gäste erklären muss. Das war natürlich okay. Ein bisschen schade zwar, mit welcher Selbstverständlichkeit er davon ausging, sich an Rod Stewart klammern zu müssen, anstatt auch als über Siebzigjähriger der Welt noch mit Neugier zu begegnen. Aber es war okay. Interessanter war der zweite Grund: Gottschalk sagte, dass er unter anderem aufhört, weil er jetzt nicht mehr im Fernsehen reden kann wie zuhause, ohne dadurch einen Shitstorm auszulösen. Und ich finde das eigentlich eine tolle Aussage. Weil sie zwei Probleme zugleich aufzeigt. Zum einen, ganz offensichtlich, dass sich die Öffentlichkeit, vor allem die internetaffine, tatsächlich manchmal etwas übereifrig empört. Das stimmt ja ein bisschen. Traurig zwar, dass Thomas Gottschalk dem eine so erdrückende Bedeutung beimisst, dass er sich davon seinen eigenen Abschied trüben lässt, aber das ist auch schon Ausdruck des zweiten Problems: Nein, ich spreche nicht vom fragilen Ego berühmter Männer, die sich vor altersbedingtem Bedeutungsverlust fürchten, das wäre zu platt und unfair und ehrlich gesagt auch ein bisschen unempathisch. Thomas hat’s ja auch nicht leicht. Da ist er jahrzehntelang unfassbar erfolgreich, umgeben von Fans und Menschen, die Geld mit ihm verdienen und deshalb einen Teufel tun werden, ihn zur Bescheidenheit zu mahnen, das ist seit vierzig Jahren seine Lebenswirklichkeit, und dann wagt es die Welt, sich in dieser Zeit in eine von ihm persönlich gar nicht abgesegnete Richtung zu entwickeln. Das ist doch auch einfach nicht in Ordnung.

               Das mag hämisch klingen, aber ich glaube, wenn einem durch den Erfolg so lange Begegnungen auf Augenhöhe verwehrt bleiben, ist es wirklich gar nicht so leicht, plötzlich Kritik zu akzeptieren. Nach Jahrzehnten der Huldigung ist jede Kritik ein Affront.

               Das gilt für Thomas Gottschalk wie für Dieter Hallervorden, der ja auch gerne mal Zensur wittert, wenn er im Hauptprogramm der ARD das N-Wort sagt und damit nicht nur auf Begeisterung stößt. Aber um die gekränkten Egos von erfolggeplagten Herren, die von der Last ihrer eigenen Privilegien erdrückt werden, soll es hier gar nicht gehen. Auch wenn ich es ein bisschen schade finde, wenn Menschen, denen so viel Glück zuteilwird, vergessen, dass es eine ihrer wichtigsten Aufgaben ist, sich die Dankbarkeit zu bewahren. Sie ist nämlich angebracht.

               Aber mir geht es um das zweite große Problem, auf das die Aussage «Ich kann im Fernsehen nicht mehr reden wie zuhause, Hilfe, Shitstorm, dann sag ich lieber gar nichts mehr!» hinweist, nämlich das folgende: Dieser Satz ist erschreckend salonfähig.

               Wenn ein berühmter, erfolgreicher Mann, dem schon mehr Leute zugehört haben als jeder Menschenrechtsaktivistin dieser Welt, so etwas sagt, antwortet niemand: «Na ja, Thomas, diese Altherrenwitze und die Hände auf den Oberschenkeln, vielleicht sind die ja bei dir zuhause sogar einen Tick besser aufgehoben als im Fernsehen? Nur so ein Gedanke.» Nein, wenn ein berühmter, erfolgreicher Mann, dem schon mehr Leute zugehört haben als jeder Menschenrechtsaktivistin dieser Welt, so etwas sagt, antworten viele: «Ja, genau! Nichts darf man mehr sagen!»

               Dabei ist das objektiv unwahr. Man darf in Deutschland so ziemlich alles sagen, außer dass Juden die Welt versklaven wollen und der Holocaust deshalb eine super Idee war. Was sich im Gegensatz zu diesem ominösen «Früher» geändert hat, ist der Widerspruch, der neuerdings kommt. Nicht jeder Widerspruch ist berechtigt, nicht jeder Tonfall angemessen, aber das ist ja nicht, was die «Man darf nichts mehr sagen»-Fraktion stört. Was sie stört, ist der Widerspruch an sich, nicht zuletzt, weil er auch von Menschen kommt, mit deren Meinung man sich früher nicht herumschlagen musste. Früher gab es keinen Sexismus, weil Frauen sich nicht beschwert haben. Es gab auch keinen Rassismus, denn die Kläger hatten keine Stimme. Wer nicht von einem Problem betroffen ist, erlebt das Problem erst dann als existent, wenn ihn jemand darauf hinweist. Gefühlt setzen also diejenigen, die sich über problematische Worte oder Taten beschweren, die Probleme überhaupt erst in die Welt. Die Widerspruchsfreiheit ist vielleicht die größte Freiheit. Nichts ist so sehr Ausdruck der eigenen Privilegien wie der Schock darüber, nicht mehr in einer widerspruchsfreien Welt zu leben. Und nichts hilft besser dagegen, als sich selbst als Opfer zu sehen. Die Alternative wäre ja, zu sehen, dass es andere Opfer gibt, die man in seiner Bequemlichkeit übersehen hat, was einen selbst irgendwie zum Täter macht. Und das mögen wir gar nicht! Deshalb reicht es auch nicht mehr, Opfer zu ignorieren oder ihnen zu sagen, sie sollen sich nicht so anstellen. Man muss schon behaupten, die Opfer seien die machtvollen Täter, die die eigentlich Mächtigen unterdrücken wollen. Deshalb schallen Worte wie «Sprechverbote», «Zensur», «Cancel Culture» und «Meinungsdiktatur» durch Talkshows, Kommentarspalten und all die vielen anderen Orte, an denen man öffentlich ungestraft alles sagen darf.

               Und das ist eine gefährliche Entwicklung. «Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!» hat sich in den vergangenen Jahren zu «Man darf ja heutzutage gar nichts mehr sagen!» gewandelt, und ich glaube, dieser Satz ist mehr als jeder andere ein Grund dafür, dass uns in vier bis acht Jahren die AfD regieren könnte. Es ist ja kein Zufall, dass Thomas Gottschalk für seine vermutlich gar nicht mal so politisch gemeinten Worte vor allem von rechten Twitteraccounts, AfD-Fans und Andi Scheuer gefeiert wurde.

               Aber das Interessante ist: Sosehr das Thema auch zu spalten scheint, nehmen ja eigentlich beide Seiten für sich in Anspruch, im Namen der Wahrheit und der Ehrlichkeit zu argumentieren. Für die einen bedeutet Ehrlichkeit halt, alles aussprechen zu können, was ihnen durch den Kopf geht, für die anderen bedeutet Ehrlichkeit, dass auch diejenigen ein Recht auf Respekt und Rücksicht haben, die einem nicht ständig durch den Kopf gehen.

               Ich bin zum Beispiel nicht vollständig davon überzeugt, dass es sinnvoll ist, das N-Wort durch einen Begriff wie «das N-Wort» zu ersetzen, auch wenn man bloß erzählen will, dass jemand anders das N-Wort benutzt hat. Aber ich bin davon überzeugt, dass ich das nicht zu entscheiden habe. Genauso wenig wie irgendein Thomas oder Dieter, der genauso weiß ist wie ich. Das ist nicht unehrlich, das ist ein Anerkennen der Tatsache, dass nicht ich allein die Deutungshoheit über die Wahrheit habe.

               Deutschland ist ein eitler Mann, der seine eigene Meinungsdiktatur wanken sieht. Ich verstehe die Eitelkeit und ich verstehe die Kränkung, deshalb nur ein kleiner Appell an den Verstand: Noch nie in der Geschichte der Menschheit hat jemand auf echte Sprechverbote oder echte Zensur aus Trotz geantwortet: «Pfff, dann sag ich halt gar nichts mehr!»

               Niemand beugt sich aus Trotz einem Zwang. Wohingegen Menschen Trotz sehr gerne nutzen, um Konflikten aus dem Weg zu gehen. «Wenn du mich auf den Boden drückst, dann bleibe ich halt liegen! Pöh!», das ist kein Satz, den Menschen sagen.

               «Wenn du mich kritisierst, dann rede ich halt gar nicht mehr mit dir!» So was sagen Menschen. Leider. Denn eigentlich ist es doch eine interessante Frage: Wieso reden wir öffentlich anders als zuhause? Bei mir ist der Unterschied gar nicht so groß, ehrlich gesagt. Ich muss keinen riesigen Drang unterdrücken, mich zum Beispiel über Leute, die nichts dafür können, dass sie sind, wie sie sind, lustig zu machen. Wobei vermutlich auch Friedrich Merz nichts dafür kann, dass er ist, wie er ist. Aber deshalb würde ich ja auch niemals, weder privat noch öffentlich, einen Witz über Friedrich Merz machen.

               Aber auch ich, wir alle, reden anders, abhängig davon, wie viele Leute uns zuhören. Öffentliches Reden und privates Reden sind nicht dasselbe. Das ist auch richtig so. Weil wir privat unser Publikum kennen. Weil es kein Publikum ist, keine anonyme Masse, sondern einzelne Menschen, über die wir Dinge wissen. Wir wissen zum Beispiel meist, ob es Männer oder Frauen sind. Oder Kinder. Wir wissen oft, wie sie leben, manchmal auch, wie sie früher gelebt haben, ob ihre Eltern sie geschlagen haben und wir uns deshalb den sehr, sehr lustigen Witz über häusliche Gewalt lieber verkneifen sollten, wir wissen, ob sie im Rollstuhl sitzen und ob sie es schätzen, wenn man wie Herr Gottschalk in seiner letzten Sendung erwähnt, dass sie trotzdem lustige Kerlchen sind. Und wir wissen, wenn wir mit ihnen reden, wer gerade noch zuhört. Denn wenn Thomas Gottschalk sich einem Jungen im Rollstuhl gegenüber wundert, dass der trotzdem lachen kann, dann mag das für diesen Jungen sogar okay sein, aber es hören ja noch ein paar Millionen Leute mehr zu, von denen rein statistisch gesehen auch ein paar im Rollstuhl sitzen dürften. Und die bekommen dann ja implizit auch gesagt, dass trotz Behinderung lustig zu sein schon als etwas Erstaunenswertes zu gelten hat.

               Zumal das alles ja auch wieder keine Begegnung auf Augenhöhe ist. Gottschalk ist eben nicht der Onkel auf der Party. Er ist der Mann im Fernsehen. Was er sagt, hat vor allem in der heutigen sich unverschämterweise verändernden Welt keine Allgemeingültigkeit, aber es hat, solange es unwidersprochen bleibt, die Macht der gesellschaftlichen Norm: Es scheint eine Norm widerzuspiegeln, und nicht zuletzt deshalb kann es zur Norm werden.

               Ich hätte mir von Thomas Gottschalk zum Abschied etwas mehr Güte denen gegenüber gewünscht, die nach ihm kommen. Die Größe, zu akzeptieren, dass das Verstreichen der Zeit auch vor Größen wie ihm nicht haltmacht. Etwas mehr ehrliche Selbstironie. Ich hätte mir die Erkenntnis gewünscht, dass der «Was ist nur mit der Welt los, da kommt man ja gar nicht mehr mit!»-Witz eigentlich immer auf Kosten desjenigen geht, der ihn ausspricht, auch wenn er meist auf Kosten der anderen gemeint ist. Und etwas mehr Stärke hätte ich mir gewünscht. Shitstorms kann man aushalten. Man kann ihnen sogar begegnen. Und wenn sie unberechtigt sind, dann kann man sie kontern. Wenn das, was du zuhause oder im Fernsehen sagst, nicht verwerflich ist, lieber Thomas Gottschalk, dann steh doch dazu. Alles Verteidigungswürdige kann man verteidigen. Das Einzige, was man dazu tun muss, ist, sich auf den Dialog einzulassen.

               «Heute ist es so, dass ich erst mal nachdenke, bevor ich etwas sage.» Ich habe mir das gesamte von Micky Beisenherz geführte Interview angeschaut, und Herr Gottschalk nennt darin Menschen, die ihn kritisieren, «Wachhunde», stört sich nicht am Zuspruch aus der AfD und fasst, um zu zeigen, wie sehr er Frauen nicht ungefragt anfasst, eine Frau in der Runde ungefragt an. Und ich finde das alles toll. Es ist die gekränkte Eitelkeit, die da mal wieder aus ihm spricht, und natürlich ist sie völlig angemessen. Und nicht nur das: Sie ist wichtig! Was ist schon eine zerbrechende Debattenkultur gegen ein angeknackstes Ego? Wir mögen in einer Zeit leben, in der das heuchlerische Anzweifeln der Meinungsfreiheit eines der Hauptwerkzeuge ist, mit denen der Rechtspopulismus versucht, die Demokratie aus den Angeln zu heben. Aber hey, klar, Thommy, deine Eitelkeit ist es allemal wert, da noch ein bisschen zusätzliches Öl auf das von Demokratiefeinden entzündete Feuer zu gießen.

               Ich weiß, es ging auch darum, ein neues Buch zu verkaufen. Und es stimmt ja: Solche Auftritte helfen dabei wahnsinnig gut. Bei Amazon war Herrn Gottschalks Buch tatsächlich sofort als Bestseller gelistet. Bevor es allgemein zum Bestseller wurde, landete es auf Platz eins in der Kategorie «Rassismus & Fremdenfeindlichkeit». Und das ist doch die Kategorie, in der man als weißer, deutscher Mann seine Memoiren aufgehoben wissen will.

            
               
                  Die «woke Elite»

               
               Ich will Thomas Gottschalk, Dieter Hallervorden, Markus Söder, die AfD, Elon Musk und Donald Trump wirklich nicht auf eine Stufe stellen, aber eine Sache – und vermutlich wirklich nur die eine – haben sie gemeinsam: Sie haben Angst. Wahlweise vor den Grünen, vor Ausländern, vor der Sprachpolizei, vor Machtverlust oder vor den eigenen Kindern. Und sie alle haben Angst, dass die «woke Elite» die Weltherrschaft übernimmt. Deshalb kämpfen sie, mutig und selbstlos, von ganz unten gegen «die da oben». Gerade bei Trump finde ich das faszinierend. Ist es nicht interessant, dass der mächtigste Mann der Welt es immer noch schafft, eine Erzählung aufrechtzuerhalten, in der er sich gegen eine mächtige Elite stellt?

               Alles, was Trump tut, speist die Erzählung, er stelle eine Gerechtigkeit wieder her, die zuvor verloren gegangen sei – natürlich zulasten seiner USA. Und da hinein passt ganz wunderbar die Geschichte der «woken Elite». Deshalb hat er monatelang Universitäten unter Druck gesetzt, wenn auch, wie bei der Eliteuni Harvard, hinter dem Feigenblatt des Anti-Antisemitismus. Und natürlich findet Trump progressive Lehranstalten lästig, doch eigentlich ist selbst die «Woke»-Erzählung nur ein Feigenblatt. Hinter zwei Feigenblättern verbirgt sich noch etwas anderes, nämlich das, was nun mal alle aufstrebenden autoritären Regimes umtreibt: Freie Lehre und Wissenschaft, freies Denken, sind ihnen gefährlich. Es ist ein Kampf um Deutungshoheit. Es ist ein Kampf um die Wahrheit. Deshalb wird Wissenschaft und Lehre, genau wie kritischem Journalismus, vorgeworfen, «ideologisch» zu sein, «verweichlicht», «entartet», «woke». Das ist nicht neu, aber wirkungsvoll.

               Und klar, wir können uns jetzt darüber streiten, ob woke Einstellungen nicht wirklich eher in Kreisen der Bildungselite zu finden sind, und darüber, wie mächtig oder ohnmächtig die Woken in den USA vielleicht sind. Aber ich würde gerne mal kurz daran erinnern, worum es hier eigentlich geht. Wofür steht «woke»? Klar, es ist zu einem Kampfbegriff geworden. Aber «woke» hat ja nicht als Fremdbezeichnung angefangen, sondern wurde von Schwarzen in den USA erfunden, um ein waches Bewusstsein für Ungerechtigkeiten, vor allem für Rassismus, zu beschreiben und zu fordern. Es ist ein toller Begriff, sosehr auch versucht wird, ihn negativ zu konnotieren.

               «Woke» bedeutet in der ursprünglichen und nach wie vor bestehenden Intention ein Wachsein und ein Hinschauen auf soziale Missstände. Das heißt, «woke» ist per definitionem darauf gerichtet, die Schwachen der Gesellschaft wahrzunehmen, die Diskriminierten, die Marginalisierten. Selbst wenn das eine Denkweise sein – oder werden – sollte, die verbreitet ist in einer Gesellschaft, richtet sie sich immer noch darauf, die Benachteiligten weniger benachteiligt sein zu lassen. Es ist also keine Herrschaft, die irgendwen unterdrückt, sondern eine Bewusstmachung dessen, dass es Unterschiede in den Privilegien gibt.

               Und da liegt zwar der Zauber der Wokeness, aber auch ihr Problem begründet: Für die Privilegierten fühlt sich Gerechtigkeit wie Unterdrückung an, und für die breite Masse ist ständige Rücksichtnahme unbequem. Erstens ist es anstrengend, auf marginalisierte Menschen zu achten. Da hat niemand Bock drauf. Und zweitens haben wir das bisher noch nicht allzu viel getan. Das heißt, wir müssen es nicht nur machen, wir müssen es auch noch neu lernen. Wir müssen unser Verhalten ändern. Wir müssen erstens akzeptieren, dass wir als wirklich sehr privilegierte Menschen in dieser Gesellschaft etwas falsch gemacht haben. Das tun Leute ja recht ungern. Und dann müssen wir diesen Umstand annehmen und sagen: «Okay, ich versuche jetzt darauf zu achten.»

               Viele Leute wollen sich ja, obwohl sie Rücksicht eigentlich ganz gut finden, auf keinen Fall «woke» nennen, weil sie Markus Söder zu lange zugehört haben oder weil sie keine Lust haben, mit denen assoziiert zu werden, die es komplett übertreiben und dich mit ihrem Laserblick grillen, wenn du mal etwas Falsches sagst. Und ich kann das verstehen. Allein schon die Orientierungslosigkeit im «Was darf man denn jetzt noch wie sagen»-Labyrinth. Aber ich glaube, wenn man mit einer Haltung durch die Welt spaziert, die versucht, Menschen mit Respekt zu begegnen, dann kriegt man die meisten Situationen schon irgendwie gelöst.

               Ich weiß gar nicht, ob ich mich trauen würde, mich «woke» zu nennen. Weil ich nicht weiß, ob ich dem Anspruch gerecht werden würde. Und zwar nicht, weil ich finde, dass diejenigen, die «Wokeness» am krassesten auslegen, im Recht sind, sondern weil ich den Begriff aus einer sehr privilegierten Position heraus für mich in Anspruch nehmen würde. Ich betrachte die Welt ja immer noch durch die Brille einer weißen, gut gestellten, freien Frau.

               Klar, mir gehen auch manchmal Leute auf die Nerven, wenn sie sich in Wokeness-Überbietungswettkämpfen ergehen. Aber erstens tun das nach meinem Empfinden nur sehr wenige, und zweitens ändert es doch nichts an der Richtigkeit der Tatsache, dass man Rücksicht nehmen sollte auf andere Menschen, und zwar auch auf die, an die man nicht sofort denkt, weil sie in der eigenen Lebensrealität vielleicht keine Rolle spielen. Wenn du einen rein weißen Freundeskreis hast, wenn du keine Menschen mit Behinderungen in deinem Umfeld hast, wenn du auf der Arbeit irgendeine Führungsposition hast und um dich herum sind halt nur Männer, dann musst du ja streng genommen nicht allzu woke sein, weil du gar nicht mit Diversität konfrontiert wirst. Aber ich finde schon, dass man trotzdem sein Bewusstsein schärfen sollte, nicht zuletzt dafür, wie absurd es ist, dass es überhaupt noch gesellschaftliche Räume ohne Diversität gibt.

               Es ist schon krass, dass es gelingt, die Forderung, Rücksicht auf Menschen zu nehmen, in etwas derart Negatives und Bekämpfenswertes umzudeuten. Der Kampf dagegen, rücksichtsvoll zu sein, ist, glaube ich, der falscheste, den man führen kann.

            
               
                  Kunst und Kultur

               
               Ich durfte 2024 eine Rede beim vom Bundeswirtschaftsministerium organisierten «Forum Kultur- und Kreativwirtschaft» halten. Ich bin unsicher, ob das Thema Kultur perfekt ins Kapitel Meinungsfreiheit passt, aber da es unbedingt in ein Buch über Demokratie gehört, hier meine Rede:

                

               Vielen Dank, ich freue mich, dass ich heute hier sein darf. Auf einer Wirtschaftskonferenz. Ich habe mich kurz gefragt, wie jemand auf die Idee kommen kann, mich auf einer Wirtschaftskonferenz sprechen zu lassen, aber dann ist mir eingefallen, dass das ja dieselben Leute sind, die auf die Idee gekommen sind, mit Christian Lindner zu koalieren, und plötzlich erscheint mir das alles gar nicht mehr so abgefahren. Ich habe trotzdem überlegt, ob ich eine Anfrage vom Bundeswirtschaftsministerium überhaupt annehmen soll, weil ich ja Satirikerin bin. Ich bin also sozusagen die natürliche Fressfeindin der Politik. Heute spreche ich natürlich nicht in erster Linie als Satirikerin, sondern als Teil der Kulturbranche. Und ich muss zugeben: Ich bin immer ein bisschen beleidigt, wenn Leute die Wirtschaftsleistung der Kultur- und Kreativbranche betonen. Vor allem mit diesem Erstaunen in der Stimme. «Wirklich! Mehr Wertschöpfung als Energieversorger! Und mehr Wertschöpfung als Finanzdienstleister!» Wieso wundert das die Leute denn so? Erscheinen ihnen Kultur und Kreativität so irrelevant? Schon klar, ohne Energie wäre es dunkel und kalt, aber ohne Kultur auch. Und schon klar, ohne Banken würde der Kapitalismus nicht funktionieren, aber ohne Kultur würde die Demokratie nicht funktionieren.

               Ein bisschen bin ich auch dankbar für die wirtschaftliche Bedeutung der Kultur- und Kreativbranche. Weil ihr dadurch politische Bedeutung zugestanden wird – zumindest ein bisschen. Wirtschaftliche Bedeutung lässt sich so schön messen. Und die Politik mag ja messbare Dinge. Wie groß ist die Relevanz einer Branche für den Wirtschaftsstandort Deutschland? Damit kann man arbeiten. Aber es gibt eine Größe, die viel wichtiger ist, die sich aber nicht so leicht messen lässt – und wenn, dann nur mit Verzögerung und im schlimmsten Fall erst, wenn es zu spät ist. Und ich möchte zum Auftakt dieses Tages einmal an das Bewusstsein für die eigentliche Bedeutung von Kreativität und die eigentliche Bedeutung von Kultur appellieren: die als demokratischer Diskursraum, als Verarbeitungsstätte, als Kollektivtraum. Und ich meine das gar nicht so abgespaced, wie es klingt. Träume sind eine Bewältigung der Realität, in der die Dinge nicht wirklich, sondern nur Revue passieren, absurde Formen annehmen und sich neu zusammensetzen. Das ist die Kunst, das ist die Kultur für unsere Gesellschaft. Eine Gesellschaft muss sich selbst verarbeiten, sonst ist sie keine Gesellschaft, sondern nur eine Ansammlung von Menschen.

               Und die Politik alleine könnte das nie leisten. Zum einen, weil in ihr Worte ein Weg zur Macht sind, also nie Selbstzweck und nie frei. Und zum anderen, weil es, Entschuldigung, aber: unerträglich ist, Politiker*innen zuzuhören. Natürlich kann man sich eine Rede von Olaf Scholz anhören, um zu wissen, was so im Land abgeht, aber Ralph Ruthe braucht für denselben Tiefgang nur zehn Striche und eine Sprechblase – und erreicht damit ganz andere Leute.

               Natürlich kann man sich eine Bundestagsdebatte über Migration antun und versuchen, den Inhalt unter dem Berg von parteipolitischen Machtkämpfen auszugraben – oder man hört ein Lied von Dota Kehr und bleibt mit der Frage zurück: «Warum schützt man die Grenzen der Staaten so gut und die Grenzen der Menschen so schlecht?»

               Und vielleicht hat man nach dem einen Lied mehr verstanden als die meisten Bundestagsabgeordneten.

               Jede Oper und jedes Computerspiel, jede Zeitung und jeder Film sind Bewältigungsräume zwischen Therapie und Eskapismus, eine Reflexion unseres Miteinanders. Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist systemrelevant. Gerade in Krisen sollten wir sie so behandeln. Und Krisen haben wir ja gerade ein paar, allen voran eine Demokratiekrise. Ich komme aus der Kulturbranche und merke, von der Kultur wird einiges erwartet: Sie soll aufklären, Brücken bauen, die Demokratie retten. Sie hat den Luxus verloren, nur unterhalten zu dürfen. Sie muss also mehr leisten, und zugleich wird ihre Förderung gekürzt. Das ist, als würde man mit voller Absicht im Herbst die Gasspeicher halb leeren und sich im Winter wundern, wenn die Dusche kalt wird.

            
               
                  Deutungshoheit über die Pandemie

               
               Gerade in der Coronapandemie hat die Kultur gelitten. Und die Debattenkultur. Ich weiß, die Pandemie ist inzwischen lange her, aber es gibt einen Kampf, der bis heute ausgefochten wird: den um die Deutungshoheit über die Pandemie. Mir ist schon klar, dass es, wenn ich ein Kapitel über Corona schreibe, wieder losgeht. Dann verfälschen wieder Leute Aussagen von mir, versprechen mir, dass man mich am Tag der Abrechnung nicht vergessen werde – was ich sehr freundlich finde –, und wünschen sich für mich wahlweise Gaskammern oder Hexenverbrennungen zurück. Was ich sehr interessant finde, denn ich weiß gar nicht, was Hexenverbrennungen sein sollen. Hexen existieren nicht. Es wurden Frauen verbrannt.

               Ich fürchte, ich muss trotzdem über Corona reden. Nur noch das eine Mal. Denn es wird noch immer, vor allem von rechten Gruppierungen und Verschwörungstheoretiker*innen, vehement versucht, die Fakten der Pandemie umzudeuten. Und eigentlich ist es mir ein bisschen zu blöd. Die Thesen, die in den Raum gestellt werden, sind, wie meist, wenn es um die Pandemie geht, so absurd, dass sich jeder Mensch mit auch nur dem leisesten Hang zu Selbstachtung denkt: Nee, Leute, darauf antworte ich einfach nicht. Aber zum Glück gehöre ich ja nicht zu dieser sonderbaren Gruppe von Menschen mit Selbstachtung, denn das Problem ist: Wenn niemand darauf reagiert, bleiben die Thesen unwidersprochen stehen und werden im schlimmsten Fall für wahr gehalten. Noch immer gibt es Leute, die sich davon kriegen lassen. Das ist verständlich, immerhin war die Pandemie ein einschneidendes, zum Teil traumatisierendes Erlebnis für uns alle. Dafür Schuldige zu suchen ist eine durchaus nachvollziehbare und sehr menschliche Reaktion, auch wenn es dabei nicht unbedingt immer fair zugeht. Und leider lassen sich sogar Menschen davon kriegen, die es besser wissen müssten. Armin Laschet zum Beispiel.

               
                  Was Armin Laschet sagt:

                  «Ich glaube, im Nachhinein hätte man auch sagen müssen, offen, klar, es gibt auch Nebenwirkungen. […] man hat es nicht gesagt, man hat es nicht kommuniziert.»

                  (20.03.2023, Berlin direkt)

                   

                  Was Armin Laschet sagen will:

                  «Ich bin bereit, euch recht zu geben, wenn ihr mir eure Stimme gebt.»

               

               Ich habe während der Pandemie genau von einer Person gelesen, die Impfung sei nebenwirkungsfrei: von Karl Lauterbach. In einem Tweet über den Wahlkampf, nicht in einer offiziellen Erklärung der Regierung. In der er zu dem Zeitpunkt übrigens auch gar nicht saß. Er war, als er das schrieb, noch nicht Gesundheitsminister, sondern nur der nervige Kumpel, der jede Nacht bei Markus Lanz auf dem Sofa gepennt hat, weil der vermutlich irgendwann mal den Fehler gemacht hatte zu sagen: «Klar kannst du bei mir übernachten, bleib, solange du willst.»

               Natürlich war Karl Lauterbach auch zu dem Zeitpunkt nicht niemand, und er ist völlig zu Recht von allen Seiten für diese Aussage kritisiert worden. Keine Impfung ist nebenwirkungs- und risikofrei. Außer Karl Lauterbach hat das aber auch niemand behauptet. Behauptet wurde, dass der Nutzen der Impfung die Risiken übersteigt. Und das ist – surprise! – immer noch wahr. Obwohl das Virus seitdem fröhlich das griechische Alphabet rauf und runter mutiert ist. Der Fremdschutz hat mit den späteren Varianten nachgelassen, das ist mehr als schade und wäre eventuell nicht passiert, wenn es möglich gewesen wäre, weltweit schnell genug ausreichend zu impfen.

               Aber die Impfung schützt nach wie vor gut gegen schwere Verläufe. Außer man gehört tatsächlich zu den wenigen Menschen, die einen Impfschaden erleiden. Und für die Menschen, die das betrifft, muss gesorgt werden. Finanziell, durch medizinische Betreuung und durch Forschung. Sie dürfen nicht weggelächelt und nicht monatelang durch den deutschen Bürokratiedschungel gejagt werden. Das sind alles wichtige und richtige Anliegen. Falsch hingegen ist es, so zu tun, als seien das vergleichsweise viele Menschen. Als sei das Risiko, einen Impfschaden zu erleiden, auch nur annähernd so hoch wie das Risiko, nach einer Infektion an Long Covid zu erkranken oder zu sterben. Und als sei auf das geringe, aber vorhandene Risiko nicht hingewiesen worden. Mal von der öffentlichen Kommunikation völlig abgesehen: Wenn ihr keinen ausführlichen Aufklärungsbogen erhalten habt, der alle Risiken von Impfreaktionen bis Impfkomplikationen auflistet, dann liegt das einfach nur daran, dass ihr euch nicht habt impfen lassen. Ohne Aufklärung darf dir niemand einfach so eine Covid-19-Impfspritze in den Arm jagen. Auch die Leute, die jetzt im Rollstuhl sitzen, haben diesen Aufklärungsbogen bekommen. Und damit meine ich nicht: Tja, selbst schuld, Leute. Denn das sind sie nicht. Es gab und gibt gute Argumente, sich impfen zu lassen. Und dadurch gab es einen hohen Druck, sich impfen zu lassen. Von innen und von außen. Wir alle mussten uns entscheiden zwischen dem Risiko der Krankheit und dem Risiko der Impfung, mussten abwägen zwischen Angst, Vernunft, Egoismus und Solidarität, mussten uns komplexe Ethikfragen stellen wie: Wann überwiegt die Freiheit des Einzelnen und wann die kollektive Verantwortung für die Gesundheit unserer Mitmenschen? Wir mussten uns darüber streiten mit Menschen, die wir lieben, und mit Walter938706 auf Twitter, mussten entscheiden, wem wir was glauben wollen. Das war schon nicht so leicht. Niemand ist an irgendwas selbst schuld. Niemand hat sich diese Pandemie ausgesucht.

               Natürlich ist es blöd, sich eine Impfung reinballern zu sollen, die man nicht will. Es behauptet ja niemand, dass das unser neues Hobby sein soll. Aber die Situation war ja auch scheiße. Es war niemandem eine Freude, sondern bloß das kleinere Übel. Es war nicht schön, aber wir haben dadurch sehr viele Menschenleben gerettet. Auch ihr, die ihr wirklich, wirklich nicht wolltet und euch trotzdem habt impfen lassen, habt Menschenleben gerettet. Vielleicht sogar euer eigenes.

               Es werden – mal wieder – Dinge vermengt, die eigentlich komplett losgelöst voneinander sind. Man kann darauf hinweisen, dass das Risiko für einen Impfschaden geringer ist als für einen schweren Coronaverlauf, ohne dass man damit das individuelle Leid der Kranken relativiert. Man kann sagen: «Es wurde darüber informiert», und zugleich kritisieren, dass keine ausreichenden Hilfsstrukturen für Betroffene geschaffen wurden. Das geht. Das schließt sich nicht gegenseitig aus. Man kann sich für mehr Unterstützung bei Long Covid und Impfschäden aussprechen, man kann die Anzahl der bestätigten Impfschäden beobachten, man kann das tun, was die Wissenschaft und der vernünftige Teil von Medien und Politik auch in den letzten Jahren getan haben: Aussagen auf Basis des aktuellen Wissensstandes treffen und offen bleiben für neue Erkenntnisse. Man kann und muss all das tun, ohne zu behaupten, potenzielle Nebenwirkungen dieser oder irgendeiner Impfung seien verschwiegen worden. Was für ein Unsinn. Ohne sich bei denen anzubiedern, die schon beim leisesten «Das hätten wir vielleicht besser machen können» in lautes Triumphgeheul ausbrechen, weil jetzt angeblich die Fassade der Coronadiktatur fällt. Nix fällt da. Im Gegenteil, da steht plötzlich Armin Laschet, warum auch immer, und geht auf Stimmenfang. Und ihr seid halt die lautesten Stimmen.

               Natürlich hätte die Politik ganz viel besser machen können. Sie hätte viel klarer und nachvollziehbarer durch die Krise führen, hätte besser kommunizieren müssen. Zum Beispiel nicht behaupten, Masken würden nicht wirken, als es noch keine gab, um sich dann in ein «Doch, doch, die wirken schon, am besten FFP2-Masken» zu retten, als es doch welche gab. Zum Beispiel nicht kollektiv eine Impfpflicht ausschließen, bevor klar war, ob die pandemische Lage eine solche nicht möglicherweise notwendig machte. Zum Beispiel eine so ernste Angelegenheit wie eine Pandemie nicht für parteipolitische Streitereien und eigenen Machterhalt missbrauchen. Zum Beispiel sich nicht selbst an Maskendeals bereichern.

               All das sind Dinge, für die sich die Politik verantworten muss. Aber es ist nicht «die große Coronalüge», die jetzt auffliegt, auch wenn diejenigen, die das Leid der Impfgeschädigten für ihre Zwecke missbrauchen und absurderweise zugleich so tun, als existiere Long Covid nur in den Köpfen der Betroffenen, das gerne hätten. Was kritikwürdig ist, ist nicht neu, sondern wurde schon vielfach kritisiert. Unter anderem übrigens von mir.

               Es ist mal wieder so ein Fall, in dem nur diejenigen mit Anstand in einem Dilemma sind: Du willst aufklären, kritisch und selbstkritisch sein, zugleich weißt du aber, dass alles, was du sagst, instrumentalisiert wird. Das können sich übrigens mal ein paar Leute merken: Wenn du nie in einem moralischen Dilemma bist, hast du keinen Anstand.

               Es ist wie eine toxische Beziehung. Und ich weiß, es ist nicht das erste Mal, dass ich die gesellschaftliche Debatte mit einem Beziehungsstreit vergleiche. Aber ich habe bisher immer einen Fehler gemacht: Ich bin davon ausgegangen, dass Beziehungsstreite, wenn sie nicht in einer Trennung münden, nur beendet werden, weil sich die Streitenden darauf besinnen, dass es zwischen ihnen noch immer Liebe gibt. Das ist zwar sehr romantisch, aber auch falsch. Nicht wenige Beziehungsstreite enden, weil einfach beide einschlafen. Irgendwann ist man müde. Irgendwann kann man nicht mehr. Und irgendwann wird es auch langweilig, sich die immergleichen Argumente um die Ohren zu hauen. Also schläft man ein, und am nächsten Morgen denkt man: Ach, komm, war doch alles nicht so schlimm. Und das ist super. Macht das so und werdet glücklich miteinander alt!

               Aber im gesellschaftlichen Beziehungsstreit über Corona wird nur eine Seite müde, und zwar die «Hey, Impfungen und Masken sind eigentlich eine gute Sache»-Fraktion. Die Gegenseite hat noch immer richtig Bock auf Stress. Die kleine, aber sehr laute Minderheit, die angeblich auf keinen Fall ihr Leben durch diese Pandemie beeinflussen lassen wollte, jetzt aber kein anderes Hobby mehr hat, ist wirklich fest entschlossen, den Kampf um die Deutungshoheit über die Pandemie auszufechten, bis sie gewinnt.

               Früher galt: Geschichte schreiben die Mächtigen. Heute ist es anders. Natürlich nicht überall auf der Welt, aber hier in Deutschland geht der Trend zu: Geschichte schreiben die, die am lautesten brüllen. Ihr sagt, ihr wollt Frieden und Gerechtigkeit, aber eigentlich wollt ihr nur recht haben. Das Problem ist nur: Bei dem, was ihr sagt, kann euch das niemand geben.

               Ich weiß nicht, Leute. Natürlich könnt ihr weiterhin «Skandal!» schreiend durchs Internet marschieren, weil in den RKI-Protokollen steht, dass Masken nicht viel bringen, wenn sie falsch getragen werden. Das ist natürlich wirklich eine erschütternde Erkenntnis. Jetzt muss nur noch herauskommen, dass man trotzdem Kinder zeugen kann, wenn man sich ein Kondom übers linke Ohr zieht, dann glaube ich auch endlich an eine Weltverschwörung.

               Irgendwie bewundere ich ja euer Durchhaltevermögen. Aber findet ihr das, was ihr da macht, wirklich sinnvoll? Ich weiß, ihr könnt mit meinen Fakten nicht so viel anfangen, weil eure eigenen Fakten so viel bunter und lauter und dramatischer sind. Aber wie soll das denn weitergehen? Mal im Ernst. Können wir uns nicht wenigstens darauf einigen, dass wir die Realität mit im Game lassen? Also so was wie: Wir arbeiten mit dem, was wir wissen, und nicht mit dem, was wir lieber hören würden, weil es uns recht geben würde? Und wenn neue Informationen hinzukommen, verarbeiten wir sie nach demselben Prinzip? Wenn also der große Skandal herauskommt, sollten diese RKI-Protokolle ungeschwärzt veröffentlicht werden, dann empören wir uns. Dann sagen wir aber nicht: «Ich hab’s immer gewusst!», denn das wäre ja eine Lüge. Und für diesen Moment akzeptieren wir, dass die Informationen, die wir haben, höchstens einen konstruierten Skandal hergeben.

               Ich bin ja auch für eine Aufarbeitung der Coronazeit. Sie ist wichtig, schließlich müssen wir aus ihr lernen, um in Zukunft als Gesellschaft und politisch besser mit Katastrophen umzugehen. Und man sieht ja: Wenn zu viel Raum für Spekulationen gelassen wird, füllt sich dieser Raum mit Verschwörungserzählungen und Fake News. Wir sollten das auf jeden Fall tun. Aber niemand hat das moralische Recht, die Pandemiezeit als Coronadiktatur mit gleichgeschalteten Medien umzudeuten, in der Menschen grundlos schikaniert wurden. Aufarbeitung kann nicht bedeuten, dass ihr euch hinstellt und jeden Fehler des RKI oder der Politik zum Weltuntergang erklärt oder dass ihr, die ihr keine Lust auf Solidarität hattet, Masken höchstens als Kinnschutz getragen habt und euch gelbe Sterne mit «Ungeimpft»-Aufschrift an die Brust gepappt habt, euch als die wahren und einzigen Opfer der Pandemie inszeniert. Damit pisst ihr auf Gräber. Ihr seid die Überlebenden. Benehmt euch gefälligst so.

            
               Kapitel 7 Machtgefälle

            
               
                  Von Bären und Männern

               
               Nirgends wird der angebliche Tod der Meinungsfreiheit pathetischer zelebriert als im Internet. Dabei ist das Internet in seiner Idee demokratisch: ein freier, inklusiver, weltvernetzender Informations- und Debattenraum, der möglichst große Teilhabe am gesellschaftlichen Austausch und fundierte politische Willensbildung ermöglicht. Aber zum Glück haben wir das Internet ja, wie man es mit allen kostbaren Dingen unbedingt tun sollte, in die fürsorglichen Hände macht- und profithungriger Unternehmen gegeben, die es für uns mit aufmerksamkeitsheischenden Algorithmen und Verschwörungsbots gefüllt haben und uns auf ihren mit Wut und Hass gepolsterten Plattformen einsperren, indem sie alle Brücken nach außen einreißen. Puh!

               Und so blubbern wir im Internet vor uns hin und unterhalten uns nur noch mit unserer eigenen Blase. Das klingt ein bisschen anatomisch, als würden wir nur Gespräche mit dem Urinbeutel führen, den wir in unserem Körper durch die Gegend tragen, aber ihr wisst, was ich meine: Wir leben in Resonanzräumen, die uns nur das spiegeln, was wir sowieso schon zu wissen glauben.

               Doch manchmal, ganz selten, hat das Internet noch immer goldene Momente, in denen kurz alles schön ist und sich alle Blasen vereinen. «Ist das Kleid blau-schwarz oder weiß-golden?» war so ein Moment. Oder: «Löwin oder Wildschwein?» Als man glaubte, in der Nähe von Kleinmachnow eine Löwin gesichtet zu haben und das ganze Internet miträtselte, war sogar für kurze Zeit Twitter geheilt. Alle hatten einfach Spaß. Kurz darauf ist Twitter natürlich gestorben, und da, wo einst ein Vogel saß, prangt seitdem ein klappriges Kreuz, weil Elon Musk zu geizig war, um der Plattform wenigstens einen ordentlichen Grabstein zu spendieren. Aber den Moment gab es trotzdem.

               Und dann war da noch: «Bär oder Mann?» Der Moment war zwar weniger harmonisch, aber nicht weniger spannend.

               Wochenlang wurde in den sozialen Netzwerken die Frage diskutiert, wem Frauen weniger gerne alleine im Wald begegnen würden: einem Bären oder einem Mann? Wobei, diese Frage wurde gar nicht so lange diskutiert. Das Ganze ging sehr schnell zu der Frage über, ob den Männern nicht unrecht getan wird, denn sehr, sehr viele Frauen würden offenbar lieber einem Bären begegnen. Allein, im Wald. Oder es zumindest davon abhängig machen, ob es ein Grizzlybär oder ein Schwarzbär wäre. Und das hat viele Männer schockiert. Was ich gut finde! Stellt euch eine Welt vor, in der alle Männer sagen: «Richtig so! Fürchtet uns, ihr habt allen Grund dazu!»

               Noch schöner wäre aber, wenn mehr Männer sehen würden, dass Frauen tatsächlich allen Grund haben, Männer zu fürchten. Die Betroffenen von Partnerschaftsgewalt sind zu achtzig Prozent Frauen. Jede Stunde werden vierzehn Frauen Opfer von häuslicher Gewalt. Jede dritte Frau in Deutschland hat schon mal körperliche und/oder sexualisierte Gewalt erlebt. Jede vierte Frau wurde schon mal gestalkt. Alle drei Tage wird in Deutschland eine Frau von ihrem Partner oder Ex-Partner getötet.

               Und klar, das ist diese klassische Berichterstattung, die sich aufs Negative konzentriert. Man könnte ja auch sagen: «An zwei von drei Tagen wird in Deutschland keine Frau von ihrem Partner oder Ex-Partner getötet.» Aber na ja, so richtig vertrauenerweckend präsentiert sich das männliche Geschlecht trotzdem nicht.

               Natürlich trifft das nicht auf alle Männer zu. Irgendjemand ruft ja immer: «Not all men!» Zu Recht. Aber so einfach ist es nicht. Männern sieht man nun mal nicht an, ob sie Schwarzbären oder Grizzlybären sind. Okay, da gibt’s schon manchmal optische Überschneidungen, aber die sind ja eher zufällig. Und deshalb müssen wir über zwei Dinge reden: erstens Generalverdacht und zweitens Ignoranz.

               Generalverdacht ist unfair. Immer. Und zugleich ist Generalverdacht wahnsinnig beliebt. Wenn jemand mit Migrationshintergrund eine Straftat begeht, sind sofort alle Ausländer kriminell, sollten abgeschoben oder wenigstens mit größtmöglicher Mühe schief angeguckt werden. Wenn irgendwelche Islamisten das Kalifat ausrufen wollen, hat sich jede einzelne Muslima in Deutschland explizit im Minutentakt davon zu distanzieren, sonst ist sie selbstverständlich auch nur «eine von denen». Und wenn die israelische Regierung Krieg führt, müssen sich Jüdinnen und Juden nicht wundern, wenn wir nicht-jüdischen Deutschen die Gelegenheit nutzen und unserer Lieblingsbeschäftigung nachgehen: alle Juden hassen. Was? Nicht alle nicht-jüdischen Deutschen? Habe ich uns da etwa unter Generalverdacht gestellt? Das geht natürlich nicht.

               Generalverdacht ist sehr bequem für die Ausübenden und sehr unbequem für die Empfangenden. Und er kann wahnsinnig schädlich sein, weil er Klischees und Vorurteile festigt und im schlimmsten Fall zu einer großen «Das sind die Bösen»-Statue zusammensetzt. Aber wir wollen den Generalverdacht natürlich nicht unter Generalverdacht stellen. Denn er hat auch Vorteile: Gefahrenminimierung, zum Beispiel, sofern der Verdacht auf Fakten basiert. Was machen wir also als Frau alleine im Wald? Uns aus Selbstschutz vor sich nähernden Männern in Bärenhöhlen verstecken, um die Gefahr zu minimieren? Oder uns überlegen, ob das moralisch und auch realistisch haltbar ist, weil natürlich die meisten Männer nicht gewalttätig sind? Ich würde ja für Letzteres plädieren, glaube aber, es gibt je nach Situation mehr als eine mögliche Antwort. Was wir jedenfalls nicht tun sollten, ist, so zu tun, als sei es eine einfache Frage.

               Die eigentliche Frage ist ja immer, inwiefern Generalverdacht Unschuldigen schadet. Sollte es also irgendwann dazu kommen, dass Männer in unserer Gesellschaft unter der Last der falschen Verdächtigungen zusammenbrechen, ausgegrenzt und unterdrückt, zu einem Schattendasein am Rande der Gesellschaft verdammt, dann würde ich sagen: Lasst uns mal auch alleine im Wald ein bisschen vorsichtig sein mit dem Generalverdacht. Aber ich glaube, da sind wir noch nicht ganz. Ich glaube, dem Mann im Allgemeinen geht es gerade noch okay genug, sodass er ein, zwei Begegnungen weniger im Wald verkraften kann.

               Ich würde übrigens lieber einem Mann allein im Wald begegnen als einem Bären. Nicht unbedingt, weil ich denke, dass der Mann mir nichts tun will, sondern weil ich mich mit Bären nicht auskenne. Ich weiß, bei den einen soll man laut und bedrohlich wirken, und bei den anderen soll man sich tot stellen, aber ich würde garantiert verwechseln, bei welchen man was machen soll, und dann würde es mir im letzten Moment wieder einfallen, und dann würde ich mich wahrscheinlich am Ende laut und bedrohlich tot stellen. Es wäre alles sehr würdelos. Wie ich mich vor Männern schütze, habe ich mein Leben lang verinnerlicht. Da verwechsele ich gar nichts mehr. Das ist ein Kampf, den ich kenne. Den wir alle kennen.

               Abends nicht alleine nach Hause laufen, und wenn doch, dann wenigstens einsame Straßen und Parks meiden, Pfefferspray oder Schlüssel in die vorsorglich schon mal geballte Faust, leise Schuhe und lange Hose für den Heimweg einpacken, lange Haare zusammenbinden, um vielleicht als Mann durchzugehen oder wenigstens nicht als Frau aufzufallen, aufpassen, dass niemand hinter dir läuft, wenn doch, unauffällig schneller gehen, um die nächste Ecke und dann ein Stück rennen. Alles völlig normal. Wenn euch das wundert oder erschreckt oder ihr es unglaubwürdig findet, tut mal etwas Verrücktes: Redet mit Frauen. Denn damit sind wir beim Thema Ignoranz. Es reicht nicht, schockiert zu sein, wenn man sich unter Generalverdacht gestellt fühlt. Angebrachter ist es, schockiert zu sein, dass man diese für Frauen sehr präsente Realität bislang nicht wahrgenommen hat. Ganz ehrlich, natürlich habe ich Pfefferspray dabei, wenn ich alleine in den Wald gehe. Und hier gibt es gar keine Bären. Was denkt ihr, wofür ich das mitnehme? Für die Eichhörnchen?

            
               
                  David-Goliath-Umkehr

               
               Vermutlich trifft man eher keine Eichhörnchen auf Rammstein-Konzerten, da dürfte es also ungefährlich für Frauen sein. Oder?

               Die Frage nach Geschlechterrollen in der Gesellschaft ist immer auch die Frage nach Machtverhältnissen. Und diese wiederum ist eine Kernfrage der Demokratie. Der Fall um Till Lindemann, Frontmann der Kuschelrock-Combo Rammstein, ist ein Lehrstück dafür, wie mit diesen Machtverhältnissen umgegangen wird.

               Im Jahr 2023 hatten verschiedene Frauen von einer Art Casting-System berichtet, in dem vor Rammstein-Konzerten junge Frauen für Sex mit dem Sänger ausgewählt und ihm dann abseits der regulären Aftershowpartys zugeführt worden seien. Es gab auch Berichte über lückenhafte Erinnerungen, Drogen, unsanften Geschlechtsverkehr und einen aggressiven Herrn Lindemann, wenn es nicht zu Sex kam, aber am Ende hat keine der mutmaßlich betroffenen Frauen Strafantrag gestellt. Es war also einer dieser Fälle, in denen die Schuldfrage nicht öffentlich geklärt werden konnte. Das hält die Öffentlichkeit ja nicht so gut aus. Vor allem die Internetöffentlichkeit will ihrem größten Hobby frönen: verurteilen! Man sucht sich eine Seite aus, und dann geht’s los: Entweder hat man es schon immer gewusst, weil Lindemann ja auch Gedichte schreibt, die Vergewaltigungen verherrlichen, und er auf der Bühne aussieht wie ein menschgewordenes Phallussymbol – oder die unbekannte Frau will bestimmt bloß Aufmerksamkeit und hasst Männer und ist eine ungefickte, hässliche Schabracke, oder wie auch immer man dieser Tage Frauen nennt, die es wagen, Männern Widerworte zu geben.

               Es ist ein alter Mechanismus. Immer, wenn es solche Fälle gibt, verlieren sich Leute entweder im Beißreflex oder in der Vorverurteilung. Und wir haben ja schon festgestellt: Empörung ist häufig wichtig. Aber in diesem Fall sollte sie es nicht sein. Es ist empörend, dass es Empörung braucht. Wenn wir ein Rechtssystem und eine Gesellschaft hätten, die Sexualdelikte ernst nehmen würden, die Betroffene ernst nehmen würden, die Frauen ernst nehmen würden, dann hätte die Öffentlichkeit den Luxus, bei Bekanntwerden solcher Vorwürfe zu sagen: «Oh, okay, dann warten wir mal ab, was die Polizei herausfindet und was für ein Urteil die Justiz fällt. Und dann bilden wir uns eine Meinung.»

               Solange das nicht passiert, tobt der Kampf um die Schuldfrage in der Öffentlichkeit, wo sie eigentlich nicht hingehört. Die Öffentlichkeit kann nicht ermitteln, sie kann sich nur gegenseitig an den Kopf werfen, dass die Unschuldsvermutung wohl gar nichts mehr wert sei – wahlweise für den Beschuldigten oder für diejenigen, die beschuldigt werden, ihre Beschuldigungen erfunden zu haben. Die Öffentlichkeit kann nicht entscheiden, ob bei Aftershowpartys von Rammstein Frauen unter Drogen gesetzt und misshandelt werden. Sie will das sehr dringend, was ich verstehe, weil vor allem Fans wissen wollen, wie sie in Zukunft zur Band stehen sollen. Aber das Dilemma löst sich nicht dadurch auf, dass die eine Seite brüllt: «Glaubt endlich den Betroffenen!», und die andere Seite brüllt: «Ich war auch mal auf so einer Party, und mir ist nichts passiert!»

               Das Dilemma löst sich nicht auf, egal, was man brüllt, und deshalb gehört die Schuldfrage nicht in die Öffentlichkeit. Was in die Öffentlichkeit gehört, ist eine Debatte über Prävention, über Schutz vor Gewalt und über Machtstrukturen, anstatt einer, die jedes Mal, wenn so ein Vorwurf bei einer bekannten Persönlichkeit im Raum steht, bei der Frage «Arschloch oder nicht?» stehen bleibt. Es ist egal, ob Til Schweiger ein Arschloch ist oder nicht, aber gegen Machtmissbrauch in der Filmbranche muss etwas getan werden. Es ist egal, ob Gil Ofarim ein Arschloch ist oder nicht, denn Antisemitismus muss so oder so bekämpft werden. Und es ist auch egal, ob Till Lindemann ein Arschloch ist oder nicht, aber wenn es ein existierendes Problem ist, dass berühmte Bands die Zuneigung und das Vertrauen ihrer Fans ausnutzen und ihnen schaden, dann müssen wir darüber reden, wie diese Fans in Zukunft geschützt werden können.

               Ob Till Lindemann ein schlimmer Mensch ist oder nicht, ist also letztlich nur eine Nebenfrage. Das wirklich Wichtige an der ganzen Geschichte ist: Sie ist nichts Besonderes. Selbst wenn Lindemann in Wirklichkeit doch der Engel ist, der sein lyrisches Ich nie sein wollte, selbst wenn er bei seinen Aftershowpartys nichts anderes im Sinn hatte, als mit jüngeren Generationen in einen respektvollen Dialog über ethische Theorien des Hedonismus einzutreten, selbst dann ist der folgende Satz immer noch wahr: Dass Männer mit Macht machtlose Frauen ausnutzen, ist weder neu noch ungewöhnlich. Und damit meine ich nicht, dass sich niemand mehr empören sollte, sondern dass niemand so tun sollte, als sei das Problem jetzt gelöst, weil dieser Fall abgeschlossen ist.

               Denn vor allem der Umgang mit dem Fall war nicht neu: Die meisten Frauen, die von sexualisierter Gewalt betroffen sind, wehren sich gar nicht erst, weil sie ahnen, was passiert, wenn sie es doch tun. Und das zeigt dieser Fall wie aus dem Patriarchats-Lehrbuch für Dummies, und zwar unabhängig davon, was an den Vorwürfen dran war.

               Schritt 1: Die mächtigen Männer dementieren, und zwar gerne auf eine Art, die suggeriert, schon die Beschäftigung mit den Vorwürfen sei unter ihrer Würde.

               Oft genug reicht das, weil es nicht immer Beweise gibt. K.-o.-Tropfen zum Beispiel können nur 6–12 Stunden nach Verabreichung nachgewiesen werden. Du wachst also am nächsten Tag auf, und nicht selten ist es dann schon zu spät. Und meist reicht ein einfaches Dementieren mächtiger Männer, weil so ein Titanensturz zu den eher unbequemen Dingen gehört, auf die kaum jemand Lust hat. Vor allem nicht diejenigen, die vom Titanen abhängig sind, ihn verehren oder von ihm profitieren.

               Wenn das nicht reicht, folgt Schritt 2: Die Frauen werden diskreditiert. Sie werden als unglaubwürdig, geldgierig, aufmerksamkeitsgeil, als Schlampen, als zu aufreizend gekleidet, als naiv oder berechnend, auf jeden Fall als selber schuld dargestellt. Gerade berühmte Leute müssen das natürlich nicht selbst machen. Wofür hat man Fans? Kaum hatte die erste Frau, die Irin Shelby Lynn, ihre Vorwürfe öffentlich gemacht, schon wurden unvorteilhafte Videos von ihr gesucht und verbreitet, kaum hatte die deutsche Influencerin Kayla Shyx sich den Vorwürfen angeschlossen, schon wurden «sexy» Bilder von ihr als Beweis dafür herangezogen, dass sie doch eh sexualisiert werden wolle. Die beiden Frauen, die sich öffentlich zu ihren Anschuldigungen bekannt haben, waren nur auf Fame aus, die zig Frauen, die sich anonym gemeldet haben, waren feige. Was du auch tust als Betroffene, es ist sowieso falsch.

               Und natürlich kann es sein, dass die Frauen alle gelogen haben. Ich kann wirklich alle verstehen, die sagen: «Wir dürfen nicht vorverurteilen.» Denn das stimmt. Auch wenn es viele Frauen von überall auf der Welt waren, die die Vorwürfe stützten. Auch wenn es Interviews mit Menschen aus dem Umfeld der Band gab, die unter anderem von einer «Schlampenparade» für Lindemann und vom «Resteficken» für die übrigen Crewmitglieder erzählt haben. Auch wenn es ein Statement von der Anwaltskanzlei gab, die Till Lindemann beauftragt hat, in dem diese nur die justiziablen Vorwürfe – also K.-o.-Tropfen und gezieltes Betrunkenmachen – dementierte, nicht aber das organisierte Casten und Zuführen von sehr jungen möglichst «fickbaren» Frauen. Das alles legt schon die Vermutung nahe, dass Till Lindemann und sein lyrisches Ich zumindest eine recht enge Freundschaft pflegen. Aber bewiesen ist es nicht.

               Ich bin so fasziniert davon, wie gut viele von euch darin sind, Dinge zu wissen: Ihr wisst einfach, dass Till Lindemann unschuldig ist. Ohne dabei gewesen zu sein und ohne den Mann zu kennen. Das beeindruckt mich wirklich. Ihr seid vermutlich kluge Menschen. Euch ist klar, dass ihr einen Typen, den ihr vielleicht ein paarmal auf der Bühne gesehen habt, nicht kennt. Und ja, manchmal machen Leute den Fehler zu glauben, sie würden das Innerste eines Künstlers kennen, weil sie sich so berührt fühlen von seinen Songtexten und da einfach voll die Connection spüren und denken: Alles, was der singt, meint er genau so!, aber das ist bei euch natürlich nicht der Fall. Denn wenn ihr bei Till Lindemanns Texten denken würdet: Das meint der genau so!, dann wärt ihr wohl kaum überzeugt von seiner Unschuld. Und trotzdem wisst ihr es einfach. Ihr wisst es sicher genug, um Lindemann in Schutz zu nehmen, um Shelby Lynn Morddrohungen zu schicken, um zu Hunderttausenden trotzdem zum Rammstein-Konzert zu gehen, um die 50 bis 60 Leute, die sich zum Gegenprotest zusammengefunden haben, zu beleidigen, um euch über Maßnahmen aufzuregen, die die mitten im Unklaren stattfindenden Konzerte sicherer für Fans machen sollen. Ihr wisst es entgegen aller Indizien, vielleicht wisst ihr es auch ein bisschen, weil ihr euch sonst eingestehen müsstet, euch in all den Jahren eures Fan-Seins in eurem Idol geirrt zu haben. Oder ihr wisst es, weil ihr wirklich überhaupt keinen Bock habt, das Frauenbild und das Männlichkeitsideal zu hinterfragen, das die Gesellschaft euch eingepflanzt hat.

               Und ihr anderen, ihr wisst, dass Lindemann schuldig ist. Euch kann ich besser verstehen, weil so viele Aussagen so vieler Frauen ein Bild gezeichnet haben, das nur mit einer gehörigen Ladung Frauenverachtung oder Gleichgültigkeit wegzuwischen ist. Aber das entbindet euch nicht von der Pflicht zu differenzieren. Zwischen Gedichten und Pornos und organisiertem, aber einvernehmlichem Sex und K.-o.-Tropfen und Vergewaltigung gibt es durchaus Unterschiede, auch moralische.

               Schritt 3, wenn Abstreiten, Diskreditieren und Einschüchtern nicht geholfen haben: Täter-Opfer-Umkehr. Bei Rammstein klang es recht schnell danach. Nicht nur in den sozialen Netzwerken, sondern auch in den Medien. Schon nach zwei Wochen war von «Schockstarre» bei der Band die Rede, das RedaktionsNetzwerk Deutschland zitierte eine Person aus dem Umfeld der Band mit den Worten: «Das sind sechs Jungs, die aktuell nicht wissen, wo oben und unten ist, die sind fertig. Aber sie sagen sich: Sie müssen das jetzt durchstehen. […] Sie haben null damit gerechnet, dass so was auf sie einstürzen könnte, sie wissen nicht, wie ihnen geschieht.»

               Dieses System ist so häufig, dass es sogar einen Namen hat. Es heißt «DARVO»: Deny, attack, and reverse victim and offender. Dementieren, angreifen und Täter und Opfer umkehren.

               Ich weiß nicht, ob es bei Rammstein Täter-Opfer-Umkehr ist, weil ja nach wie vor nichts bewiesen ist, aber es ist auf jeden Fall David-Goliath-Umkehr. Denn die «sechs Jungs», die «nicht wissen, wie ihnen geschieht», sind halt eine weltberühmte Band, die aus 50- bis 60-jährigen Männern besteht, mit zigfachem Millionenumsatz pro Tour, mit Hunderten Leuten, die Geld mit ihnen verdienen, und mit Millionen Fans. Und die sind nun plötzlich David gegen den großen Goliath Frau.

               Das ist eine Erzählung, die so absurd ist, dass man sie sich auch erst mal trauen muss. Aber leider ist auch sie weder neu noch ungewöhnlich. David-Goliath-Umkehr – ja, das ist jetzt ein Wort – ist das rhetorische Mittel in der destruktiven Diskussionskultur. Frauen wollen Männer zerstören, Menschen mit Migrationshintergrund wollen «unser» Land «umvolken», Leute, die versuchen, die Klimakatastrophe abzuwenden, wollen eine Ökodiktatur errichten, und Schwarze wollen uns Weißen all unsere Lieblingswörter und damit jede Lebensfreude verbieten. Die Machtlosen werden als Mächtige stilisiert, als Täterinnen, als überlegene Gefahr, und die eigentlich Mächtigen sind die Opfer, die es in ihrem verzweifelten, fast aussichtslosen, aber in jedem Fall rechtschaffenen Kampf zu unterstützen gilt.

               Das ist, wie immer im Populismus, eine gute Geschichte. Und deshalb ist die Taktik meist erfolgreich. Aber ich hätte auch eine Idee für einen rechtschaffenen Kampf: den gegen Machtstrukturen ohne Kontrollmechanismen. Es wird immer Goliaths unter den Menschen geben. Das ist vielleicht auch okay. Aber wenn wir nicht wollen, dass alle Davids nur noch mit Steinschleuder vor die Tür gehen, muss die Gesellschaft, wo immer ein Machtgefälle zwischen Menschen ist, hinschauen. Das gilt nun mal auch für kleine Räume, in denen junge Frauen aufgereiht und in Alkohol gebadet werden, um einem mächtigen Mann zu gefallen. Wenn Till Lindemann kein Arschloch ist, ist er dafür und nicht dagegen.

               
                  Was Rammstein sagt:

                  «Zu den im Netz kursierenden Vorwürfen zu Vilnius können wir ausschliessen, dass sich was behauptet wird, in unserem Umfeld zugetragen hat. Uns sind keine behördlichen Ermittlungen dazu bekannt.»

                  (28.05.2023, Statement auf Twitter)

                   

                  Was Rammstein sagen könnte:

                  «Liebe Fans, wir wissen, dass ihr nicht nur unsere Musik mögt, sondern auch uns. Die meisten von euch kennen uns nicht persönlich, und trotzdem vertraut ihr uns mehr, als ihr Fremden vertrauen würdet. Wenn wir euch also auf eine Party einladen, haben wir eine Verantwortung dafür, dass es euch gut geht. Die Vorwürfe, dass wir diese Verantwortung missbraucht haben sollen, erschüttern uns, weshalb wir alles dafür tun werden, den Sachverhalt aufzuklären. Wir werden mit den Behörden kooperieren, wir sichern allen Betroffenen unsere Unterstützung zu, und wir fordern von all unseren nicht betroffenen Fans, persönliche Angriffe, auch verbale, auf die Klägerinnen zu unterlassen.

                  Unabhängig davon, was die Ermittlungen ergeben, möchten wir darauf hinweisen, dass sexualisierte Gewalt ein untolerierbares Verbrechen ist und dass wir als Gesellschaft daran arbeiten müssen, ein Klima zu schaffen, in dem Betroffene ernst genommen werden, in dem sie keine Angst haben müssen, in dem ihnen geholfen wird und Täter verurteilt werden. Sollten die Ermittlungen ergeben, dass wir oder eines unserer Mitglieder schuldig sind, werden wir alle angemessenen Konsequenzen akzeptieren. Sollten die Ermittlungen ergeben, dass die Vorwürfe haltlos sind, werden wir trotzdem Strukturen schaffen, in denen ihr euch bei unseren Konzerten und Partys sicher fühlen könnt. Und selbst dann möchten wir euch und uns daran erinnern, dass die große Menge ungeahndeter Verbrechen sexualisierter Gewalt ein viel fundamentaleres Problem ist als die sehr geringe Menge von Falschbeschuldigungen.»

               

            
               
                  Ein Gedicht

               
               Für alle Männer, die Frauen als Objekte betrachten:

               
                  Du bist ein echter, starker Mann

                  ’ne Frau ist wie ein Stuhl für dich

                  Ein Ding, das man als Arsch besitzt

                  Geschaffen zum Gebrauch, mehr nich’

                   

                  Und du, du tust mir ehrlich leid

                  Weil alles außer Sex und Küssen

                  Grad’ Worte aus dem Mund der Frau

                  Dir gruselig erscheinen müssen

                   

                  Ein Gegenstand, der sprechen kann!

                  Verrückte, kranke Welt ist das!

                  Kein Wunder, dass du, lieber Mann

                  Solche Angst vor Frauen hast

               

            
               
                  Der unterdrückte Mann

               
               Wann immer jemand über Frauen redet – also nicht darüber, wie hübsch, hässlich, fickbar oder dumm sie sind, sondern über die Belange der Frau in unserer Gesellschaft –, dauert es im Schnitt 3,76 Sekunden, bis Leute rufen: «Okay, Kinder, jetzt habt ihr genug Feminismus gespielt, was ist mit uns Männern?»

               Und sie haben ein bisschen recht damit. Dem deutschen Mann geht es nicht gut. Jungs schneiden schlechter in der Schule ab als Mädchen, leiden unter fehlenden männlichen Vorbildern, sitzen später öfter im Gefängnis, begehen viel häufiger Suizid. Das ist alles kein Gejammer, das sind Tatsachen. Und, so ehrlich müssen wir sein: Diese Tatsachen kommen in der gesellschaftlichen Debatte kaum vor.

               Klar, Männern gehört die Welt. Aber wieso sterben sie dann früher? Meine Theorie ist: Das Patriarchat ist schuld. Zugegeben, das ist immer meine Theorie. Egal, ob der Aufzug nicht kommt oder der Käse alle ist: Das Patriarchat ist schuld. Aber in diesem Fall stimmt es. Alle Probleme, die Männer haben, kommen aus dem System, das Männer begünstigt. Weil es sie zwar zu Herrschern macht, aber dadurch eben auch in die Rolle von Herrschern zwängt – in die Rolle von starken, unverletzlichen Kämpfern, von Versorgern, von Ernährern, von Beschützern, die keine Schwächen und keine Gefühle zeigen dürfen. Oder in die Rolle von Menschen, die all das verkörpern müssen, es aber vielleicht gar nicht können. Oder wollen. Und dann bringt man sich halt eher um, als zu sagen: «Mein Herz tut weh.»

               Ich stelle es mir verwirrend vor, heutzutage Mann zu sein. Ganz ehrlich. Einfach war es bestimmt nie, aber früher wusstest du wenigstens, wie du sein sollst: stark und irgendwie … brummig. Aber jetzt? Nachdem dir eine Generation nach der anderen starke Brummigkeit vorgelebt hat, soll es jetzt plötzlich für Männer okay sein, über ihre Gefühle zu reden. Oder sich die Fingernägel zu lackieren. Oder ab und zu mal einer Frau zuzuhören. Sogar ein paar Leute ohne Penis sollen jetzt Männer sein dürfen. Klar, da fragt man sich schon mal, ob die Zugangsvoraussetzungen fürs eigene Geschlecht noch sind, was sie früher mal waren. Und woran man sich dann jetzt festhalten soll.

               Und wenn man Pech hat, kommt dann jemand wie Maximilian Krah des Weges und sagt: «Du bist ein Junge. Du bist nichts anderes. Du bist kein non-binäres Einhorn. Du bist ein Deutscher, mach was draus.»

               Klar, so schnell wird man jetzt nicht zum Nazi, aber ich glaube, man sollte schon darüber reden, dass die Rechten, die Rückwärtsgewandten, die Antifeministen momentan so ziemlich die Einzigen sind, die Männlichkeit noch als etwas Positives erzählen.

               Von allen anderen Seiten – auch von meiner – hagelt es Kritik: an den Boysclubs, dem Mansplaining, an der Gewalt, der Dominanz und der Überheblichkeit. Berechtigte Kritik, aber eben Kritik. Es ist eine negative Erzählung. Männern wird momentan vor allem gesagt, wie sie nicht mehr zu sein haben. Ja, das ist leider notwendig. Aber niemand kann sich nur über sein Negativ definieren. Vielleicht wäre es gut, den Fokus darauf zu legen, was Männer in einer progressiven Gesellschaft sein dürfen. Was ihnen früher verboten war – was die Rechten ihnen immer noch verbieten wollen – und was sie jetzt gewinnen: dass sie sich ihre Rolle selbst aussuchen können, dass sie Gefühle haben dürfen, dass sich ihre Chancen auf einen guten Vater erhöhen – darauf, einen zu haben, und darauf, einer zu sein. Dass sie auf Augenhöhe lieben dürfen. Dass sie entspannter durch die Welt gehen können, weil ihnen die Welt nicht mehr gehören muss. Dass sie viel freier sind, wenn das Patriarchat zerbricht.

            
               Kapitel 8 Krieg und Frieden

            
               
                  Frieden schaffen

               
               Krieg – noch so etwas, woran das Patriarchat schuld ist.

               Wer von euch hat heute schon jemanden erschossen? Niemand? Macht man selten im Alltag, oder? Ich kenne natürlich euren Alltag nicht, aber ich erschieße nur ganz selten Leute. Und ich fände es ganz gut, wenn das so bleiben würde. Ich glaube, die meisten fänden es ganz gut, wenn das so bleiben würde, aber zugleich ist eine Mehrheit der Deutschen für mehr Geld für die Bundeswehr und für eine Wiedereinführung der Wehrpflicht. Der Gedanke ist also: Wir müssen mehr Waffen kaufen und besser darin werden, damit Leute zu erschießen, damit wir auch in Zukunft keine Leute erschießen müssen.

               Das klingt zwar absurd, aber leider gibt es ja ein paar Staatsoberhäupter, deren Superkraft es ist, die größtmögliche Absurdität nicht nur real werden zu lassen, sondern sie zur Normalität zu machen. Während ich dies schreibe, wabert Donald Trump irgendwo zwischen der Demütigung von Selenskyj, dem seichten Schelten von Putin und dem Drang, doch jetzt bitte endlich den Friedensnobelpreis zu gewinnen, umher. Zugleich tobt Putins Krieg in der Ukraine ungehindert weiter. Und wir Deutschen gucken auf den Nahostkonflikt und wabern zwischen der Unfähigkeit, Netanjahus Politik zu kritisieren, ohne gleich in Antisemitismus abzudriften, und der uns aus gutem Grund selbst auferlegten Staatsräson umher. Zugleich tobt der Krieg zwischen der Hamas und Israels Regierung ungehindert weiter. Genau wie die destruktive Debatte um diesen Krieg, weil es nun mal nichts gibt, das den Nahostkonflikt lösen könnte. Alle sagen immer, er sei so kompliziert. Aber der Nahostkonflikt ist nicht kompliziert. Er ist nur unlösbar. Ein Gerechtigkeits-Oxymoron. Er kann nicht gelöst werden, solange die Zeit die unangenehme Angewohnheit hat, sich in nur eine Richtung zu bewegen. Es bleibt zu hoffen, dass er irgendwann überwunden werden kann. Das ist nicht dasselbe. Man kann sagen: «Die Hamas muss besiegt werden!», man kann auch sagen: «Die Politik der israelischen Regierung darf so nicht weitergehen!», nur sind das ja alles keine Rufe nach Gerechtigkeit, sondern Rufe nach nicht noch mehr Ungerechtigkeit. Die Gerechtigkeit ist eigentlich aus dem Spiel, sobald der erste Schuss fällt. Das Leid scheint das einzige Wesen zu sein, dem Gebären Spaß macht, denn es gebiert und gebiert und gebiert Klone von sich selbst.

               Wer weiß, vielleicht lebt ihr, wenn dieses Buch erscheint, schon in einer Welt, in der all diese schreckliche Gewalt endlich vorbei ist, in der Putin seine Taten bereut, bis sich seine in sieben Teile gespaltene Seele wieder zusammensetzt, in der Juden und Jüdinnen nicht mehr gehasst werden und die Menschen in Gaza nicht mehr hungern müssen. Oder aber in einer, in der Trump die Ukraine mit Strafzöllen dafür belegt, dass sie ihre Landesgrenze zu sexy an der von Russland gerieben hat. Alles ist möglich.

               Eigentlich würde ich statt über Krieg viel lieber über Frieden reden. Ihr wisst schon, das ist diese Sache, auf die Sahra Wagenknecht und Alice Schwarzer ein Patent haben. Das Ding ist nur: Das ist gar nicht so leicht. Denn sobald du über Frieden sprichst, sprichst du auch über Krieg. Die meisten schaffen es nicht mal, den Frieden ohne Bezug auf den Krieg zu definieren. Beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ist der erste Satz zu Frieden: «Frieden ist die Abwesenheit von gewaltsamen Konflikten oder Krieg.» Und das ist einerseits richtig, aber andererseits: Den Frieden über sein Negativ zu definieren ist, als würde man sagen: Leben ist die Abwesenheit von Tod. Also klar, man muss die Kraft des Krieges zügeln, aber vielleicht hilft es ja auch, den Frieden als eigene Kraft zu sehen, die man fördern sollte. Und Demokratieförderung ist Friedensförderung. Denn Demokratie ist ja unter anderem die Sicherstellung, dass machtgeile Arschlöcher in ihre Schranken gewiesen werden.

               Der deutsche Politikwissenschaftler Ernst-Otto Czempiel hat Frieden als «Prozess abnehmender Gewalt und zunehmender Gerechtigkeit» definiert. Das ist immerhin eine positive Definition, aber «Prozess» klingt schon wieder viel zu anstrengend. Als müsste man kontinuierlich für den Frieden arbeiten. Kaum ruhst du dich als Gesellschaft mal kurz aus: zack, Frieden tot.

               Aber gut, reden wir über Krieg. Ich habe in meiner Sendung vor ein paar Monaten mit der ukrainisch-deutschen Publizistin Marina Weisband und mit Ole Nymoen, Autor des ZEIT-Artikels «Ich, für Deutschland kämpfen? Never!», relativ lange über die Frage der Wehrpflicht und über das Verhältnis von Individuum zu Staat gesprochen: Sollte ein Staat seine Bürger zum Kampf zwingen dürfen? Ist es fair, dass nur Männer eingezogen werden? Gibt es überhaupt staatliche und gesellschaftliche Errungenschaften, die es wert sind, im schlimmsten Fall sogar mit Waffengewalt verteidigt zu werden? Ich finde: erstens nein, zweitens nein und drittens ja. Wehrdienstverweigerung sollte immer möglich sein, Frauen sollten genauso kämpfen können wie Männer, und ein Leben in einer freien Gesellschaft, in der weder ich noch andere unterdrückt werden, ist einen Verteidigungskampf wert – in letzter Instanz sogar mit Waffen, wenn es mit Waffen angegriffen wird. Das Interessante an meiner Selbstbeobachtung finde ich aber, dass ich eigentlich fast lieber eine andere Meinung hätte.

               Ich wäre gerne radikale Pazifistin. Ich würde gerne sagen: «Der Weg zum Weltfrieden besteht darin, dass wir uns einfach alle nicht die Köpfe einschlagen.» Und das stimmt ja. Ich würde, wenn ich sagen würde: «Unter keinen Umständen nehme ich eine Waffe in die Hand», so handeln, dass, wenn die Maxime meines Willens zu einem allgemeinen Gesetz werden würde, das Problem gelöst wäre. Wenn alle sagen: «Ich kämpfe nicht im Namen meiner Herrscher gegen andere Menschen», würde das Problem Krieg nicht existieren.

               Die Sache mit dieser Argumentation ist nur, dass sie komplett in sich zusammenfällt, sobald auch nur einer nicht mitmacht. Sobald es einen Aggressor gibt, der sagt: «Ich will mehr Macht, mehr Staatsgebiet oder auch einfach ein anderes Land auslöschen», und sobald dieser Aggressor es schafft, eine Armee dazu zu bringen, seinen Befehlen zu folgen, indem er sie aufstachelt, bedroht oder was auch immer, sobald also ein Land ein anderes Land angreift, verpufft die moralische Eindeutigkeit. Dann will man immer noch nicht auf den Soldaten des anderen Landes schießen, aber man will auch nicht, dass er auf unschuldige Menschen im eigenen Land schießt. Und dafür muss man nicht mal großer Fan der «Mein Land, dein Land»-Idee sein. Das ist ein Dilemma. Man kann ja unterschiedliche Antworten auf die Frage finden, in welchem Fall und ob man überhaupt kämpfen würde, aber zuallererst muss man anerkennen, dass es ein moralisches Dilemma ist. Und ich habe das Gefühl, dass das zu wenig passiert. Es wird viel zu sehr in Extremen argumentiert. Die einen sagen: «Klar würde ich Menschen töten, es ist doch für mein Land!», die anderen sagen: «Frieden schaffen ohne Waffen!» – wenn man Ole Nymoen folgt, sollte man sogar Unterdrückung in Kauf nehmen, um nicht kämpfen zu müssen. Die einzige Ausnahme, die er macht, ist ein Vernichtungskrieg, der in das Land getragen wird, in dem man lebt, und den definiert er so, dass wirklich alle Menschen einfach niedergemetzelt werden sollen. Alles, was auch ein bisschen weniger schlimm ist, ist für ihn kein Grund, sich notfalls mit Gewalt zu verteidigen. Zugleich sagt er aber, wenn im Alltag ein Mensch aus seinem direkten Umfeld angegriffen werden würde, dann würde er ihn schon verteidigen.

               Und ich verstehe den Unterschied zwischen dem Staat einerseits und Menschen aus dem direkten Umfeld andererseits. Ich finde auch, er hat einen Punkt, wenn er sagt, dass die Interessen der Mächtigen, der Herrschenden, der Reichen, die nicht selbst kämpfen müssen, nicht unbedingt zusammenfallen mit denen der ärmeren, machtloseren Menschen, die dann an die Front geschickt werden. Aber ich finde, gerade in einer Demokratie kann man auch nicht so tun, als gäbe es da wirklich eine strikte Trennung, als würden nicht wir Bürgerinnen und Bürger diesen Staat, diese Gesellschaft, diese Demokratie prägen – und sie uns. Deshalb würde ich auf die Frage, ob ich kämpfen würde, mit einem gekonnten «Kommt drauf an» antworten. In einem Angriffskrieg auf keinen Fall. In einem Verteidigungskrieg kommt es halt darauf an, was ich, aber auch was die Minderheiten, die Marginalisierten, die Gefährdeten in unserer Gesellschaft und nicht zuletzt was die Demokratie in diesem Land zu erwarten hätten, sollte der Aggressor gewinnen. Und ob ich das Gefühl hätte, dass wirklich jede gewaltfreie Lösung ausgeschlossen ist. Und, so ehrlich muss ich sein: Es kommt auch darauf an, ob ich mutig genug wäre. Glücklicherweise musste ich das ja bisher noch nicht ausprobieren.

               Aber eigentlich ist die Frage, die gerade in Deutschland und der EU im Raum steht, nicht: Wollen wir kämpfen? Sondern: Wollen wir unsere Fähigkeit zu kämpfen erhöhen, damit uns niemand angreift, damit es also möglichst gar nicht zu dem Fall kommt, in dem irgendjemand kämpfen muss?

               Grundsätzlich mag ich die Argumentation nicht besonders. Mit demselben Argument hat fast die Hälfte aller Amis eine Knarre im Wohnzimmer liegen, und wir alle wissen, wie wundervoll das funktioniert, wenn es darum geht, Gewalt zu verhindern.

               Aber: Der Vergleich hinkt. Dass die Amis privat so viele Waffen besitzen, ist ja vor allem so ungeschickt, weil sie einen Rechtsstaat haben, auf den sie sich verlassen könnten. Der über den Bürgerinnen und Bürgern steht und Gesetze beschließt, umsetzt und anwendet. Alles andere als einen perfekten – vor allem, seit Donald Trump ihn zu seinem persönlichen Abenteuerspielplatz gemacht hat –, aber die Grundidee «Jemanden zu erschießen ist verboten, und wenn du es doch tust, kommt die Polizei» ist ja schon vorhanden. Und der Vergleich mit anderen Ländern zeigt: Sich auf diesen Rechtsstaat zu verlassen und Waffen in der Zivilbevölkerung zu regulieren und zum Großteil zu verbieten führt zu sehr viel weniger Toten.

               Ein Gewaltmonopol und zugleich eine funktionierende Gewaltenteilung bei einem demokratisch legitimierten Machtkonstrukt, in dem Fall dem Staat, funktioniert also besser, als wenn man einfach allen eine Pistole in die Hand drückt.

               Und genau deshalb hinkt der Vergleich. Denn die Staaten haben keinen Rechts«staat» über sich. Da ist kein Gewaltmonopol, das über den Staaten steht, ohne zugleich ihren Interessen unterworfen zu sein. Niemand sagt ihnen, was sie dürfen und was nicht, niemand stellt sie vor Gericht, und niemand haut ihnen auf die Finger.

               Innerhalb eines Staates funktioniert es ja so: Wenn ich dir zehn Euro klaue, weil ich stärker bin als du, ist das gegen das Gesetz. Du kannst also die Polizei rufen, die gibt dir deine zehn Euro zurück und steckt mich ins Gefängnis. Ganz einfach. Aber stellen wir uns vor: Es gibt keine Polizei. Dann denkst du dir natürlich – und jeder Mensch, der zuschaut, auch –: Ich brauche ein Messer, um mich selbst verteidigen zu können. Und dann haben alle ein Messer. Ich aber auch. Also wollen alle eine Pistole. Und dann eine Bazooka. Und dann einen Panzer. Und dann eine Atombombe. Wenn niemand da ist, der guckt, ob die Regeln eingehalten werden, ist Aufrüstung die einzig logische Konsequenz.

               Aber eigentlich habe ich ein bisschen gelogen, denn es gibt natürlich die Vereinten Nationen, den Internationalen Gerichtshof, den UN-Sicherheitsrat (nicht zu verwechseln mit dem Unsicherheitsrat, den dringend jemand erfinden sollte), der so was wie die Weltpolizei für Staaten ist. Der kann Sanktionen verhängen und Friedensmissionen entsenden. Es gibt die Idee eines übergeordneten Gewaltmonopols also schon – sogar mit Gewaltenteilung. Das Problem ist nur: Es hat nicht genug Macht, vor allem nicht über alle. Und so kann der UN-Sicherheitsrat halt auch einfach mal von einem der Hanseln aus seiner Mitte so unter Druck gesetzt werden, dass er eine Resolution raushaut, in der nicht mehr steht: «Sarah hat dir zehn Euro geklaut», sondern: «Sarah und du streitet euch über zehn Euro, damit solltet ihr schnellstmöglich aufhören.»

               Im Moment ist es so, dass im UN-Sicherheitsrat fünf Länder ständige Mitglieder sind: die USA, Frankreich, China, Russland und Großbritannien, und darüber hinaus gibt es zehn wechselnde Mitgliedsstaaten. Er wird nur aktiv, wenn ihn zum Beispiel ein Mitgliedsstaat der Vereinten Nationen anruft. Und wenn die USA, Frankreich, China, Russland und Großbritannien Bock darauf haben, denn die ständigen Mitglieder haben ein Vetorecht. Wenn auch nur eines von denen sagt: «Nee, macht mal nichts», dann sagt unsere Weltpolizei: «Ach so, klar, wenn euch das jetzt zu ungemütlich ist, dann packen wir unser Blaulicht wieder ein und fahren nach Hause.»

               Was wir also brauchen, ist ein funktionierender Rechtsstaat für Staaten, eine wirklich regelbasierte Weltordnung: Alle Staaten müssen abrüsten, und wenn doch ein Staat einen anderen angreift, dann entscheidet das Gewaltmonopol, also eine bessere Version der Vereinten Nationen, demokratisch, die Weltpolizei mit großem Tatütata vorbeizuschicken, bis der Staat sich wieder einkriegt. Ohne Vetorecht einzelner mächtiger Staaten, ohne Schlupflöcher. Das würde funktionieren. Das ist der Weg zu Weltfrieden. Aber das passt halt nicht so gut auf Demoplakate.

               Ich finde es erstaunlich, was für einen verschwindend geringen Teil der gesellschaftlichen Debatte die Frage ausmacht, welche Chancen und auch Risiken eine Umstrukturierung der Vereinten Nationen bergen würde. Stattdessen gibt es jede Woche «Waffenlieferungen – ja oder nein?»-Talkshows.

               Und klar, man kann jetzt sagen, dass die großen Weltmächte ja gar nicht zulassen würden, dass der UN-Sicherheitsrat so umgebaut wird, dass er auch über sie wirkliche Macht hat. Und das stimmt. Die Vereinten Nationen haben nicht wirklich Bock auf eine Reform. Aber ein Gewaltmonopol, das für alle Staaten gleichermaßen gilt, wäre ja eine Demokratisierung der Weltordnung. Und Demokratisierung hat auch innerhalb von Staaten schon stattgefunden. Sonst gäbe es ja keine Demokratien. Es mag also eine Utopie sein, aber es ist nicht undenkbar, dass das auch staatenübergreifend funktionieren kann. Bloß müsste man halt dafür kämpfen.

               Mein Problem mit den Leuten, die nur für sich allein in Anspruch nehmen, Pazifist*innen zu sein, ist nicht das, was sie erreichen wollen. Ich glaube, da sind wir uns einig. Aber ich habe ja schon mit einigen von ihnen gesprochen, bin sogar mal zu so einer «Anti-Kriegs-Demo» hingegangen, und niemand konnte mir wirklich sagen, wie man Frieden erreicht, wenn einer nicht will. Da kam immer nur ein diffuses «Ja, man muss halt miteinander reden». Keiner ist auch nur auf die Idee gekommen, ein besseres Regelwerk und dessen Durchsetzung zu verlangen. Aber damit Frieden herrscht, müssen alle mitmachen. Damit Krieg herrscht, muss nur einer mitmachen. Ein Pazifismus, der glaubt, man könne jedem einzelnen Menschen ausreden, ein Arschloch zu sein, ist naiv. Es ist okay, wenn es Arschlöcher gibt. Man muss ihnen nur die Macht nehmen, ihr Arschlochsein zu sehr auszuleben.

               Und deshalb brauchen wir eine Reform des UN-Sicherheitsrats. Um das zu erreichen, müsste die Weltbevölkerung so viel Druck aufbauen, dass sogar Weltmächte wie die USA sich ihm nicht entziehen könnten. Ich weiß, man kann sagen: «Das ist doch genauso unmöglich», aber nein, ist es nicht. Denn dafür müssen nicht alle mitmachen. Dafür müssen nur sehr, sehr viele mitmachen. Also, geht auf die Straße und demonstriert für Frieden! Aber fordert doch bitte das, was wirklich zu nachhaltigem Frieden führt. Fordert eine Sicherheitsordnung, die Abrüstung realistisch macht. Fordert eine Demokratisierung der Welt. Fordert die Begrenzung der Macht von Arschlöchern. Das passt sogar auf Demoplakate.

            
               
                  Taurus-Leak

               
               In der Abhöraffäre im März 2024 leakte Russland ein Gespräch des deutschen Militärs über den Marschflugkörper Taurus. Was bislang niemand wusste: Die veröffentlichte Audiodatei enthielt nur einen Teil des Gesprächs. Offenbar nahmen an der von Russland aufgezeichneten Besprechung nicht nur hochrangige Vertreter der deutschen Bundeswehr teil, es schalteten sich im Anschluss auch noch bedeutende Namen aus der deutschen und internationalen Politik zu. Unter anderem der damalige deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz, der damalige deutsche Wirtschaftsminister Robert Habeck, der bayerische Ministerpräsident Markus Söder und aus irgendwelchen Gründen der amerikanische Präsidentschaftsanwärter Donald Trump. Hier eine detailgetreue Rekonstruktion mit allen Beteiligten:

               
                  Scholz: Darf ich auch mal was zum Thema sagen?

                  Habeck: Ja, Herr Scholz, das wär doch mal was Neues, wenn Sie zu wichtigen Themen auch mal was sagen würden. Was wollen Sie denn sagen?

                  Scholz: Ich kann mich nicht erinnern.

                  Söder: Also ich finde, der Taurus sieht ziemlich cool aus.

                  Habeck: Sind Sie sicher, Herr Söder? Der Taurus ist grün.

                  Scholz: Dunkelgrün sogar. Man könnte sagen: eine Mischung aus Schwarz und Grün.

                  Söder: Ah, wenn das so ist, können wir ihn auch an die Ukraine abgeben. Wir wollen kein Schwarz-Grün!

                  Habeck: Nee, wenn, dann wollen wir Grün-Schwarz.

                  Söder: Ich dachte, wir wollen der Ukraine helfen.

                  Scholz: Aber ohne Kriegspartei zu werden!

                  Habeck: Wir wollen den Ausgang eines Krieges beeinflussen, ohne durch den Krieg beeinflusst zu werden?

                  Scholz: Genau. Wir helfen der Ukraine genau so viel, dass Putin es so gerade nicht merkt.

                  Habeck: Aber wenn die Ukraine gewinnen würde, dann würde Putin es doch merken, oder?

                  Scholz: Davon ist auszugehen.

                  Habeck: Also ist das keine Option?

                  Scholz: Doch, das ist das Ziel.

                  Habeck: Das aber nicht erreicht werden darf, weil Putin dann merken würde, dass …

                  Trump: Could somebody explain to me what’s going on?

                  Alle: Nein!

                  Scholz: Na gut. Wir sprechen darüber, ob eine weitere Waffe in die Ukraine geliefert werden soll.

                  Trump: Ukraine is a beautiful city. Is it in the US?

                  Scholz: Nein, die Ukraine liegt nicht in den USA, Herr Trump.

                  Trump: So don’t give them anything. Just build a wall.

                  Habeck: Was halten Sie von der Idee, Herr Söder?

                  Söder: Woher soll ich das wissen? Oder gibt’s schon Umfragen dazu?

                  Habeck: Könnten wir mal wieder zur Sache zurückkommen?

                  Söder: Nee, lasst uns lieber noch ein paar böse Sachen über Putin sagen, weil wir uns so sicher sind, dass wir nicht von den Russen abgehört werden.

                  Scholz: Hihihi, okay, du fängst an.

                  Wagenknecht: Ich will nur kurz daran erinnern, dass ich auch in der Leitung bin.

                  Scholz: Oh.

                  Söder: Oh.

                  Habeck: Oh.

                  Scholz: Gut, dann war’s das wohl mit der Besprechung für heute. Ich halte fest: Wir könnten den Taurus vielleicht doch an die Ukraine liefern, außer er ist zu effektiv. In dem Fall lassen wir ihn hier und malen ihn an, damit Herr Söder sich nicht gestört fühlt.

                  Söder: Okay, guter Plan.

                  Habeck: Alles klar, war schön mit euch.

                  Scholz: Tschüssi.

               

            
               Kapitel 9 Klimawandel

            
               
                  Verantwortungsdiffusion

               
               Der Klimawandel versteht sich ja ganz ausgezeichnet mit dem Krieg. Allein der Krieg in der Ukraine verursacht jährlich so viele Treibhausgase wie ganz Belgien. Und der Klimawandel wird sich revanchieren. Schließlich sind Umweltkatastrophen, Dürren und unbewohnbare Landstriche ganz wundervolle Gründe, um sich die Köpfe einzuschlagen.

               Um zu verstehen, wieso wir die Sache mit der Klimakrise nicht in den Griff kriegen, muss man eigentlich nur ein Wort kennen: Verantwortungsdiffusion.

               Stellt euch vor: Flugzeugabsturz. Alle haben überlebt, aber das Flugzeug ist genau an einer Klippe liegen geblieben. Wenn genug Passagiere auf einer Seite bleiben, stürzt das Flugzeug nicht in den Abgrund, wenn aber zu viele Leute auf die andere Seite gehen, kippt es, und alle sterben. Da würde doch auch niemand sagen: «Hey, das müsst ihr alle ganz entspannt individuell für euch selbst entscheiden, ob ihr auf die andere Seite geht!»

               Das Problem ist: Auf der bösen Seite ist die erste Klasse. Und alle wollen, während sie auf ihre Rettung oder ihr Verderben warten, in den bequemen Sesseln sitzen. Deshalb sitzt hier momentan die gesamte privilegierte Welt, und das Flugzeug kippt in Richtung Klippe. Und niemand sieht ein, warum er der Doofe sein soll, der aus dem bequemen Sessel aufstehen und auf die ungemütliche Seite gehen muss.

               Anderes Bild.

               Stell dir vor, du wohnst in einer WG. Zu zweit. Das kann gut klappen, weil ja klar ist, wer wofür verantwortlich ist. Du benutzt einen Teller, also spülst du den Teller wieder ab. Und wenn du deinen Teller stehen lässt, ist sofort klar: Du warst das! Das ändert sich schlagartig, sobald noch jemand einzieht. Zu dritt wohnen ist viel komplizierter als zu zweit wohnen. Denn wenn jetzt ein ungespülter Teller in der Küche steht und alle sagen: «Ich war’s nicht», weiß plötzlich niemand mehr, wer lügt. Du selbst weißt natürlich, dass du lügst, aber du weißt auch, dass sonst niemand weiß, dass du lügst. Was passiert also? In der Küche stapeln sich die ungespülten Teller. Erstens, weil ja alle drei wissen, dass niemand weiß, dass sie lügen, wenn sie lügen, und zweitens, weil alle durch dich gesehen haben, dass man damit durchkommt. Also denken sie: Wenn die anderen das machen, mach ich das auch. Ich bin doch nicht blöd! Und so wird es normal. Es ärgern sich zwar alle über das dreckige Geschirr, aber wenn es darum geht, den Zustand zu ändern, zucken sie nur noch resigniert mit den Schultern. Weil sich die Verantwortung auf drei Personen verteilt, ist sie plötzlich nicht mehr greifbar. Also sagen alle: «Na ja, so läuft das halt, kann man nichts machen.»

               Das ist Politikverdrossenheit.

               Nun leben wir aber nicht zu dritt in einer WG, sondern zu 84 Millionen. Und unsere 84-Millionen-WG ist noch mal in eine riesige 8-Milliarden-WG eingegliedert. Die Sache mit der greifbaren Verantwortung ist also noch ein bisschen komplizierter.

               Was also machst du mit deinem Teller? Gar nichts natürlich. Du benutzt ihn, wirfst ihn auf den Boden und nimmst dir einen neuen. Ist doch eh alles egal. Dein Beitrag zum weltweiten Tellerverbrauch ist so gering, der fällt überhaupt nicht ins Gewicht. Sogar der Tellerverbrauch deiner 84 Millionen Mitbewohner*innen macht nur 2 Prozent weltweit aus.

               Okay, wenn du rechnen könntest, wüsstest du, dass 84 Millionen nur gut 1 Prozent von 8 Milliarden sind und deshalb irgendwas schieflaufen muss, wenn sie 2 Prozent der Teller verbrauchen, aber du kannst nicht rechnen. Wenn überhaupt, dann rechnest du mit denen ab, die dir das vorrechnen. Mit den nervigen Flummis, die sich auf den Fluren der WG festkleben, sodass niemand mehr durchkommt. Die allen die Ohren vollsülzen, dass wir so nicht weiterleben können. Dass wir nicht endlos Rohstoffe für neue Teller haben. Dass der steigende Scherbenspiegel ein Problem für alle werden wird, die nicht in schicken, hohen Altbauwohnungen wohnen. Dass spätestens unsere Kinder an den Dämpfen unserer Essensreste ersticken werden. Dass wir einen Putzplan brauchen.

               Dabei gibt es doch schon längst einen Putzplan! So ist es ja nicht. Wir haben ein paar Leute mit der Organisation unserer WG beauftragt, und die haben mit den anderen WGs einen Putzplan ausgehandelt. Der soll dafür sorgen, dass so gerade niemand an den Dämpfen erstickt. Und was macht man mit einem Putzplan? Genau, man hält sich nicht dran. Und die wenigen, die den Plan zumindest mal gelesen haben, sind schon sehr stolz, wenn auch nur die theoretische Möglichkeit besteht, dass sie sich ihrem eigenen sehr viel einfacheren Plan in den kommenden Jahren zu 80 Prozent annähern könnten. Es gibt also die Ziele, die im Putzplan stehen, die so gerade reichen könnten, um das schlimmste Ersticken zu verhindern. Dann hat sich unsere WG Ziele gesetzt, die deutlich darunterliegen. Und davon irgendwann vielleicht einen Teil erreichen zu können, ist jetzt zum ersten Mal überhaupt wieder denkbar. Wenn die Orga-Leute rechnen könnten, wüssten sie, dass alles, was unter 100 Prozent von so gerade nicht ersticken liegt, immer noch zu 100 Prozent ersticken bedeutet, aber die können blöderweise auch nicht rechnen. Die können vor allem reden. Also sagen sie so was wie:

               «Diese Scherbenkleber sollen freitags in die Schule gehen und den Tellerschutz den Profis überlassen!»

               Oder:

               «Teller auf den Boden werfen ist deutsches Kulturgut, das lassen wir uns nicht wegnehmen!»

               Oder:

               «Wir können die Tellerflut nicht stoppen, wir müssen uns ihr anpassen!»

               Oder:

               «Kein Stress, eines Tages wird man Spülmaschinen erfinden, die selbstständig die benutzten Teller einsammeln, abwaschen und in den Schrank räumen.»

               Und wenn jemand fragt: «Aha, wann denn?», sagen sie:

               «Keine Ahnung, aber wir sind die Freiheitspartei, wir wollen dem Schicksal keine Verbote erteilen!»

               Und wenn jemand vorschlägt, wenigstens Mülltonnen für die ganzen Scherben aufzustellen, rufen alle im Chor: «Nein, die verschandeln doch die ganze Landschaft!»

               Und wenn dann die ersten Leute aus anderen WGs bei uns einziehen wollen, weil ihre Zimmer längst unter dem Scherbenspiegel liegen, kommt Wolfgang Kubicki und sagt:

               «Ein Zimmer einer WG darf nicht mehr als 25 Prozent Tellermigranten haben!»

               Und am Ende wird über alles diskutiert, nur nicht darüber, ob es wirklich zu viel verlangt ist, Regeln aufzustellen, die dazu führen, dass Leute ihre Teller abwaschen.

               Das ist Verantwortungsdiffusion. Wenn alle verantwortlich sind, fühlt sich niemand mehr verantwortlich. Und die, die es doch tun, die uns ins Gewissen reden und den Putzplan unter die Nase halten, werden dafür nicht unbedingt mit freundlicher Aufmerksamkeit überhäuft.

            
               
                  Das Dilemma der Letzten Generation

               
               Es gibt doch in vielen Medien diese Rubrik: «Was macht eigentlich Soundso heute?» Und dann kommt irgendein Name, den man seit mindestens fünfzehn Jahren nicht mehr gehört hat, und man erfährt, dass die Backstreet Boys immer noch Hallen füllen und dass die Mutter der Alf-Familie heute Antiquitätenhändlerin ist. Solche Sachen. Und das will ich auch machen, allerdings blicke ich keine Jahrzehnte zurück, sondern nur ungefähr zwei Jahre.

               Wisst ihr – ohne zu googeln –, was die Letzte Generation gerade treibt? Ich wusste es nicht. Also habe ich recherchiert und herausgefunden: Sie ist 2024 zur Europawahl angetreten, sie hat Bäume auf Flughafenrollbahnen gepflanzt, und sie hat sich aufgeteilt und umbenannt. In «Neue Generation». Und klar, das haben schon ein paar Leute mitgekriegt. Aber eben nur ein paar. Vor zwei Jahren hingegen wussten wir alle zu jedem Zeitpunkt ganz genau, wo die Letzte Generation gerade klebt. Aber seit sie das nicht mehr im großen Stil tut, kriegt man kaum noch etwas mit.

               Und das ist entlarvend, denn es zeigt zwei Dinge. Erstens das Dilemma, vor dem die Letzte Generation stand – obwohl man ehrlicherweise eigentlich sagen muss: vor das sie sich stellvertretend für uns alle gestellt hat. Wenn du Aufmerksamkeit für ein Thema willst, auf das die Leute keine Lust haben, ist es eines der effektivsten Mittel, die Leute zu stören. Denn wer gestört wird, wird wütend, und wer wütend auf dich ist, gibt dir zumindest seine Aufmerksamkeit. Das Ding ist nur: Wer wütend ist, ist blöderweise auch wütend und hat überhaupt keine Lust, sich wirklich anzuhören, was du zu sagen hast. Und so war es ja auch. Monatelang waren wir in einer Skandalschleife gefangen: Tomatensuppe auf Gemälde! Oh mein Gott! Öl auf das Grundgesetz! Oh mein Gott! Farbe auf das Brandenburger Tor! Oh mein Gott! Und vor allem: Stau! Oh mein Gott! Irgendwann waren wir nur noch einen halben Wissing davon entfernt, dass Aktivisten das Brandenburger Tor mit Scheiße beschmieren und daneben Leute stehen, die die Aktivisten mit Scheiße beschmieren, ohne zu merken, dass sie währenddessen von der Politik mit Scheiße beschmiert werden. Wir fragten uns, ob Klimaaktivist*innen nun schlimmer als die RAF, Reichsbürger und Taliban sind oder ob sie vielleicht einfach recht haben, ob Aktivismus die Leute mitnehmen muss oder ob die einfach alle ins Gefängnis gehören, ab wann eine Bewegung radikal ist und ob Radikalität überhaupt schlecht sein muss. Sprich: Wir redeten am Küchentisch, in unserer Stammkneipe, im Internet und in ungefähr dreiundneunzig Talkshows am Tag über die Frage, ob wir die Protestform der Letzten Generation gut finden oder doof.

               Die Diskussion war natürlich nicht unwichtig. Es ist nicht unwichtig, ob Leute zur Arbeit kommen, und es ist nicht unwichtig, ob Autofahrer oder Aktivistinnen verantwortlich sind, wenn ein Rettungswagen im Stau steht. Aber es ist ein – zugegeben großer und spannender – Nebenschauplatz. Wir waren so damit beschäftigt, über die Form des Aktivismus zu reden, dass niemand über das eigentliche Thema gesprochen hat: das Klima. Die Proteste waren so umstritten, dass sogar die Klimabewegungen selbst kaum noch dazu kamen, über Klimaschutz zu reden – die einen mussten sich rechtfertigen, die anderen mussten sich distanzieren, und wer dann noch übrig war, stieg aus, weil er jeden Glauben an die Menschheit verloren hatte und sich den Weltuntergang allmählich herbeisehnte.

               Ich war auch kein glühender Fan der Protestformen der Letzten Generation. Sie waren mir zu selbstinszenatorisch. Aber ich konnte die Entrüstung und die Hilflosigkeit verstehen, die hinter den Aktionen steckte. Genauso konnte ich die Ablehnung gegen die Letzte Generation verstehen. Wer will sich schon gemein machen mit Leuten, die anderen Menschen in den Bauch treten, sie mit Flüssigkeit übergießen oder ihnen Pfefferspray ins Gesicht sprühen? Ach nein, das war ja gar nicht die Letzte Generation, das waren Leute, die von der Letzten Generation genervt waren. Sorry, mein Fehler.

               Ich fand es durchaus interessant, dass sich nach all der Warnerei, die «Klima-Sekte» könne sich radikalisieren, nicht der Klimaprotest, sondern die Reaktion auf den Klimaprotest radikalisiert hat. Was ich übrigens – kurzer Exkurs – mal zu durchbrechen versucht habe, indem ich mich für Bosetti Late Night stellvertretend für alle Klimaaktivist*innen und die restliche Gesellschaft in Paartherapie begeben habe. Ich habe also einen Paartherapeuten gefragt, wie weit eine Person gehen darf, die eine andere Person – oder eben 84 Millionen andere Personen – dazu kriegen will, zuzuhören und ihr für beide Seiten schädliches Verhalten zu ändern. Und seine Hauptaussagen waren: Es gibt immer zwei Seiten, beide haben ihre Berechtigung, man kann Bedürfnisse formulieren und Überzeugungsarbeit leisten, aber Druck hilft nicht, denn Druck erzeugt Gegendruck.

               Und das hatte eine interessante Diskussion zur Folge. Nach der Sendung hat mir unter anderem eine Psychologin geschrieben, dass sie diese Aussagen ihres Kollegen für gefährlichen Unsinn halte, weil es ja ein Machtgefälle gebe, und dass die Beziehung zwischen Klimaaktivist*innen und Gesamtgesellschaft eher mit Gewaltbeziehungen vergleichbar seien, in denen sich meist Frauen befinden. Da würde es ja auch nicht helfen, die eigenen Bedürfnisse zu artikulieren und auf Einsicht des Gegenübers zu hoffen.

               Das fand ich einen wichtigen Gedanken. Weil es stimmte, dass die Machtungleichheit in den Überlegungen des Paartherapeuten keine Rolle gespielt hatte – genauso wenig wie die Trägheit und Bequemlichkeit der Masse, die ja zu einem gewissen Unwillen führt, was Veränderung angeht. Aber bleiben wir bei der Machtungleichheit: nicht zwischen Bürger*innen und Politik, da besteht sie natürlich auch, sondern zwischen Aktivist*innen und restlicher Gesellschaft. Klar, auch zwischen den 84 Millionen einerseits und den wenigen Aktivist*innen andererseits existiert ein Machtgefälle. Aber die Frage ist, ob man die 84 Millionen als Masse betrachtet, sozusagen als eine Person – dann kann man sehr einfach für die Notwendigkeit von Druck argumentieren, um die Machtverhältnisse zu sprengen –, oder ob man die Gesellschaft als 84 Millionen einzelne Menschen sieht, die, jeder für sich genommen, nicht mächtiger sind als jeder einzelne Aktivist. Und die man deshalb alle einzeln überzeugen kann und muss.

               Nichts liegt mir ferner, als diplomatisch klingen zu wollen, denn ganz oft liegt die Wahrheit ja gar nicht irgendwo in der Mitte, aber hier vielleicht schon. Wir sind soziale Wesen, es gibt bestehende Machtverhältnisse, in die wir eingegliedert sind, ob wir das wollen oder nicht. Und zugleich sind wir Individuen, und gerade die Selbstwahrnehmung der Einzelnen in diesem Gefüge ist eben nicht: Ich bin hier der Mächtige. Ich glaube, da lag das Problem bei vielen Protesten der Letzten Generation. Dass sie Druck denen gegenüber aufgebaut haben, die sich selbst gar nicht als die Mächtigen sahen, und dass deshalb von deren Seite Gegendruck kam, der in der Masse aber wiederum mächtig war. Und die wirklich Mächtigen guckten von oben zu und rieben sich die Hände.

               Aber zurück zum Thema Aufmerksamkeit. Niemand, auch nicht die Letzte Generation selbst, hat es geschafft, die Debatte weg von der Protestform und hin zum eigentlichen Thema, nämlich Klimaschutz, zu lenken. Es ging nur um die Frage, ob die Aktivist*innen nun kriminell oder extremistisch sind oder nicht und ob man sie dafür verprügeln oder über den Haufen fahren darf, und nie darum, wie man das Klima retten könnte. Es ist also insgesamt, sagen wir, nicht ganz ideal gelaufen.

               Aber jetzt – und das ist das Dilemma – sehen wir ja, was die Alternative ist: Sie kleben sich nicht mehr auf Straßen fest, machen uns also nicht mehr wütend, also hören wir ihnen nicht nur nicht zu, wir nehmen sie noch nicht mal mehr wahr.

               Und damit kommen wir zu zweitens: Es wird kaum noch über die Letzte Generation berichtet. Wieso nicht? Weil man sich in jeder Redaktion dieselbe Frage stellt, und zwar die nach Relevanz – und die nach Klickzahlen und Verkäufen natürlich, die sich übrigens durch Wut auch sehr schön in die Höhe schrauben lassen. Aber ist es nicht interessant, dass der Letzten Generation jetzt weniger Relevanz zugesprochen wird, wo sie nicht mehr auf Autobahnen vor sich hin klebt? Ihr Anliegen hat sich ja gar nicht geändert. Es scheint da ein großes Missverständnis zu geben. Offenbar wurde ihr überhaupt nur eine hohe Relevanz für eine breite Öffentlichkeit zugesprochen, weil von den durch sie verursachten Staus viele Menschen betroffen waren. Ihre Aktionen waren berichtenswert, weil durch sie viele Leute nicht mehr so gut Auto fahren konnten. Nun, da das wegfällt, wird auch nicht mehr berichtet. Das ist zwar in sich schlüssig, aber da es ihr ja zufällig darum geht, die Klimakatastrophe aufzuhalten, stellt sich schon die Frage, ob von der Klimakatastrophe nicht auch ein paar Leute betroffen sein könnten. Wenn Hochwasser ist, lässt es sich zum Beispiel wahnsinnig schlecht Auto fahren.

               Bis auf ein paar Klimawandelleugner würde das wohl niemand infrage stellen. Die Relevanz scheint also nicht durch die Dringlichkeit des Anliegens zu kommen, sondern davon, ob ihre Handlungen eine gewisse Macht entfalten. Und nicht falsch verstehen: Ich finde es gut, dass sie aufgehört haben, sich auf Straßen festzukleben. Weil irgendwann klar war, dass es der Debatte nicht hilft. Aber ich muss zugeben, ein bisschen lustig fände ich es schon, wenn sie wieder damit anfangen würden. Jetzt könnten sie sagen: «Okay, Leute, wir haben es anders versucht, und ihr habt das Thema völlig ignoriert, jetzt wird wieder geklebt!»

               Ich weiß nicht, ob das wirklich die Lösung wäre. Die Frage ist nur: Was dann? Fridays for Future haben ja dasselbe Problem. Sie streiken nach wie vor, dahin kommen auch immer noch Leute, aber auch da ist das Medienecho nur noch so mittel. Und das Politikecho sowieso. Weil diese Streiks auf jeder Ebene abgehandelt sind, zumindest auf den unterhaltsamen Nebenschauplätzen. «Werden die Schülerinnen und Schüler alle dumm sterben, wenn sie freitags zur Demo statt in den Unterricht gehen?» Darüber haben sich Medien, Gesellschaft und Politik vor ein paar Jahren die Köpfe eingeschlagen, das ist jetzt durch. Inzwischen haben sich einfach alle an die Proteste gewöhnt. Was das Schlimmste ist, das passieren kann, denn es heißt: Sie können ignoriert werden.

            
               
                  Die krassesten Klimasünderinnen

               
               Aber vielleicht gibt es ja längst einen neuen, effektiven Klimaprotest, wir haben ihn nur noch nicht durchschaut. Er heißt: Katy Perry. Ich meine natürlich ihren Flug ins All vor ein paar Monaten, für den sie von allen Seiten kritisiert wurde. Super Aktion! Erstens ein Riesenschritt für den Feminismus. Es war der erste rein weiblich besetzte Flug ins All seit über sechzig Jahren! Sechs Frauen auf einer Kaffeefahrt ins Weltall. Und das ist doch, was unterdrückte Frauen voranbringt: wenn reiche, berühmte Frauen dieselbe Scheiße machen wie reiche, berühmte Männer.

               Und zweitens war es der beste Klimaprotest, den ich je gesehen habe. Klar, auf den ersten Blick war es nur eine ziemlich dekadente und klimaschädliche PR-Aktion für die Touri-Raumfahrten von Jeff Bezos und für Katy Perrys Tour, und vielleicht auch eine Bewerbung als neue Päpstin, aber ich habe eine Verschwörungstheorie dazu: Katy Perry ist jetzt bei der Letzten Generation! Bisher hat die Letzte Generation ja eigentlich nur genervt: «Hey, ihr sollt nicht so viel Auto fahren, und schon gar nicht fliegen, und die Politik muss was tun, und die Demokratie muss sich mehr anstrengen, bla, bla, bla.» Sie hat allen Vorwürfe gemacht, und was ist dabei rausgekommen? Alle waren wütend auf die Letzte Generation, und niemand hatte Bock auf Klimaschutz.

               Menschen wollen keine Vorwürfe gemacht kriegen. Menschen wollen Vorwürfe machen! Deshalb ist das neue Konzept jetzt: Katy Perry fliegt – als geheime Vertreterin der Letzten Generation – mit fünf anderen Weltraumtouristinnen ins All und tritt dadurch einen Riesenshitstorm los, wegen Ressourcenverschwendung und so, und plötzlich finden alle Katy Perry scheiße und Klimaschutz superwichtig. Und dabei können ja auch alle mitmachen. Du kannst mit deinem Avocadosmoothie auf einem Luxusdampfer liegen und sagen: «Nee, find ich nicht gut, was die reiche Trulla da macht.» Das ist so schlau! Denn natürlich haben wir immer noch keinen Bock auf Klimaschutz, und Ressourcenverschwendung ist uns sonst ja auch egal, aber wir können einfach nicht der Versuchung widerstehen, eine Frau für Dinge fertigzumachen, die Männer die ganze Zeit tun. Ich sehe die Welt vor mir, wie sie mit sich ringt: «Klimaschutz ist so nervig, aber da ist eine Frau, die sich zu viel rausgenommen hat, ich muss sie beschimpfen, aber das kann ich nur, indem ich mit Klimaschutz argumentiere, aaaaaah!» Das heißt, Katy Perry mobilisiert für den Klimaschutz, indem sie sich als so absurde Klimasünderin tarnt, dass sich alle entscheiden müssen: Verteidigen wir jetzt eine Frau, oder nehmen wir die einfachere Option und verteidigen doch lieber das Klima?

               Da sehe ich die Zukunft im Klimaprotest: Frauen, die bisher mit Klimaschutz genervt haben und dafür gehasst wurden, werden zu den krassesten Klimasünderinnen. Sie nehmen den Hass mit auf die andere Seite. Luisa Neubauer, die eine neue Billig-Airline für Inlandsflüge gründet, Carola Rackete statt bei der Seenotrettung als Kapitänin eines Kreuzfahrtschiffs, Greta Thunberg, die der FDP beitritt.

               Richtig schlimm wird es natürlich erst, wenn die das wirklich machen, aber nicht aus Protest, sondern weil sie aufgeben. Weil sie sagen: «Okay, es hört ja eh niemand auf uns, dann lassen wir jetzt einfach die Sau raus, bis der Bums hier vorbei ist.» Was wäre dann eigentlich? Es ist ja so leicht, die Mahnerinnen doof zu finden. Aber wir sollten uns schon fragen: Was machen wir, wenn die aufhören, fürs Klima zu protestieren? Müssen wir das dann machen? Irgendjemand muss es ja übernehmen, aber wer hat schon Lust dazu? Vielleicht sollten wir uns einfach vorstellen, der Klimawandel sei eine Frau, die sich zu viel rausgenommen hat. Dann kommt die Empörung von ganz alleine.

            
               
                  Wofür kämpft ihr?

               
               Es ist leicht, die Mahnerinnen doof zu finden, und es ist leicht, gegen etwas zu sein. Vor allem ist es leicht, gegen Leute zu sein, die selbst gerade einen Kampf zu verlieren drohen. Erinnert ihr euch noch an den verlorenen Volksentscheid, um Berlin 2030 klimaneutral werden zu lassen? Wie hämisch Leute reagiert haben, weil es Fotos gab, auf denen Luisa Neubauer danach traurig geguckt hat? Ich dachte nur: Leute, worüber genau freut ihr euch denn? Klar, das ist es natürlich wert, unseren Lebensraum in den Abgrund zu stoßen: dass die reiche Klima-Göre das nicht gut findet! Ansonsten gewinnt ihr damit nämlich nichts.

               Es ist eine Katastrophe. Nicht nur der Klimawandel, sondern dieses elende Gegeneinander, obwohl wir genug damit zu tun hätten, gemeinsam Lösungen zu finden. Was ja in unser aller Interesse wäre. Der Kampf ums Klima ist keine Ideologie. Er ist einfach eine praktische Notwendigkeit. Und er müsste überhaupt kein Kampf sein, sondern wäre bloß ein Punkt auf der politischen Tagesordnung, wenn sich alle zusammenraufen und soziale, faire Lösungen suchen und umsetzen würden. Abarbeiten, nächstes Thema. Stattdessen ist es ein Kampf, weil Menschen es zu einem Kampf machen. Weil Menschen es ideologisieren. Aus Macht- oder Geldgier, politischem Kalkül oder Bequemlichkeit. Klimaschutz ist keine Ideologie, aber «ich hasse reiche kleine Gören aus der Klima-Sekte und bin deshalb entgegen jeder Vernunft gegen alles, was sie sagen» ist Ideologie. Und ich finde es wirklich okay, reiche kleine Gören aus der Klima-Sekte zu hassen. Das Ding ist nur: Das löst ja gar nicht das Klima-Problem. Ich weiß, man würde denken, reiche kleine Gören aus der Klima-Sekte zu hassen würde alle Probleme lösen, aber nein, tatsächlich löst es kein einziges.

               Ich finde ohnehin, dass ihr viel zu freigiebig seid, wenn es um euren Hass geht. Den gebt ihr einfach so, ohne groß nachzufragen, Leuten, die ihr überhaupt nicht kennt. Ausländer? Hasse ich. Trulla im Fernsehen, die mal irgendwas gesagt hat, das ich falsch verstehen wollte? Hasse ich. Typ, der den falschen Gott anbetet? Hasse ich. Frau mit Kopftuch? Hasse ich. Frau ohne Kopftuch? Hasse ich. Mann küsst Mann? Hasse ich. All diese Leute haben euren Hass gar nicht verdient. Also doch, vielleicht schon, aber ihr wisst es nicht. Nehmt euch doch mal Zeit, lernt die Leute kennen, und dann findet etwas, das sie eures Hasses wirklich würdig macht! Und wenn ihr nichts findet, na ja, dann lasst es vielleicht doch?

               Ich habe verstanden, gegen wen ihr kämpft. Ich verstehe sogar, wieso. Und dass ihr keine grüne Verbotsdiktatur wollt, verstehe ich auch. Wobei ich, wenn ihr euch diese Sorge bewahren wollt, empfehle, auf keinen Fall die Verboteliste der Union neben die der Grünen zu legen, das könnte Illusionen zerstören. Trotzdem: Sollte sich irgendwann ernsthaft eine Ökodiktatur anbahnen, verspreche ich, dass ich an eurer Seite dagegen ankämpfen werde. Das gesamte Dagegen ist mir völlig klar. Was ich mich – und euch – frage, ist nur: Wofür kämpft ihr? Dafür, dass alles so bleibt, wie es ist? Vermutlich, denn das ist ja das Versprechen einer jeden Wahl. Die letzte Bundestagswahl, zum Beispiel, sollte zwar über die Zukunft entscheiden, und so ziemlich alle Parteien warben damit, dass sie die Dinge anders machen wollten als die, die vor ihnen kamen, aber sie kamen ja alle voreinander – die CDU wollte es anders machen als drei Jahre Ampel, die Grünen wollten es anders machen als sechzehn Jahre CDU, die SPD wollte es anders machen als der damals amtierende Bundeskanzler, die AfD wollte es anders machen als sechsundsiebzig Jahre Demokratie, nur die FDP wollte alles genauso machen wie bisher, denn sie hatte nichts falsch gemacht.

               Das große «Vorwärts» fühlte sich also eigentlich an wie ein großes «Zurück»: zurück zum Atomstrom, zurück zum Verbrenner, zurück zu einer Welt, in der es Männer leichter hatten, oder einfach direkt zurück zu Hitler. Der übrigens Kommunist war, habt ihr das schon gewusst? Zumindest, wenn man Alice Weidel glauben darf.

               Das große Versprechen war, wie Friedrich Merz gesagt hat: «Nichts wird sich ändern. Alles bleibt wie vorher.»

               Und ja, das Zitat ist aus dem Kontext gerissen, aber es ist einer der seltenen Fälle, in denen eine Aussage ohne Kontext ehrlicher ist. Denn Herr Merz distanzierte sich zwar vom Alten, meinte damit aber nur die letzten drei Jahre. Das Versprechen – nicht nur von Friedrich Merz – ist, dass die einzige Veränderung sein wird, dass die Welt endlich wieder aufhört, sich zu verändern.

               Das ist ein tolles Versprechen. Es ist ein Versprechen, mit dem man Wahlen gewinnt. Und keine Partei ist bereit, so viel kaputtzumachen, um keine Veränderung zuzulassen, wie die AfD.

               
                  Was Alice Weidel sagt:

                  «Und ich kann euch sagen, wenn wir am Ruder sind, wir reißen alle Windkraftwerke nieder! Nieder mit diesen Windmühlen der Schande!»

                  (12.01.2025, AfD-Bundesparteitag)

                   

                  Was Alice Weidel sagen könnte:

                  «Wir sehen ein, dass in einigen Fällen zwischen Natur- und Klimaschutz abgewogen werden muss, stehen der Abholzung speziell dieses Waldes aber kritisch gegenüber, weil wir einen gleichwertigen, wenn nicht besseren Vorschlag haben, um die notwendige Energiewende voranzutreiben.»

               

               Ja, das Zitat ist aus dem Kontext gerissen, aber es ist einer der seltenen Fälle, in denen eine Aussage ohne Kontext ehrlicher ist. Denn Frau Weidel behauptet zwar, eigentlich nur einen Wald beschützen zu wollen, einen Märchenwald sogar. Ich glaube ihr sogar, dass ihr das wirklich wichtig ist, immerhin sind Märchen ihre Kernkompetenz, aber sie ist ja klug, deshalb weiß sie drei Dinge. Erstens: Windräder niederreißen, wenn ein Wald schon abgeholzt ist, bringt gar nichts. Zweitens: Sich gegen diesen Windpark auszusprechen ist eine ganz wundervolle Gelegenheit, zugleich gegen progressive Energiepolitik zu wettern und sich selbst als Naturschützerin aufzuspielen. Und drittens: Ihre Anhänger hören, was sie hören wollen, und das ist: «Wir reißen Windräder nieder!» Deshalb, und nur deshalb jubeln sie. Weil Windräder ein Symbol sind für gewisse andere Parteien. «Dogwhistling» nennt man das.

               Ich habe nie verstanden, wieso all die Heimatverliebten und vor allem die Konservativen nicht die größten Klimaschützer von allen sind. Das ist, im Gegensatz zu all den höchst unchristlichen Werten, die aktuell um jeden Preis verteidigt werden, doch endlich mal etwas, das zu konservieren sich lohnt: die saubere deutsche Luft, die schönen deutschen Seen, die natürlichen Lebensräume der deutschen Wildschweine, die wirklich gerne auch morgen noch deutsche Eichen hätten, an denen sie sich kratzen können. In einer Welt, in der die Worte und die Taten von Menschen zumindest entfernt miteinander zu tun hätten, wäre Friedrich Merz als echter Konservativer derjenige, der mit einer Warnweste auf der Autobahn klebt, anstatt vor der Bundestagswahl mit einem fetten SUV darüberzubrettern, um zum ersten TV-Duell mit Olaf Scholz zu kommen, bei dem es dann von den 90 Minuten ganze 1,37 Minuten ums Klima geht.

            
               
                  Markus und der Atomausstieg

               
               Atomkraft ist ein Thema, das viele einfach nicht aushalten. Weil es Argumente dafür und dagegen gibt. Das gilt schon als unerträglich. Da muss man ja abwägen! Vorteile gegen Risiken. Kurzfristige Entlastung gegen langfristige Probleme. Es ist ein Thema, bei dem es eigentlich eine wahnsinnig gute Idee wäre, es wissenschaftlich fundiert und sachlich zu diskutieren. Das Problem ist aber, dass das total langweilig wäre. Und dass es dadurch politisch nichts zu holen gibt. Politisch zu holen gibt es viel mehr, wenn man es ideologisiert.

               Markus Söder, zum Beispiel, wollte ja mit Bayern aus dem Ausstieg vom Ausstieg vom Ausstieg aussteigen, die Atomkraft in Bayern also doch weiterlaufen lassen. Dafür hat er keine Mehrheit gefunden, was ihn ziemlich erleichtert haben dürfte, denn natürlich wollte er das nicht wirklich. Sonst hätte er ja stimmigerweise auch ein Endlager für den Atommüll in Bayern suchen müssen, und auch ohne Herrn Söder persönlich zu kennen, bin ich mir ganz sicher, dass das nicht zu seinen Hobbys gehört.

               Also: Natürlich wollte Markus Söder die Atomkraft in Bayern nicht weiterlaufen lassen. Konnte er ja auch gar nicht, weil das keine Entscheidung auf Länderebene ist. Was er wusste. Weshalb er genau das forderte. Und warum fordert ein Politiker Unmögliches, das ihn selbst als Macher und die anderen als Bremser dastehen lässt? Wahlkampf natürlich.

               
                  Was Markus Söder sagt:

                  «Die Abschaltung der Kernkraftwerke ist ein schwerer Fehler. […] #Bayern bietet daher an, die #Kernkraft in eigener Zuständigkeit für einige Jahre weiterlaufen zu lassen.»

                  (17.04.2023, Twitter)

                   

                  Was Markus Söder sagen will:

                  «Hallo, ich bin der Markus und habe Angst, dass ihr mich nicht mehr mögt, weil Bayern nach dem Beschluss, aus der Kernkraft auszusteigen, erst mal auf Gas gesetzt hat und jetzt vor allem bei der Windkraft total hinterherhängt. Und ich kann mich auch nicht so richtig dazu durchringen, da aufzuholen, weil es sich anfühlt, als würde ich damit den Grünen recht geben, deshalb gebe ich den Grünen lieber die Schuld, die am Atomausstieg nämlich, obwohl ich noch vor zwölf Jahren mit meinem Rücktritt gedroht habe, wenn der Atomausstieg nicht beschlossen wird.»

               

               Wer soll ihn denn wählen, wenn er so etwas sagt? Bei aller Schimpferei über die Kritikunfähigkeit unserer Politiker*innen: Es ist ja auch nicht so, als würde Selbstkritik honoriert werden, weder an der Wahlurne noch irgendwo sonst.

               Markus Söder kommt also am Tag der Abschaltung, zwölf Jahre nach dem eigenen Beschluss zum Ausstieg, auf die Idee, dass Kernenergie im Kern zu den Kernkompetenzen von Bayern zählen sollte. Und klar, darüber kann man sich aufregen. Man kann sogar den Zeitpunkt des Atomausstiegs falsch finden und trotzdem sehen, dass der Zeitpunkt von Söders Vorschlag noch falscher ist. Man kann sich darüber lustig machen, mit welcher Skrupellosigkeit Markus Söder seinem eigenen Ich von gestern komplett widerspricht, wie er mit voller Inbrunst vertritt, was immer ihm gerade nützlich erscheint, man kann seinen Populismus bewundern und schockiert darüber sein, dass er trotzdem gewählt wird. Ich gehe sogar noch weiter und bin fest überzeugt, dass Markus Söder nur existiert, um mich zu zermürben. Der Gott, an den ich nicht glaube, hat ihn siebzehn Jahre vor meiner Geburt in diese Welt geworfen, hat ihn genährt und trainiert, damit er mich persönlich heute fertigmachen kann.

               Aber eigentlich ist er nur Ausdruck all dessen, was auch sonst in der Debatte schiefläuft. Die meisten Worte, die in der Politik gesprochen werden, haben ernsthafte Bindungsängste. Sie wollen nicht an die Worte von gestern gebunden sein, nicht an den Anstand und allem voran auf keinen Fall an Fakten.

               Vor zweieinhalb Jahren kursierte ein Interviewausschnitt von Dieter Nuhr in den sozialen Netzwerken, in dem er sagte, die zum Beispiel von Fridays for Future aufgestellte Forderung «Folgt der Wissenschaft!» sei «zutiefst demokratiefeindlich», weil sie impliziere, die Wissenschaft würde «die eine Wahrheit erzeugen» und man müsse sich nur «dem weisen Mann» oder «der weisen Frau» anvertrauen und selbst nicht mehr nachdenken, weil «von oben herab jemand entscheidet, der was weiß».

               Aber gut, Dieter Nuhr ist kein Politiker, sondern einer der erfolgreichsten Satiriker Deutschlands, ein Meister seines Fachs, der virtuos mit Worten und ihrer Bedeutung umzugehen weiß. Es ist also fest davon auszugehen, dass er die Aussage nicht ganz ernst meint. Dass er mit feinster ironischer Klinge all jene vorführen möchte, die sich von solch simplifizierender Polemik beeindrucken lassen. Einem großen Geist wie dem Dieter Nuhrs würde ja nicht der Fehler unterlaufen, ein Anerkennen der Wissenschaft mit blindem Vertrauen gegenüber Wissenschaftler*innen zu verwechseln. Er würde nicht glauben, dass die Wissenschaft eine Wahrheit erzeugt, sondern sehen, dass sie sich mit Vernunft und im Austausch zwischen einer Unmenge kluger Köpfe der Wahrheit anzunähern versucht, dass sie sie beschreibt und nicht kreiert. Und nicht zuletzt würde er zur Kenntnis nehmen, dass «Fridays for Future» diesen Spruch auf die Klimakatastrophe beziehen, also ein Thema, bei dem naturwissenschaftliche Erkenntnisse für politisches Handeln durchaus wichtig sein könnten. Und dass niemand verlangt, fortan eine Wissenschaftlerin zur deutschen Königin zu machen, der wir alle zu huldigen haben. Verlangt wird nur, die Existenz von wissenschaftlichen Fakten anzuerkennen und diese nicht zu ignorieren.

               Natürlich kann man erkenntnistheoretisch anzweifeln, jemals Wissen über uns und diese Welt erlangen zu können, aber vermutlich ist Dieter Nuhrs Aussage etwas weniger philosophisch gemeint. Er meint vor allem, dass man nicht denen zuhören soll, die etwas wissen. Aber wem dann? Denen, die nichts wissen, aber ganz viel meinen? Gibt es einen Unterschied zwischen Meinung und Fakt? Das könnte man natürlich wissenschaftlich untersuchen, aber das geht ja nicht, denn das wäre zutiefst demokratiefeindlich.

               Klar, auch Expert*innen liegen manchmal falsch. Deshalb geht Dieter Nuhr vermutlich mit all seinen Anliegen zu Menschen, die keine Ahnung haben. Mit Halsschmerzen zum Klempner, mit der Psyche zum Bäcker, mit dem Auto zum Arzt und mit den Kindern statt zur Kita jeden Tag fünf Stunden in eine Schreinerei. Nein, das kann er ja nicht ernst meinen. Er ist schließlich ein kluger Mann. Deshalb an dieser Stelle: Danke, Dieter Nuhr, für deine treffende satirische Aufarbeitung. Wie immer: meine Verehrung.

               Bleibt zu hoffen, dass auch Markus Söder mit seinem bislang etwas zwiespältigen Verhältnis zu Fakten endlich mal Dieter Nuhr zuhört.

            
               
                  Demokratie-Update oder Klimadiktatur?

               
               Ich habe 2023 etwas Interessantes gemacht. Das ist der traurigste Satz, den ich je geschrieben habe. Er klingt, als hätte ich seitdem nur Socken bügelnd auf den Zug gewartet und dabei Olaf-Scholz-Reden gebingewatched. Dabei stimmt das gar nicht! Ich bügele keine Socken. Aber zurück zu 2023. Da habe ich aus Versehen die gesamte riesige Klimaschutzdebatte mit all ihren Mechanismen auf ein Miniaturformat ihrer selbst geschrumpft.

               Es war die Hochphase der Letzten Generation, und ich fand das Thema Klimaaktivismus ein bisschen ausdiskutiert. Deshalb beschloss ich, mal etwas völlig Abwegiges und Verrücktes zu tun und nicht darauf zu gucken, was die Letzte Generation anstellt, sondern darauf, was sie will. Was fordert sie? Neben einem 9-Euro-Ticket und einem Tempolimit war und ist ihre größte Forderung ein Gesellschaftsrat.

               Die Idee ist, dass nach dem Vorbild von Bürgerräten eine Gruppe zufällig ausgeloster Menschen, die nach Kriterien wie Alter, Geschlecht, Bildung und Migrationshintergrund die deutsche Gesamtbevölkerung repräsentieren, unter professioneller Moderation und mit Faktenzufuhr von Expert*innen die Frage diskutiert, wie Deutschland am besten bis 2030 aus der Nutzung fossiler Rohstoffe aussteigt. Das Ganze soll medial begleitet werden, sodass die gesamte Gesellschaft am Prozess teilhaben kann, und die Bundesregierung verpflichtet sich, die Ergebnisse des Gesellschaftsrats als Gesetzesvorhaben ins Parlament einzubringen.

               Die Letzte Generation hat das ein «Demokratie-Update» genannt, was mich sofort ein wenig skeptisch stimmte. Grundsätzlich sind Bürgerräte und auch dieser Gesellschaftsrat natürlich nicht antidemokratisch, das war bloß ein reflexhaftes Framing von etwas schreckhaften Focus-Kolumnisten. Es ist auch keine «Räterepublik» zu befürchten, das war bloß ein reflexhaftes Framing von etwas schreckhaften AfD-Politikern.

               Es ist nur ein kleiner Einschub direkter Demokratie in unseren parlamentarischen Demokratiealltag. Das muss nicht schlecht sein. Und das sage ich, obwohl ich die repräsentative Demokratie eigentlich für das kleinste Übel halte. Aber die Frage ist ja wichtig: Wieso scheitert unsere Demokratie am Thema Klima? Wieso handeln Abgeordnete gegen die Lebensgrundlagen derer, von denen sie abgeordnet wurden – und übrigens auch gegen ihre eigenen? Und wieso entscheiden sich Menschen trotzdem immer wieder für diese Abgeordneten?

               Die Frage, die sich stellt, ist also nicht so sehr, ob ein Gesellschaftsrat undemokratisch ist, sondern ob er überhaupt helfen würde. Wieso sollte er weisere Entscheidungen treffen als die Gesamtbevölkerung bei der Wahl? Wieso sollte er frei sein von Ideologie und Egoismus und Empfänglichkeit für populistische Manipulation?

               Deshalb dachte ich: Wir werden es nicht erfahren, wenn wir es nicht ausprobieren. Natürlich gab es schon unzählige Bürgerräte, es gab sogar vor einigen Jahren mal einen Bürgerrat Klima, aber das war, bevor die Stimmung derart aufgeheizt wurde, dass das Thema Klimaschutz in einem Grabenkampf zermalmt zu werden drohte. Also beschloss ich, in meinem kleinen ZDF-Format Bosetti will reden! einen Gesellschaftsrat Klima zu testen.

               Drei Wochen lang moderierte ich, und alle, die zuschauten, diskutierten. Vor allem in der Kommentarspalte auf YouTube, aber auch in den sozialen Netzwerken. Und es war spannend, was dabei herauskam, deshalb möchte ich hier – in leicht gekürzter Form – die drei Folgen mit euch teilen:

            
               
                  Gesellschaftsrat Klima 1

               
               Willkommen zur ersten Sitzung des Gesellschaftsrats Klima! Ihr wisst es noch nicht, aber wir haben einiges vor. In den nächsten drei Wochen werden wir – also ihr und ich – zusammen das Klimaproblem lösen und Deutschland sanft und freundlich auf den Pfad des Pariser Klimaschutzabkommens schubsen. Natürlich seid ihr kein perfekter Gesellschaftsrat, denn ihr seid nicht repräsentativ. Ihr seid ganz offensichtlich klüger, lustiger und schöner als alle anderen, aber ich muss mit dem arbeiten, was ich habe.

               Zunächst der unangenehme Teil: Fakten. Das Problem ist folgendes: Wenn sich die Erde um mehr als 1,5 Grad erwärmt, wird es hier ein bisschen ungemütlich. Es drohen Hungersnöte, Pandemien, Hitzewellen, Dürren, Artensterben, steigender Meeresspiegel und Flüchtlingsströme ungekannten Ausmaßes. Und weil das noch nicht schlimm genug ist, ist der Spaß nicht umkehrbar. Wenn bestimmte Kipppunkte erst mal erreicht sind, dann kippt das Klima nicht wieder zurück.

               Deshalb haben 2015 fast alle Staaten der Welt in Paris beschlossen, dass bei 1,5 Grad Erwärmung Schluss sein sollte. Höchstens bei 2 Grad. Auch Deutschland hat das beschlossen. Acht Jahre später zu sagen: «Ja, aber China!», bringt also gar nichts. Ja, Deutschland ist «nur» für 2 Prozent der weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich und kann das Problem nicht alleine lösen. Aber erstens ist Deutschland ein wirtschaftlich und politisch so starkes Land, dass es durchaus Einfluss auf andere Länder hat, zweitens ist der Pro-Kopf-CO2-Ausstoß in Deutschland immens hoch und drittens: Artikel 20a des Grundgesetzes. Der verpflichtet den deutschen Staat dazu, die Lebensgrundlagen auch künftiger Generationen zu schützen.

               Die Frage ist also nicht, ob wir das Klima retten wollen. Denn für den Fall, dass wir das Wollen zwischendurch vergessen, müssen wir sogar. Die Frage ist: wie?

               Die Bundesregierung hat sich als Ziel gesetzt, Deutschland bis 2045 klimaneutral werden zu lassen. Bis 2030 soll der Treibhausgasausstoß um 65 Prozent gegenüber 1990 verringert werden. Das Problem ist: Das reicht nicht. Die Wahrscheinlichkeit, das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen, ist ohnehin kaum noch gegeben. Um überhaupt noch eine Chance zu haben, müsste Deutschland den Ausstoß bis 2030 eigentlich um mindestens 70 Prozent reduzieren. Zugleich ist es aber so, dass mit den aktuellen Maßnahmen wahrscheinlich sogar die 65 Prozent nicht erreicht werden.

               Da kann man sich schon mal fragen, warum wir nicht alle mit Tomatensoße werfen. Aber das fragen wir uns nicht. Wir fragen uns lieber, was wir daran ändern können. Klar, wir müssen aus den fossilen Rohstoffen aussteigen. Und klar, in allen Sektoren passiert schon einiges: Energie, Industrie, Gebäude, Landwirtschaft, Abfall und sogar ein bisschen im Verkehr. Aber es reicht eben nicht. Wir brauchen mehr. Ich möchte also von euch wissen: Was soll zusätzlich zu den bestehenden Maßnahmen noch passieren? Tempolimit – warum? Warum nicht? 9-Euro-Ticket – dafür? Dagegen? Wie könnte es finanziert werden? Das Verbot von neuen Öl- und Gasheizungen steht wieder auf der Kippe – zu Recht? Zu Unrecht? Was müsste sich ändern, damit ihr zustimmen könntet? Ja, ihr könnt auch einfach schreiben: «Robert Habeck will uns allen die Heizungen aus dem Keller reißen, der linksgrüne Klimadiktator!», aber das bringt ja niemanden weiter. Wenn ihr für etwas seid, bringt Argumente. Wenn ihr gegen etwas seid, bringt Argumente. Und schreibt dazu, was euer Gegenvorschlag ist. Wenn kein Tempolimit, kein Verbrenner-Aus, kein Ausbau von Bus und Bahn – was dann? Die Verkehrswende muss ja kommen. Kein oder weniger Klimaschutz ist keine Option.

               Ich bin gespannt und lese all eure Kommentare, und wir sehen und hören uns mit den Ergebnissen nächste Woche Mittwoch wieder.

            
               
                  Gesellschaftsrat Klima 2

               
               Willkommen zur zweiten Sitzung des Gesellschaftsrats Klima! Ich habe euch in der letzten Folge, in der ersten Sitzung, dazu aufgerufen, in den Kommentarspalten unter dem Video eure Vorschläge für Klimaschutzmaßnahmen zu posten und zu diskutieren. Das einzig Traurige, was ich über eure Kommentare sagen kann, ist, dass ich damit nicht gerechnet habe. Und ich finde es ein wenig zynisch von mir, dass eine große, konstruktive Diskussion im Internet etwas ist, das mich derart verwundert. Aber sie ist passiert! Aktueller Stand: über 5500 Kommentare auf YouTube, und wenn man alle anderen Plattformen und die Mails, die ihr geschickt habt, noch dazuzählt, kommen wir auf über 8000 Debattenbeiträge. Die zu 99 Prozent sinnvoll und sachbezogen sind. Sogar die Antworten auf die Kommentare sind sinnvoll und sachbezogen. Völlig verrückt.

               Was eure Diskussion zum Thema jetzt schon zeigt, ist, dass wir alle weiterkommen, wenn wir uns fragen, wie wir ein Problem lösen können, anstatt nur darüber zu schimpfen, was andere Leute falsch machen. Ich zähle mal auf, was für Vorschläge ihr gebracht habt. Geht noch mal schnell aufs Klo und holt euch einen Kaffee, es ist eine lange Liste. Und selbst das ist nur eine Auswahl:

                

               Zum Sektor Verkehr kamen die meisten Vorschläge. Viele davon keine großen Überraschungen, was eventuell daran liegen könnte, dass es wirklich viele gute Ideen gibt, die allen bekannt zu sein scheinen. Außer dem Verkehrsministerium.

               Natürlich der Ausbau und die Bezahlbarkeit des öffentlichen Nahverkehrs. Also 9-Euro-Ticket oder 0-Euro-Ticket, verbunden mit einem Bus- und Bahnfahrplan auch auf dem Land, der den Umstieg vom Auto tatsächlich zulässt.

               Und für alle, die trotzdem Auto fahren wollen, ein Tempolimit auf Autobahnen. Das war bei Weitem der häufigste Vorschlag. Der kam über siebenhundertmal. Tempo 130, 100 oder auch – und das ist fast meine Lieblingsversion – Tempolimit, aber nur für Verbrenner.

               Dann autofreie Innenstädte, autofreie Sonntage, mehr Miet-E-Bikes, -E-Scooter, Carsharing und Fahrradwege, Recht auf Homeoffice, Dienstwagenprivileg abschaffen und, auch sehr schön: Kreuzfahrtschiffe nur noch für die Rettung von Geflüchteten einsetzen.

               Neben dem Verbot von Kurzstreckenflügen kam noch eine Idee, die wohl aus England stammt: Flugtickets teurer machen, je öfter man fliegt.

               Artverwandt ist die Idee eines Klimakontos oder CO2-Kontos, bei dem also jeder Mensch ein jährliches Pro-Kopf-Budget CO2 zur Verfügung hat und nicht überschreiten darf.

                

               Und damit sind wir beim Konsum angelangt:

               In ein paar Kommentaren wurde gefordert, dass wir alle einfach mal unseren Lifestyle hinterfragen sollen. Was ich kritisch sehe, weil dieser Mythos, jeder und jede Einzelne müsse am eigenen Lebenswandel arbeiten, ein altes Pseudoargument der fossilen Lobby ist, um klimapolitische Maßnahmen zu verzögern, nachdem sie mit reiner Klimawandelleugnung nicht mehr weitergekommen ist.

               Passend dazu ein Vorschlag von wansthurs9626:

               «Könnten wir nicht einfach den Klimawandel leugnen?»

               Vielleicht ist das gar nicht so falsch. Vielleicht geht der Klimawandel ja einfach weg, wenn wir so tun, als gäbe es ihn nicht. Ein Hund hört auch am ehesten auf, um Essen zu betteln, wenn man ihn ignoriert.

               Dann wurde noch vorgeschlagen: die verpflichtende Reparierbarkeit von Konsumgütern, Angaben über die Klimabilanz auf allen Produkten, eine angemessene CO2-Besteuerung und alle möglichen Maßnahmen, um den Fleischkonsum zu reduzieren: Massentierhaltung verbieten, keine Subventionen mehr für die Fleischindustrie, stattdessen Fleischalternativen fördern.

               Als herkömmliche Fleischalternative wurden auch Milliardäre vorgeschlagen. Also: Wir essen alle Milliardäre. «Eat the rich», aber wörtlich genommen.

               Es gab noch mehr Vorschläge, wie man die Weltbevölkerung reduzieren könnte – durch Geburtenkontrolle, einen dritten Weltkrieg, Killerviren, indem man alle Männer sterilisiert oder indem wir Thanos anrufen und ihn das erledigen lassen.

               Ein äußerst kluger Einwurf von govoll5058 dazu war: «[…] Alle Menschen ohne Bleiberecht oder mit Duldung sofort raus aus Deutschland.»

               Das ist nicht nur moralisch toll, es ist bei einem globalen Problem auch genau der richtige Ansatz!

                

               Fast so oft wie die nach einem Tempolimit kam die Forderung, fossile Subventionen zu streichen und stattdessen klimaneutrale Alternativen zu fördern, und, gerade im Bereich Energie, die Bürokratie abzubauen, Windräder schneller zu genehmigen, Photovoltaik auf jedes Dach und jeden Balkon, Bürger*innen und Gemeinden am Gewinn der Stromerzeugung bei Windrädern zu beteiligen – was ja auf freiwilliger Basis schon möglich ist –, weniger Föderalismus, Kohleausstieg, Atomeinstieg und: den Energieverbrauch zu senken, indem man zum Beispiel nachts alle Beleuchtungen ausschaltet oder Bosetti will reden! absetzt.

                

               Darüber hinaus natürlich mehr CO2 binden, Wälder aufforsten, Moore renaturieren, Flächenversiegelung verhindern und: die Natur zur juristischen Person ernennen. Das ist ganz interessant. Es passiert nämlich zum Teil schon. Überall auf der Welt werden, meist durch die Initiative indigener Völker, Flüsse zu juristischen Personen erklärt, wodurch sie plötzlich Rechte haben. Zum Beispiel das Recht zu fließen, was ein sehr schönes Recht ist. Und das Recht zu klagen, wenn ihnen ein anderes Recht verwehrt wird.

                

               Und was ich ja immer sehr wichtig finde: Es gab ein paar Vorschläge, um den Diskurs zu verbessern.

               Mehr Aufklärung, zum Beispiel durch ein Schulfach Klimaschutz. Aufklärung ist natürlich ein guter Ansatz, aber ich weiß nicht, ob Schulen da momentan der entscheidende Ort sind. Erstens habe ich das Gefühl, dass junge Menschen die Einzigen in unserer Gesellschaft sind, die das Problem schon erkannt haben, und zweitens drängt die Sache ja ein wenig, das heißt: Es müssen vor allem diejenigen verstehen, die heute politische Entscheidungsmacht haben.

               Für die aktuell Mächtigen gab es auch ein paar Vorschläge, zum Beispiel einen Faktenführerschein für alle Mitglieder des Bundestages, Strafen für Desinformation, Politiker*innen bestechen, damit sie das Richtige tun, Springer enteignen, oder ein Vorschlag von rotmilan_eu: «Immer genau das Gegenteil von Markus Söder machen».

                

               Ein paar haben auch schon aufgegeben, bleiben aber sogar in der Resignation konstruktiv.

               @Dloin schreibt zum Beispiel: «Ich bin dafür, dass wir uns überlegen, wie wir unser ganzes Wissen und die exakten Gründe für das Aussterben der Menschheit auf unserm lang lebensten Medium nieder schreiben und es für die nächste intelligente Lebensform so sicher wie möglich hinterlassen. Damit die genau wissen, warum wir nicht mehr da sind.»

               Das ist doch schön: Wir werden es nicht schaffen, aber lasst uns zumindest dafür sorgen, dass die, die nach uns kommen, nicht unsere Fehler wiederholen.

                

               Ich wäre ja für eine simple Kombination aus erstens: Tempolimit 100 – es kostet nichts, ist, wenn Volker Wissing erst mal sein Schildermangeltrauma überwunden hat, einfach umzusetzen, führt zu weniger Staus, und, ich habe extra nachgeschaut: Das Recht auf schnelles Autofahren steht tatsächlich gar nicht im Grundgesetz. Verrückt, ich weiß, aber so ist es. Das Recht auf intakte Lebensgrundlagen aber schon. Und durch diese Maßnahme könnten laut Deutscher Umwelthilfe pro Jahr über 11 Millionen Tonnen CO2e eingespart werden.

               Zweitens: Kein Fleischkonsum mehr. Ich weiß, ihr liebt euer Steak. Aber ihr liebt doch auch eure Kinder. Ich weiß gar nicht, was es da abzuwägen gibt. Und wenn sich alle zumindest vegetarisch ernähren würden, könnten wir damit 37 Millionen Tonnen CO2e pro Jahr einsparen.

               Mit diesen beiden simplen Maßnahmen, die nichts kosten, nicht mal allzu viel Mühe oder «Freiheit», wären wir zusätzlich zu dem, was ohnehin schon passiert, fast auf dem richtigen Weg zu rechtzeitiger Klimaneutralität.

               Und die paar Tonnen CO2, die wir noch zu viel haben, werden wir durch drittens los: Immer genau das Gegenteil von Markus Söder machen.

               Das klingt erst mal lustig, aber wir sollten den Gedanken zulassen, dass das die Lösung aller Probleme sein könnte, denn dann würden wir ja alle bescheiden, vernünftig und sachlich, mit echter Charakterstärke und frei von Egoismus empathische Entscheidungen treffen.

                

               Die Frage ist natürlich: Was machen wir jetzt damit? Zwei Dinge. Klar, wir stimmen über die schönsten, besten, am häufigsten genannten und originellsten Vorschläge ab. Das könnt ihr ab sofort unter dem eingeblendeten Link tun, und zwar bis zum Wochenende. Aber ich möchte da nicht aufhören. Maßnahmen erarbeiten, das ist etwas, das in den vergangenen Jahrzehnten schon tausendfach passiert ist. Und offenbar hat das allein das Problem nicht gelöst. Deshalb gehen wir einen Schritt weiter und stellen uns die Frage, wie wir als Gesellschaftsrat, als repräsentatives Organ der Bevölkerung, man möchte fast sagen: als Stimme der Vernunft –, wie wir die Regierung dazu kriegen, unsere Forderungen umzusetzen. Denn wir sind ja davon überzeugt, dass wir es besser wissen als sie. Dass wir die Wissenschaft auf unserer Seite haben. Dass unsere Ideen nicht nur gut, sondern notwendig sind. Und die Frage ist, wie weit zu gehen wir bereit sind. Denn wenn es unser einziges Anliegen ist, sozialverträglich das Klima zu retten, sich die Bundesregierung aber – wie viele andere Regierungen auch – nicht an ihre eigene Verpflichtung hält, die Lebensgrundlagen auch zukünftiger Generationen zu schützen, dann stehen wir vor der Wahl, entweder unsere Forderungen durchzusetzen oder den Untergang eines Großteils der Menschheit zuzulassen. Und damit stellt sich die nächste Frage: Wie kommen wir auf die Idee, dass wir die Wahrheit gepachtet haben? Nein, die Frage stellen wir uns nicht, die ist viel zu unbequem. Wir fragen uns: Ist das Durchsetzen unserer Forderungen mit demokratischen Mitteln möglich? Und was, wenn nicht? Was, wenn gewählte Politiker*innen sich immer wieder über die Verfassung hinwegsetzen? Was, wenn Populismus die Debatte vergiftet, wenn destruktive Medien die Wut der Menschen schüren, wenn Kampagnen gegen jeden Anflug von Vernunft laufen, wenn Lügen und Bequemlichkeit sich am Ende wirklich durchsetzen? Sprich: Was, wenn die Demokratie mit all ihren Makeln dieser riesigen Aufgabe nicht gewachsen ist? Was tun wir dann? Klimaschutzgruppierungen wird immer wieder vorgeworfen, antidemokratisch zu sein. Und wenn du Klimaschutz wirklich über alles stellst, also auch über den Willen der Mehrheit, dann ist das in letzter Konsequenz tatsächlich nicht mehr demokratisch. Die Frage, die ich gerne bis zur nächsten Folge mit euch diskutieren möchte, ist, auf die Spitze getrieben: Wäre eine Klimadiktatur gerechtfertigt, wenn sie das Überleben der Menschheit sichern würde? Wie weit darf man gehen, um andere Menschen mit der Nase auf den Boden der Tatsachen zu drücken?

               Schreibt eure Gedanken, wie schon letzte Woche, in die Kommentarspalten aller sozialen Netzwerke, in denen euch dieses Video begegnet. Was findet ihr sinnvoll? Und was ist für euch legitim? Alles, was legal ist? Was nicht stört? Oder stört, aber niemandem wehtut? Oder wehtut, aber nicht körperlich? Oder auch körperlich, aber nur Leuten, die auch anderen körperlich wehtun?

               Manchmal hilft es ja, das Ganze in klein zu denken: Wenn es nur einen Fluss gäbe auf der Welt, von dem alle Menschen tränken und der alle Felder bewässern würde, und kurz hinter der Quelle würde sich ein Mann hinstellen, aus Porsche Cayennes einen Staudamm bauen und den Fluss umlenken, weil er Wasser für seinen beheizten Außenpool braucht, sodass alle Felder verdorren und wir wissen: Spätestens unsere Kinder werden verdursten und verhungern – wäre es dann legitim, diesem Mann zu sagen, dass das echt nicht okay ist, und sich vor ihm auf den Boden zu kleben? Oder wäre das schon zu krass? Oder viel zu harmlos?

               Was ist wichtiger? Das Überleben der Demokratie oder das Überleben der Menschheit? Darf man Menschen dazu zwingen, sich selbst zu retten? Oder ist das die falsche Frage, weil die Menschen, um deren Rettung es geht, heute noch Kinder sind und sich gar nicht selbst retten können?

               Das klingt jetzt ein bisschen, als wolle ich mit euch die Demokratie zerschlagen, oder? Die Schlussfolgerung ist ja auch verlockend, wenn man den Gedankengang einmal bis zu diesem Punkt geführt hat. Ist es nicht Notwehr, wenn man Menschen gewaltsam daran hindert, die Lebensgrundlagen unserer Kinder zu zerstören? Vielleicht, aber ich bin trotzdem sehr dagegen, die Demokratie auch nur anzufassen. Der Gedanke mag nicht zu hundert Prozent falsch sein, aber er ist nicht nachhaltig. Er ist, wie mit 200 Sachen über die Autobahn der Moral zu brettern. Man kann nicht einfach die Mehrheit der Menschen und die mit 50 km/h vor sich hin tuckernde Demokratie aus dem Weg bolzen und erwarten, dass das morgen in ein friedliches Miteinander führt. Es ist unsere Aufgabe, Rücksicht auf alle zu nehmen, sogar auf Geisterfahrer. Und wenn sich die Demokratie bei diesem Thema festfährt, dann geben wir sie natürlich nicht auf. Wir schleppen sie ab.

               Klimaschutz steht nicht über allem. Und das sage ich, obwohl ich wirklich dafür bin, mit allem, was wir haben, die Klimakatastrophe abzuwenden. Obwohl ich ein Kind habe, das ich mehr als alles andere glücklich und gesund sehen will. Obwohl mich dieses kurzsichtige, egoistische Rumgeeiere von Menschen mit zu viel Macht unfassbar frustriert. Wir alle müssen der Menschheit die Option zugestehen, sich selbst zu vernichten. Was wir aber nicht tun müssen, ist Sterbehilfe leisten.

               Aber das ist nur meine Sicht. Ich bin gespannt auf eure. Vor allem bin ich gespannt, ob eure Diskussion genauso sachlich wird wie die zu den Maßnahmen.

            
               
                  Gesellschaftsrat Klima 3

               
               Willkommen zur dritten Sitzung des Gesellschaftsrats Klima! Heute geht unser kleines Experiment in die letzte Runde. Und ich kann schon mal vorab sagen: Meiner Meinung nach ist das Experiment geglückt, aber bei der Idee des Gesellschaftsrats bin ich mir nicht so sicher.

               Zu Beginn war alles überraschend toll. Über 8000 Leute haben sich nach der ersten Folge ernsthaft der Aufgabe gewidmet, Klimaschutzmaßnahmen vorzuschlagen und zur Diskussion zu stellen. Es war die konstruktivste Kommentarspalte, die ich je erlebt habe. Bis auf zwei, drei Nänänä-Kommentare war das alles sehr schön. Nicht, weil sich alle einig gewesen wären, sondern weil alle sachlich übers Thema gesprochen haben.

               An dem Punkt dachte ich: Okay, vielleicht habe ich mich geirrt. Vielleicht reicht es, dass sich Menschen lösungsorientiert mit einem Thema auseinandersetzen.

               In der zweiten Folge habe ich dann die Frage gestellt, wie wir als Gesellschaftsrat es schaffen, unsere Forderungen durchzusetzen. Denn das ist ja das Hauptproblem in der Klimakrise: Gute Ideen gibt es reichlich, aber es wird zu wenig und zu langsam umgesetzt. Was also, wenn sich gewählte Parteien nicht ans Grundgesetz halten? Was, wenn sie durch ihren Populismus trotzdem immer wieder gewählt werden? Was, wenn die Mehrheit der Menschen sich und die Welt nicht retten will? Was dann? Klimadiktatur? Meine Antwort auf diese Frage habe ich auch direkt gegeben, nämlich dass unsere Demokratie unantastbar sein sollte. Aber ich wollte die Frage ausformulieren, weil es naiv ist zu glauben, dass sie sich nicht stellen würde. Zum Teil schon jetzt, weil der Ausdruck «Klimadiktatur» bereits einer der großen Kampfbegriffe ist, mit denen von Klimaaktivisten über Wissenschaftlerinnen bis hin zu Politikern allen, denen etwas am Klimaschutz liegt, Diktaturfantasien unterstellt werden. Es ist also ganz gut, ihn einmal auseinanderzunehmen. Und zum anderen Teil im schlimmsten Fall in der Zukunft, wenn jetzt nämlich nicht genug getan wird und spätestens ernsthafte Ressourcenknappheit die Gesellschaft vor einen möglichen Zusammenbruch der Demokratie stellen könnte. Sollte diese Zeit kommen, müssen die Menschen die Notwendigkeit von Demokratie sehr klar im Kopf haben. Naturgesetze sind ja nicht demokratisch. Die Entscheidung darüber, wie wir mit ihnen umgehen, schon.

               In der Diskussion über dieses Thema gab es, grob gesagt, drei Meinungen: Die größte Gruppe sagte – meiner Meinung nach völlig zu Recht –, dass wir um jeden Preis an der Demokratie festhalten müssen. Dass Klimaprotest ein demokratisches Mittel ist und eine verfassungswidrig agierende Regierung diejenige ist, die undemokratisch handelt. Und dass Diktaturen durch die Freiheitsliebe der Menschen ohnehin in der Regel nicht lange genug existieren, um auf klimatischen Zeitskalen positive Effekte zu erreichen und zu festigen. Also: Nachhaltigkeit. Die habe ich ja in der letzten Folge auch schon genannt, auch wenn ich sie eher moralisch meinte.

               Eine kleinere Gruppe sagte: «Wenn die Alternative ist, dass unsere Kinder kein lebenswertes Leben mehr haben, dann darf man die Menschheit auch gegen ihren Willen retten.»

               Und eine dritte Gruppe, ein fröhlicher Haufen aus Politikerinnen der Union, der FDP und aus rechten Twitteraccounts, gab sich völlig schockiert ob der Fragestellung an sich. Und das war schön zu beobachten, weil es ein Lehrbuchbeispiel dafür ist, wie Debatten absichtlich ins Destruktive gezogen werden.

               Da waren Leute von der Union, die nur die Frage, aber nicht die Antwort gehört hatten und sich ganz doll wegen des Begriffs «Klimadiktatur» erschreckt haben. Was ich gut verstehen kann. Darüber sollten sie dringend mit ihrem Unionskollegen Jens Spahn reden, der den Begriff ins Leben gerufen hat. Und da waren die üblichen WELT-Kolumnisten und Ex-BILD-Chefs, die das Kunststück vollbrachten, ein Plädoyer für die Demokratie als «Schwärmen von Klimadiktatur» zu bezeichnen. Das Ganze war wie Flüsterpost, bei der sich alle absichtlich die Ohren zuhalten: Am Ende bleibt genau das Gegenteil von dem übrig, was am Anfang gesagt wurde.

               Man kann natürlich sagen: «Da hast du aber auch eine provokante Frage gestellt!» Ja, es ist eine provokante Frage. Sie provoziert, wenn man keine unlauteren Motive hat, dazu, sich selbst ernsthaft zu fragen, ob Klimaschutz über allem stehen darf. Es ist keine Frage, die ich stelle. Es ist eine Frage, die sich stellt. Wer anderes behauptet, ist nicht ehrlich. Du kannst auch strikt gegen Gewalt sein, und trotzdem gibt es Situationen, die dich zwingen, dir die Frage zu stellen, ob dieser Grundsatz für dich Grenzen kennt. Wenn zum Beispiel irgendein Typ deinem Kind eine Pistole an den Kopf hält, dann wirst du darüber nachdenken, ob du deinem Vorsatz der Gewaltfreiheit treu bleiben willst. Und würdest du in einer Demokratie leben, in der deine Mitmenschen immer wieder Parteien in die Regierung wählen, die es erlauben, Kindern Pistolen an den Kopf zu halten, dann würdest du dich fragen, was in dieser Demokratie falsch läuft. Es ist naiv zu glauben, dass wir als Gesellschaft das nicht tun müssten.

               Danach kamen die Kommentare, die auf solch eine Stimmungsmache immer folgen, und: Bei unserer schönen Abstimmung über die Maßnahmen haben übers Wochenende plötzlich sehr viele Leute auf alle Fragen mit «Ich bin gegen alles» geantwortet. Tollerweise haben sie es nicht geschafft, das Ruder komplett in Richtung Weltuntergang rumzureißen, was natürlich schön ist, aber die Entwicklung ist schon krass. Klar, ein Teil davon liegt vermutlich daran, dass die Umfrage nach ein paar Tagen die «Gutmenschen»-Bubble verlassen hat, und das ist ja auch richtig so. Aber wenn sich innerhalb von zwei Tagen wie aus dem Nichts die Prozentzahlen bei «Ich bin gegen alles» zum Teil vervierfachen, liegt die Vermutung nahe, dass das zumindest teilweise durch Leute verursacht wird, bei denen gegen alles zu sein ein Lebensmotto ist.

               Ich finde es ganz gut, dass das passiert ist. Nicht, dass ich mir die Welt nicht anders wünschen würde, aber das, was wir hier bei uns in der vergangenen Woche im Kleinen gesehen haben, entspricht zu einhundert Prozent dem, was beim Thema Klimaschutz auch regelmäßig im Großen passiert. Und es ist wichtig, das sichtbar zu machen. Fakten und Maßnahmen sammeln: kein Ding. Aber wenn es um die Umsetzung geht, wenn wirklich etwas gefordert wird, dann wird empört aufgeschrien, absichtlich falsch verstanden, die Öffentlichkeit aufgewiegelt, und es werden komplexe Sachverhalte ohne Aufregungspotenzial zu simplen Schlagworten verkürzt, die man ganz wundervoll skandalisieren kann. Im Kleinen reicht ein Reichelt, um ein paar Selberdenkern Lügen einzupflanzen, im Großen gibt es die fossile Lobby, die nicht einfach nur einen schmierigen YouTube-Kanal betreibt, sondern Millionen ausgibt, um ihre Milliarden zu behalten.

               All das zeigt uns, wo wir ansetzen müssen: bei der Debatte. Es ist ein Kampf gegen zwei Gegner, den menschengemachten Klimawandel und die gezielte Desinformation.

               Vielleicht ist es ein bisschen vermessen, aus unserem kleinen, halb satirischen Experiment ernsthafte Schlüsse zu ziehen, aber ich mache es einfach trotzdem mal: Ich glaube, bei Gegner eins, dem Klimawandel, kann ein Gesellschaftsrat funktionieren. Er kann, das haben wir auch hier gesehen, sinnvolle Maßnahmen erarbeiten. Allerdings habe ich Zweifel daran, dass er das besser kann als die Gesamtgesellschaft. Denn wenn der Gesellschaftsrat wirklich die Gesellschaft repräsentiert, ist er genauso beeinflusst vom Populismus, den Lügen und der Empörungskultur wie alle anderen.

               Entscheidender finde ich aber Gegnerin zwei: die Desinformation. Und da weiß ich tatsächlich nicht, ob ein Gesellschaftsrat hilfreich ist. Weil die Debatte längst viel zu emotionalisiert ist.

               Stellt euch dieses, unser Projekt mal in groß vor. Mit repräsentativ ausgelosten Mitgliedern. Unter den Augen der gesamten deutschen Öffentlichkeit. Und: mit Entscheidungsgewalt. Immerhin müsste der Rat dann nicht mehr darüber diskutieren, wie er es schafft, seine Forderungen durchzusetzen, aber das würde nur bedeuten, dass die absichtliche Eskalation der Debatte schon früher passieren würde. Tut sie ja jetzt schon, obwohl es den Rat noch gar nicht gibt. Und spätestens, wenn es ungemütlich werden würde, wenn Leute ihre Macht oder ihre Bequemlichkeit, ihre «Freiheit» oder ihren Geldbeutel bedroht sehen würden, gäbe es dasselbe Drama wie hier. Nur größer.

               Die gesamte Desinformationsmaschinerie würde sich auf diesen Rat konzentrieren. Die Expert*innen, die den Rat mit Informationen versorgen, würden diskreditiert werden. Und sollte der Gesellschaftsrat klimafreundliche Entscheidungen treffen, würde ihm unterstellt werden, ein undemokratisches, diktatorisches Organ zu sein, gelenkt von den «grünen Eliten».

               Ich bin nicht grundsätzlich gegen Bürgerräte. Aber ich habe Zweifel daran, dass wir all unsere Hoffnung auf dieses eine demokratische Mittel setzen sollten. Ich habe Zweifel am Gesellschaftsrat als das eine Instrument, das unter Garantie alles rumreißen wird. Und das es schaffen wird, die Debatte zu entgiften.

               Die Lösung liegt in einem Wandel in der Gesellschaft. Es gibt kluge Köpfe, es gibt gute Ideen, es gibt den Willen, sich einzubringen, aber es gibt auch Bequemlichkeit und Unwissen und Politikverdrossenheit. Um die repräsentative Demokratie, die wir haben, demokratisch zu halten, um sie funktionieren zu lassen, braucht es eine Gesellschaft, die ihren Repräsentant*innen keinen Bullshit durchgehen lässt. Die sich der Lobbyismuseinflüsse bewusst ist. Die BILD-Schlagzeilen müde belächelt, weil sie die Zusammenhänge längst verstanden hat. Die sich keinen Scheiß erzählen lässt, weil sie es besser weiß. Die Lösung ist eine aufgeklärte Gesellschaft. Und, liebe Bundesregierung: Sie müssten Ihren Job machen. Sie sind laut Grundgesetz dazu verpflichtet, die Lebensgrundlagen auch zukünftiger Generationen zu schützen. Sie sind verpflichtet, unsere Kinder zu schützen. Das ist Ihr Job. Eine Brötchentaste, damit noch mehr Autos durch die Innenstädte brettern, ist nicht Ihr Job. Irgendeinen Trauzeugen von irgendeinem Staatssekretär als Vorwand zu nehmen, um noch zwanzig Jahre Öl- und Gasheizungen in die Häuser zu ballern, ist nicht Ihr Job. Den Porsche-Chef glücklich zu machen ist nicht Ihr Job. Die Rhetorik der BILD zu übernehmen, immer neue Terrorismusvergleiche für Klimaaktivisten zu finden ist nicht Ihr Job. Wiedergewählt zu werden ist nicht Ihr Job. Ihr eigener Vorteil, Ihre eigene Karriere, Ihr eigener Machterhalt sind nicht Ihr Job. Wir sind Ihr Job und die, die nach uns kommen. Ihre einzige berufliche Daseinsberechtigung besteht darin, politische Entscheidungen von Unwissen, Manipulation und Populismus zu lösen. Wenn Sie den Job nicht wollen, okay, aber dann machen Sie Platz für Leute, die das besser können.

            
               
                  PS

               
               Das war also der Gesellschaftsrat Klima im Miniaturformat. Würde man ein paar Begriffe austauschen, könnte er exemplarisch für jede demokratische Debatte stehen, die absichtlich auf destruktive Nebenschauplätze gelenkt wird. Und das zeigt: So richtig originell sind sie nicht, die Debattenzerstörer. Sie malen alte Muster in immer neuen Farben. Sie sind durchschaubar. Und ich glaube, das ist alles, was es braucht, um zu einer besseren Debatte zu kommen: ein Wiedererkennen wiederkehrender Muster. Und mehr Leute, die bereit sind, einen Pinsel in die Hand zu nehmen.

            
               Epilog

            
               
                  Wen wollen wir wählen?

               
               Ich möchte dieses Buch mit Boris Pistorius beschließen. Der Mann ist ja irgendwie ein Wunder. Zuerst war da Armin Laschet, der am Anfang allen egal war und den dann alle doof fanden, weil er im falschen Moment gelacht hat. Dann war Laschet weg, und ein paar Monate später kam ein Typ, der genauso aussah, und alle liebten ihn. Und zufällig war er plötzlich in einer Regierungspartei. Huch. Boris Pistorius ist seit seinem Amtsantritt der beliebteste Spitzenpolitiker Deutschlands. Und ich verstehe das. Es ist so offensichtlich, woran es liegt.

               Er hat als Verteidigungsminister eine marode Bundeswehr geerbt, und angesichts der Kriegsnachrichten, die wir jeden Tag zu sehen bekommen, finden es plötzlich alle total wichtig, dass sich am Zustand der Bundeswehr etwas ändert. Das kostet zwar viel Geld, aber eben ausschließlich Steuergeld. Das ist so schön abstrakt. Wenn militärische Verteidigung in Deutschland darin bestünde, dass alle in ihrem Keller einen Marder-Schützenpanzer stehen hätten, und Herr Pistorius hätte irgendwann sagen müssen: «Joa, also ab 2025 solltet ihr vielleicht, wenn euer Marder kaputtgeht und nicht mehr repariert werden kann, lieber keinen neuen mit Dieselmotor, sondern einen mit Elektroantrieb kaufen», was meint ihr, was dann los gewesen wäre? Die BILD wäre über ihn hergefallen wie eine Horde Geier, der Spiegel hätte ihn als zerstörerischen Mechaniker aufs Cover gedruckt, und selbst die bestsituierten Marderbesitzer würden fäustereckend brüllen, dass Pistorius persönlich ihren Wohlstand und ihr Leben zerstört.

               Aber Steuergeld ist super. Das geben wir alle zwar nur grummelnd ab, mit so einem «Damit machen die doch eh nur Unsinn!»-Gefühl, aber dieses Gefühl ist so diffus und richtet sich ja irgendwie gegen alle in der Politik, das treibt uns nicht auf die Straße. Vor allem, weil man in der Post-Andi-Scheuer-Ära immer das Gefühl hat: Wenn mich das, was er mit Steuergeld gemacht hat, nicht auf die Straße getrieben hat, was dann?

               Und so schafft es Pistorius, beliebt zu sein, obwohl er ein Bundesministeramt innehat. Und ich bin irgendwie fasziniert, aber mir ist es auch immer ein bisschen suspekt, wenn mächtige Politiker*innen beliebt sind. Habeck zum Beispiel war sehr beliebt, dann ist er Bundesminister geworden, und dann haben ihn alle gehasst. Und ich finde das richtig. Also, ganz viel daran ist natürlich falsch. Die Art der Debatte, die Lügen, die Hetze. Aber die Schärfe, mit der auf das Handeln mächtiger Menschen geschaut wird, die ist schon angebracht. Denn auch wenn Tobias Mann ihn den «Golden Retriever der Politik» genannt hat, war und ist Robert Habeck ein mächtiger Mann. Es ist wichtig, dass wir das nicht vergessen.

               Das Problem ist, dass unser Blick auf die Mächtigen momentan nur noch zwei Optionen zu kennen scheint: hassen – und zwar von Kopf bis Fuß, egal, was die Person noch tut oder sagt – oder verehren – und somit von jeder Kritik freisprechen, egal, wie berechtigt sie auch sein mag.

               Ich glaube, wir müssen ganz dringend zu einer gesunden, kritischen Sicht auf die Menschen finden, die unser Zusammenleben organisieren, also Politik machen. Einerseits niemanden verehren und andererseits niemanden entmenschlichen. Und wenn wir das schon nicht aus Nächstenliebe hinkriegen, dann doch wenigstens aus Egoismus. Denn klar, wir können uns über «die da oben» aufregen, wir können uns bei jeder Wahl darüber beschweren, dass es eigentlich nur eine Entscheidung zwischen schlimm und noch schlimmer gibt. Dass man auf Wahlergebnisse guckt wie auf das Finale einer misslungenen Castingshow, bei der sich alle fragen: Wenn der gewonnen hat, wer hat denn dann verloren?

               Aber wir sollten nicht vergessen, dass es an uns liegt, das zu ändern. Wie wir mit unseren Politiker*innen umgehen, hat ja einen Einfluss darauf, für wen ein politisches Mandat überhaupt attraktiv ist. Die Frage ist: Welche Charakterzüge, welche Handlungen belohnen wir? Wenn eine politische Machtposition nicht mehr bedeutet, dass du deinen Narzissmus ausleben kannst und für billige populistische Sprüche gefeiert wirst, dann gibt es bestimmt ein, zwei Leute in der Spitzenpolitik, die ziemlich schnell den Spaß an ihrem Job verlieren. Und wenn eine politische Machtposition auch nicht mehr bedeutet, dass deine ganze Familie Personenschutz braucht und dir jeden Tag, bloß weil du deinen Job machst, Leute wünschen, dass du vergewaltigt wirst und man dir den Kopf abschneidet, vielleicht trauen sich dann ja mehr Leute in die Politik, die – um mal ein bisschen kitschig zu werden – ein reines, verletzliches Herz in sich tragen. Und wenn in der politischen Debatte eine Kultur herrscht, in der sich das bessere Argument durchsetzt und in der wir die Leute mit den besseren Argumenten wählen, vielleicht gibt es dann ja irgendwann eine Bundestagswahl, in der bescheidene, selbstkritische, empathische Leute mit reinem Herzen und klugem Kopf zur Wahl stehen.

            
               
                  Empathie

               
               Ich habe es mir anders überlegt. Ich möchte das Buch doch nicht mit Boris Pistorius beschließen, sondern mit einer guten Nachricht. Es zieht sich ja eine gewisse Empathiefaulheit durch all unsere gesellschaftlichen Debatten. Das war noch nicht die gute Nachricht! Aber so ist es: egal, ob es um die Unterstützung der Ukraine geht, um das N-Wort oder ums Bürgergeld. Die Hauptfrage bei all diesen Themen ist: Muss ich mich wirklich damit beschäftigen, wie es anderen Menschen damit geht?

               Und das ist ja verständlich. Wir haben schon genug mit unseren eigenen Gefühlen zu tun, wieso sollten wir uns dann noch in andere Menschen hineinfühlen wollen, vor allem, wenn ihr Innenleben von Dingen beherrscht wird, die so weit unterhalb unseres eigenen emotionalen Wohlstands liegen?

               Doch eigentlich ist die Antwort einfach: weil wir sonst alleine sind. Ohne Empathie sind wir die einsamste Version unserer selbst, vereinzelte Blubbs, die andere nur wahrnehmen, wenn sie ihnen im Weg stehen. Dann ist unser Leben wie Feierabendverkehr in jeder x-beliebigen Großstadt. Wir hupen und blöken uns an, und andere Menschen sind nichts als Störfaktoren. Dann ist die Welt ein Stillleben, und überall sehen wir nur undurchsichtige und mehr oder weniger ansehnliche Vasen. Was für ein trauriges Bild.

               Aber jetzt kommt endlich die gute Nachricht: Empathie kann man lernen! Auch als Erwachsener. Und was man lernen kann, das kann man auch trainieren.

               Eine Studie der Würzburger Neurowissenschaftlerin Grit Hein hat gezeigt, dass es eine soziale Übertragung von Empathie gibt. Wenn die Proband*innen empathische Reaktionen anderer Menschen gesehen haben, stieg der Grad ihrer eigenen empathischen Reaktion. Und zwar nicht nur im Verhalten, sondern sie konnte auch als neuronale Veränderung gemessen werden. Das ist wichtig, sonst hätte es ja sein können, dass die Leute einfach aus sozialem Druck ihr Verhalten anpassen. Aber es gab Veränderungen im Gehirn.

               Allerdings funktioniert das offenbar auch andersherum. Man kann die Empathie durch soziale Übertragung auch dämpfen. Das kann sinnvoll sein, wenn Menschen so empathisch sind, dass sie sonst in Verzweiflung oder Burn-out enden. Aber was ist, wenn die Empathie von Menschen gedämpft wird, obwohl sie im Normalzustand gar nicht zu empathisch sind? Ich glaube, man kann mit relativer Sicherheit sagen, dass Überempathie nicht das vorherrschende Problem in unserer Gesellschaft ist. Und vielleicht gibt die eben genannte Studie ja genau dafür eine Erklärung. Wenn wir die Proband*innen sind, was könnte sich denn sozial auf uns übertragen? Was sehen wir bei anderen Menschen? Im privaten Umfeld ist das natürlich unterschiedlich, hoffentlich sehen wir da Leute, die mitfühlend und nett zueinander sind. Aber was wird uns politisch vorgelebt?

               Genau. Wir sehen einen Empathielosigkeitswettstreit, mit dem wir in Dauerschleife berieselt werden. Natürlich färbt das ab. Und versteht mich nicht falsch: Damit will ich keineswegs die Verantwortung auf «die da oben» schieben. Na gut, ein bisschen schon. Aber wir tragen die Hauptverantwortung. Weil wir ja entscheiden, wo wir hingucken. Und vielleicht sollten wir endlich damit aufhören, immer auf die zu gucken, immer denen Aufmerksamkeit zu schenken, die empathielosen Müll raushauen, und uns wenigstens einmal am Tag mit Leuten beschäftigen, die sich wirklich für andere Menschen einsetzen. Sprach sie, nachdem sie ein ganzes Buch über Friedrich Merz geschrieben hatte. Aber ihr könnt es ja besser machen als ich! Vielleicht wird unsere Empathie dadurch stärker und nuancierter. Und wenn wir uns richtig anstrengen, vielleicht wird dann sogar der Feierabendverkehr in Großstädten etwas, worauf man sich freuen kann.

            
               
                  Der Sofa-Appell

               
               Ich habe es mir anders überlegt. Ich möchte das Buch doch nicht mit einer guten Nachricht beschließen, sondern mit einem pathetischen Abschlussappell. Hier kommt er:

               Ich kann alle verstehen, die keine Lust haben, vom Sofa aufzustehen. Besonders jetzt gerade, nachdem ich an diesem Buch geschrieben habe, bis mein Sofa sich so perfekt an meinen Körper angepasst hat, dass ich vermutlich aus den um mich herum aufgeschichteten Pizzakartons eine Schaufel basteln muss, um mich selbst wieder auszugraben.

               Natürlich haben wir keine Lust darauf, dass uns jemand aus den Kissen scheucht. Natürlich ist das Verändern, das Wissenwollen, das Hingucken, das Mitreden, das Aufpassen, das Wundern, das Wichtigfinden, das verbale Kämpfen und das Friedenschließen anstrengend. Aber ich fürchte, genau das ist unsere Aufgabe im Tanz mit diesem nervigen, tollen, wunderschönen Kleinkind namens Demokratie. Wir sollten nicht vergessen, dass das größte Privileg nicht das Sofa selbst ist, sondern die Freiheit, jederzeit von ihm aufstehen zu dürfen.

               Und wenn das Schicksal schon will, dass ich zum Abschluss klinge wie eine übermotivierte Fitnesstrainerin, dann auch richtig: If you don’t use it, you’ll lose it! Wir müssen unsere Demokratiemuskeln benutzen, sonst zerschmelzen sie zu Sofakissen. Wir müssen unsere Debattengelenke schmieren, sonst rosten sie ein.

               Also streichelt euer Sofa noch mal kurz, sagt ihm, dass ihr gleich wiederkommt und ihm etwas Schönes mitbringt, und dann geht raus, redet mit Menschen, die ihr seltsam findet, gründet Vereine, geht wählen, guckt Nachrichten und stellt euch vor, was Politiker*innen sagen könnten, macht daraus Gedichte und schickt sie euren Abgeordneten, sucht euch eine Partei mit einem schönen Namen – es gibt wirklich alles vom «Cannabis Social Club» bis zur «Partei für Verjüngungsforschung» – und tretet ihr bei, schreibt reflektierte Demoplakate, baut von mir aus dicke Frauenskulpturen aus Plastikmüll, aber vor allem: Streitet euch gut.
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